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Editorial

‌D‌as aktuelle TATuP-Thema „Demokratie und Technikfolgenabschätzung (TA)“ 
erscheint gut gewählt, greift es doch virulente Fragen nach der angemesse-
nen Normativität von TA auf, die sich z. B. in widerstreitenden Forderungen 
‌nach strikter Neutralität oder nach Parteinahme „für die richtige Sache“ äu-

ßern. Diese Fragen verschärfen sich auch vor dem Hintergrund der an sich willkomme-
nen Öffnung von TA hin zu „Global TA“, denn viele ihrer Zielländer sind bekanntlich 
nicht demokratisch verfasst (China) oder demokratiefern (Russland). Selbst etablierte 
Demokratien (Brasilien, USA, Türkei) stehen derzeit unter hohem machtpolitischem 
Druck oder leiden an der Schwäche ihrer Institutionen (Mexiko).

Optimisten sehen hier TA als demokratieförderndes Unterfangen. So erwartet etwa 
Elena Seredkina (TU Perm), dass TA in der russischen Technologiepolitik die „richtige“ 
Balance zwischen Regierungshandeln und Bürgerbeteiligung erreichen wird (siehe 
TATuP Heft 29/2, S. 7). Kritische Stimmen werden dagegen TA hier eher als Feigen-
blatt sehen, das nur den politischen Eliten dieser Länder dienen kann. Zumindest ist 
das europäische TA‑Verständnis auch eine Herausforderung für demokratieferne Län-
der mit TA‑Ambitionen. Kann also TA den offenen Dialog zu soziotechnischen Fragen 
anstoßen oder wird sie sich in der Praxis notgedrungen den vorfindlichen politischen 
Realitäten unterordnen müssen?

In gewisser Weise stellen sich diese Fragen auch auf europäischer Ebene. Beispiels-
weise hat das EPTA-Netzwerk neben USA und Russland auch Polen als korrespondie-
rendes Mitglied, das ja derzeit mit der EU im Konflikt um rechtsstaatliche Prinzipien 
liegt. Auch Ungarn und Tschechien sind von Demokratiemüdigkeit gekennzeichnet. 
Und selbst in Westeuropa wird nun die langjährig stabile „Wertegemeinschaft“ durch 
populistische Strömungen in Frage gestellt.

Somit sehen sich TA, ihre Konzepte und ihre Praxen auch in vermeintlich „siche-
ren Häfen“ künftig stärker herausgefordert. Denn klar ist, dass nur Freiheit, Gewalten-
teilung und Rechtsstaatlichkeit die Nachfrage nach unabhängiger TA erst ermöglichen. 
Klar ist m. E. aber auch, dass TA keinen expliziten Demokratieauftrag hat und sich in-
sofern weiter auf die offene Reflexion von Techno-Science und Gesellschaft fokussie-
ren sollte, um ihr eigenes Profil in der Arena von Politik und Gesellschaft nicht zu ver-
wässern. TA wird gleichwohl vor dem Hintergrund einer globalisierten Welt und sich 
wandelnder politischer Kulturen neu auszuloten und zu definieren sein – hoffentlich 
ohne dabei ihr Gesicht zu verlieren.

Stephan Lingner

STEPHAN LINGNER
Institut für qualifizierende Innovations­
forschung und -beratung GmbH (IQIB), 
Bad Neuenahr-Ahrweiler 
(stephan.lingner@iqib.de)
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Meldungen

INTERNATIONALE STUDIE

Parlamente und 
Digitalisierung

Wie arbeiten Parlamente in Europa und 
weltweit am Thema Digitalisierung und 
welche Wissensressourcen stehen ih-
nen dabei zur Verfügung? Diesen Fragen 
nachgegangen sind Forschende des Rathe-
nau Instituuts mit Sitz in Den Haag im 
Auftrag des Komitees für Digitale Zu-
kunft der Zweiten Kammer des niederlän-
dischen Parlaments (Generalstaaten). Nun 
liegt ihre Studie „More grip on digitisa-
tion. An international comparison of par-
liamentary working methods“ vor. Sie soll 
den Abgeordneten helfen, mit aktuellen 
Entwicklungen im Bereich der Digitali-
sierung besser Schritt zu halten. Während 
die Forschenden des Instituts in einer ers-
ten Phase Arbeitsmethoden in zehn Parla-

menten verglichen, vertieften sie die Ana-
lyse mit Interviews in fünf Ländern. In 
Deutschland wurden unter anderem Mit-
glieder von Bundestagsausschüssen sowie 
des Büros für Technikfolgen-Abschätzung 
beim Deutschen Bundestag befragt. Die 
niederländischen Generalstaaten, so ein 
wichtiges Ergebnis der Studie, können 
bei Fragen der Digitalisierung bisher nur 
auf eine vergleichsweise geringe Unter-
stützung durch Wissenschaft und Verwal-
tung zurückgreifen.
www.rathenau.nl/en/knowledge-
democracy/more-grip-digitisation

LEHRE

Master-Studiengang 
in Russland

Für Studierende in Moskau hat im Sep-
tember das erste Semester eines neuen 
Studiengangs im Feld der Technikfolgen-
abschätzung begonnen. Das Master-Pro-
gramm „Social Analysis of Technological 

Innovations and Risks“ ist an der Fakul-
tät für Soziologie und Kulturwissenschaf-
ten der Bauman Moscow State University 
(BMSTU) angesiedelt, einer der wichtigs-
ten technischen Universitäten des Landes. 

„Wir möchten Forscherinnen und Forscher 
ausbilden, die in der Lage sind, die Am-
bivalenz komplexer Technologien und 
technischer Systeme zu verstehen“, sagt 
die Initiatorin und akademische Leiterin 
Elena Gavrilina. „Unsere Absolventinnen 
und Absolventen“, so die international 
vernetzte TA‑Expertin, „sollen öffentli-
che Technologiedebatten moderieren und 
mit ihrer Expertise bei der Entscheidungs-
findung zur Technologieentwicklung hel-
fen“. Mit dem neuen Studiengang will die 
Technikfolgenabschätzung der BMSTU 
auch ihre langjährige Kooperation mit 
Partnern in Deutschland intensivieren. 
So sollen künftig auch Gastdozentinnen 
und -dozenten vom Institut für Technik-
folgenabschätzung und Systemanalyse in 
Karlsruhe das Lehrangebot für die Mas-
terandinnen und Masteranden ergänzen.
bmstu.ru/en

TA-Grafik Gesellschaftliche Folgen der Corona-Krise

Welche langfristigen Folgen für unsere Gesellschaft haben die Corona-Pandemie und die Maßnahmen, mit der wir ihr 
begegnen? Forschende des Instituts für Technikfolgenabschätzung und Systemanalyse (ITAS) haben dazu Expertinnen 
und Experten für Zukunftsfragen gebeten, 21 Thesen zu bewerten und zu kommentieren. Hier ein erster Auszug.
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und Maschine (2000er-Jahre) und zu künf-
tigen Mobilitätsformen (2010er-Jahre). 
Diskutiert wurden zudem Kontroversen,  
die die Technikfolgenabschätzung beglei-
tet haben – und noch immer aktuell sind, 

BUNDESTAG

Dialog zu autonomen 
Waffensystemen

Waffensysteme, die ohne menschliches 
Zutun Ziele auswählen und bekämpfen, 
waren vor nicht allzu langer Zeit noch 
Science-Fiction. Fortschritte in den Berei-
chen Robotik und künstliche Intelligenz 
haben diese Vision nun an die Schwelle 
zur konkreten Umsetzung gerückt. An-
lässlich der Ende Oktober erschienenen 
Studie „Autonome Waffensysteme“ des 
Büros für Technikfolgen-Abschätzung 
beim Deutschen Bundestag informierten 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaft-
ler bei einem öffentlichen Fachgespräch 
am 4. November 2020 im Bundestag über 
den Stand der technischen Entwicklung, 
ethische und völkerrechtliche Aspekte so-
wie sicherheitspolitische Fragen im Kon-
text von autonomen Waffensystemen. Ei-
nig waren sie sich mit den Abgeordneten 
aller Fraktionen darin, dass internationale 
Übereinkünfte zur Begrenzung autono-
mer Entscheidungen über Leben und Tod 
ohne angemessene menschliche Kontrolle 
vorangebracht werden müssen.
www.tab-beim-bundestag.de

JUBILÄUM

25 Jahre Technikfolgen
abschätzung am ITAS

Was wissen wir heute über die Technik-
folgen von morgen? Wie können die Ri-
siken des technischen Fortschritts mini-
miert und gleichzeitig seine Potenziale ge-
nutzt werden? Seit mittlerweile 25 Jahren 
beschäftigen sich damit Forschende am 
Institut für Technikfolgenabschätzung 
und Systemanalyse (ITAS) in Karlsruhe. 
Anlässlich des Jubiläums hat das Institut 
bei seiner Veranstaltungsreihe technik.
kontrovers zu einer Reise durch 25 Jahre 
Technikfolgenabschätzung eingeladen. 
Unter dem Titel „Zurück in die Technik-
Zukunft“ warfen Forschende am 17. No-
vember 2020 Schlaglichter auf ihre Arbeit 
zu nachwachsenden Rohstoffen (1990er-
Jahre), der Verschmelzung von Mensch 

etwa zur Positionierung der TA in gesell-
schaftlichen Debatten oder ihrem An-
spruch, Wünschen und Sorgen von Bürge-
rinnen und Bürgern Gehör zu verschaffen.
www.itas.kit.edu/technikkontrovers

Welche Berührungspunkte  
haben Sie mit der Abschätzung  

von Technikfolgen?
Eigentlich haben wir alle den ganzen Tag 

mit Technik und ihren Folgen zu tun, ohne 
dass wir uns dessen immer bewusst sind. 

Gerade in der Pandemie – Stichwort Corona-
Tracking – sieht man momentan deutlich, 
welche Chancen und Risiken Technik birgt.

Welche Forschungsfrage interessiert 
Sie dabei besonders?

Ich komme ja aus dem Bereich der Kunst 
und Musik und schaue fasziniert darauf, 

dass man KI zunehmend auch dort findet. 
Irgendwann in vielen Jahren wird man sich 

fragen, wie sich menschliche noch von 
maschineller Kreativität unterscheidet.

Das Futurium ist ein Ort der Kommuni­
kation über Zukunftsthemen. Was 
kann Wissenschaft hier beitragen?

Wichtig ist zu fragen, was Kommunikation 
erreichen soll. Wenn es der Wissenschaft 

nicht um Marketing, sondern wirklich  
um den Austausch geht, sollte sie die Fragen 

oder Ideen von Bürgerinnen und  
Bürgern ernst nehmen und in der Forschung  

auch auf sie eingehen.

Wie wir künftig leben wollen, ist eine 
zentrale Frage Ihres Hauses.  

Wie finden wir darauf gute Antworten?
Ich bin überzeugt, dass sich bei großen 

Zukunftsentscheidungen so viele Menschen 
wie möglich über den Weg dahin verständi-
gen müssen. Und das bedeutet – ganz klas-

sisch – Kompromissfähigkeit. Die müssen wir 
uns erhalten, um als Gesellschaft zu nach-
haltiger Transformation in der Lage zu sein.

Das Futurium wie die TA sprechen 
gerne von „Zukünften“.  

Welche mögliche Zukunft scheint 
Ihnen erstrebenswert?

Eine in der wir das Prinzip der Nachhaltig
keit auf vielen Ebenen umgesetzt haben 

und die gleichzeitig Freiräume für die 
Menschen belässt – ohne Dauerüber

wachung und Daueroptimierung. Das klingt  
nach der Quadratur des Kreises, 

aber schließlich ist der Weg das Ziel! 

5 Fragen an: 
Stefan Brandt
Direktor des Futuriums in Berlin
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zu 35 Fellows aus Wissenschaft, Kultur, 
Wirtschaft und Politik temporär zusam-
men leben und arbeiten.
thenew.institute/en

PUBLIKATION

Ethik und digitaler Wandel

Heute bestimmen oft Ängste den Dis-
kurs über die Digitalisierung  – vor der 
Monopolmacht großer Konzerne, der 
Benachteiligung durch Algorithmen oder 
vor staatlicher Überwachung. Markus 
Hengstschläger, Genetiker und ehemali-
ger stellvertretender Vorsitzender des ös-
terreichischen Rates für Forschung und 
Technologieentwicklung, erteilt jedoch 
„alarmistischen Untergangsszenarien“ 
eine Absage. In dem von ihm herausge-
geben Sammelband „Digitaler Wandel 
und Ethik“ plädiert er für eine Versach-
lichung der Diskussion über Risiken und 
Chancen der Digitalisierung. Die Auto-
rinnen und Autoren des Bandes kommen 
aus der Informatik, Wirtschaft, Soziolo-
gie und Philosophie. Mit Alexander Bog-
ner und Stefan Strauß sind auch zwei Wis-
senschaftler des Instituts für Technikfol-
gen-Abschätzung (ITA) in Wien vertreten. 
Sie untersuchen in ihrem Beitrag „Demo-
kratische Herausforderungen im Zeitalter 
des digitalen Wandels“.

FILM

Mensch und Maschine

Was treibt Menschen an, Maschinen nach 
ihrem Vorbild zu schaffen und so die 
Grenzen zwischen sich und der Technik 
aufzulösen? Antworten sucht der Doku-
mentarfilm ROBOLOVE, der im Oktober 
in österreichischen Kinos gestartet ist. Der 
Film porträtiert Menschen, die sich mit 
der Entwicklung von humanoiden Robo-
tern beschäftigen. Zu Wort kommen der 
japanische Robotik-Guru Hiroshi Ishiguro 
oder die US‑Amerikanische Transhuma-
nistin Natasha Vita-More. Die Regisseu-
rin Maria Arlamovsky will jedoch keine 
Ängste schüren: „Es geht […] darum, in 
Ruhe zu überlegen, was da auf unser Pri-
vatleben zurollen könnte und ob wir als 
Gesellschaft dafür gewappnet sein wer-
den“. Die Technik, so die Filmemacherin, 
falle nicht vom Himmel. „Wir Menschen 
sind es, die Technik bauen, Programme 
programmieren, unsere Vorurteile unbe-
absichtigt in Algorithmen speichern.“ Ro-
bolove wurde beim Internationalen Leip-
ziger Festival für Dokumentar- und Ani-
mationsfilm ausgezeichnet.
www.robolove.at

INSTITUTION

Neues „Forum“ 
für positive Zukünfte

Mit dem THE NEW INSTITUTE enga
giert sich seit September 2020 ein neuer 
Akteur auf dem Feld transformativer und 
transdisziplinärer Forschung. Initiiert vom 
Hamburger Unternehmer Erck Rickmers 
versteht sich die Denkfabrik als „inter-
disziplinäre und transsektorale Plattform 
für lösungsorientierte Denker“. Ziel ist 
es, neue Lösungen für die drängendsten 
ökologischen, ökonomischen und politi-
schen Herausforderungen zu entwickeln 
und den gesellschaftlichen Wandel mitzu-
gestalten. Die wissenschaftliche Leitung 
liegt bei Maja Göpel, der bisherigen Ge-
neralsekretärin des Wissenschaftlichen 
Beirats der Bundesregierung Globale 
Umweltveränderungen. Das THE NEW 
INSTITUTE, so die Politökonomin, sei 
ein ideales Forum, um Brücken zwischen 
Disziplinen und politischen Lagern zu 
bauen und in Zeiten großer Unsicherheit 
Wege in eine positive Zukunft aufzeigen. 
Im Herbst 2021 will das Institut mehrere 
neoklassizistische Stadthäuser im Zent-
rum Hamburgs beziehen. Dort sollen bis 

Aus dem openTA-Kalender

13.–20. 01. 2021, DELFT 
Philosophy of Responsible Innovation 
2021. 
www.ozsw.nl/activity/philosophy-of-
responsible-innovation-2021

23.–26. 02. 2021, PORTO ALEGRE 
(ONLINE) 
Fourth ISA Forum of Sociology: Challen
ges of the 21st Century. Democracy, envi-
ronment, inequalities, intersectionality. 
www.isa-sociology.org/en/conferences/
forum/porto-alegre-2021

03. 03. 2021, TÜBINGEN (ONLINE) 
Konferenz – Faire Medizin durch künst
liche Intelligenz? Möglichkeiten, Heraus-

forderungen, Konsequenzen. 
uni-tuebingen.de/einrichtungen/
zentrale-einrichtungen/zentrum-fuer-
gender-und-diversitaetsforschung-zgd

23. 03. 2021, KARLSRUHE 
Symposium – Re-imagining the futures 
of 3D printing in society. 
www.itas.kit.edu/veranstaltungen_2021_
re-imagining_futures_of_3d_printing

22.–23. 04. 2021, BERLIN 
Fachkonferenz 2021. Zivile Sicherheit 
im demokratischen Staat. 
www.sifo-dialog.de/veranstaltungen/
fachkonferenz-2021

WEITERE TERMINE UNTER   www.openta.net/kalender

��Hengstschläger, Markus;  
Rat für Forschung und Technologieentwicklung  
(Hg.) (2020): 
Digitaler Wandel und Ethik. 
Wals bei Salzburg: Ecowin, 441 S., 
ISBN 9783711002716
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SABINE MAASEN hat im 
November 2020 die Pro-
fessur für Wissenschafts- 
und Innovationsfor-
schung an der Universität 
Hamburg angetreten. Mit 

dem aus Mitteln der Exzellenzstrategie neu-
geschaffenen Lehrstuhl verbindet die Univer-
sität das Ziel, Innovationsprozesse zwischen 
Gesellschaft und Wissenschaft besser zu ver-
stehen. Sabine Maasen übernimmt zudem die 
Position als wissenschaftliche Direktorin der 
Transferagentur der Universität Hamburg. Die 
Wissenschaftssoziologin war zuletzt an der TU 
München tätig. Dort hatte sie seit 2013 den 
Lehrstuhl für Wissenschaftssoziologie inne 
und war Direktorin des Munich Center for 
Technology in Society. � [Bildquelle: Universität Hamburg]

STEPHAN LESSENICH 
ist neuer Vorsitzender 
des Wissenschaftlichen 
Beirats des ISOE – Institut 
für sozial-ökologische 
Forschung. Der Soziologe 

leitet seit 2014 den Lehrstuhl für Soziale Ent-
wicklungen und Strukturen an der Ludwig-
Maximilians-Universität München und war 
drei Jahre lang Vorsitzender der Deutschen 
Gesellschaft für Soziologie. An der Spitze des 
interdisziplinären Beirats des ISOE wird er 
das in Frankfurt am Main beheimatete Insti-
tut in Fragen der Qualitätssicherung und Ver-
netzung unterstützen sowie zu dessen Profil-
bildung beitragen. Den Vorsitz übernahm er 
von dem Umweltökonomen Bernd Hansjür-
gens. � [Bildquelle: Eva Tritschler]

JAN-HENDRIK PASS-
OTH, hat im Oktober 
2020 die neu eingerich-
tete Professur für Socio-
logy of Technology an der 
European New School of 

Digital Studies (ENS) angetreten. Die deutsch-
polnische ENS hat als gemeinsame akademi-
sche Gründung der Europa-Universität Via-
drina und der Adam-Mickiewicz-Universität 
Posen ihren Sitz in Frankfurt (Oder) und 
Słubice. Passoth plant dort unter anderem, 
einen STS-Schwerpunkt zum Thema „Infras-
tructuring Digital Europe“ aufzubauen. Zudem 
will der Soziologe Interventions- und Kolla-
borationsexperimente in den Bereichen Soft-
ware Engineering, Digitalkunst und Digital-
politik entwickeln und durchführen.

YVONNE HOFSTETTER 
wurde im Juli 2020 zur Ho-
norarprofessorin für Digi-
talisierung und Gesell-
schaft am Zentrum für 
Ethik und Verantwortung 

(ZEV) der Hochschule Bonn-Rhein-Sieg er-
nannt. Die Rechtswissenschaftlerin und Soft-
ware-Unternehmerin, die auch als Essayistin 
tätig ist und mehrere Sachbücher veröffent-
licht hat, ist Mitglied in mehreren wissen-
schaftlichen Beiräten. Sie plädiert für eine Ba-
lance zwischen technischem Fortschritt und 
dem Erhalt der Souveränität von Bürgerinnen 
und Bürgern. Mit ihrer juristischen und tech-
nischen Expertise möchte sie als Honorarpro-
fessorin einen Beitrag zur Technikfolgenab-
schätzung leisten. � [Bildquelle: Sebastian Pape]

wissen, womit sie es dabei zu tun haben“, 
sagt Karsten Wendland, der am Institut 
für Technikfolgenabschätzung und Sys-
temanalyse (ITAS) zum Thema Compu-
ter und Bewusstsein forscht und die Reihe 
initiiert hat. In dem Podcast beleuchtet er 
mit internationalen Gesprächspartnerin-
nen und -partnern aus der Robotik, Psycho- 
logie, Philosophie, Jura, Technikgeschich-
te, Neurowissenschaften oder Theologie 
das Thema aus vielfältigen Perspektiven. 

Entstanden ist der Podcast aus dem vom 
Bundesministerium für Bildung und For-
schung (BMBF) geförderten Projekt „Ab-
klärung des Verdachts aufsteigenden Be-
wusstseins in der Künstlichen Intelligenz“. 
Die Forschenden untersuchen und kar-
tieren darin, welche wissenschaftlichen 
Gruppen wirtschaftlich und weltanschau-
lich zum „aufsteigenden Bewusstsein“ in 
der KI arbeiten.
www.ki-bewusstsein.de/podcast

STUDIE

Folgen neuartiger 
Gentechnik

Das Freisetzen von neuartig gentechnisch 
veränderten Tieren und Pflanzen in die 
Umwelt könnte unüberschaubare Wech-
selwirkungen mit Ökosystemen auslösen. 
Zu diesem Ergebnis kommt eine Pilotstu-
die, die sich mit der Folgenabschätzung 
von Neuer Gentechnik  – sogenannten 
Gene Drives  – beschäftigt. „Der Gene-
Drive-Mechanismus soll dafür sorgen, 
dass sich gentechnische Veränderungen 
möglichst schnell in wildlebenden Popu-
lationen ausbreiten“, erläutert Arnim von 
Gleich, Leiter des Fachgebiets „Technik-
gestaltung und Technologieentwicklung“ 
im Fachbereich Produktionstechnik der 
Universität Bremen und Projektkoordina
tor der Studie. Von Gleich und seine Ko-
Autorinnen und -Autoren haben anhand 
von Fallstudien zu Gene-Drive-Anwen-
dungen bei Olivenfliegen und Raps unter-
sucht, ob Kipp-Punkte erreicht werden, 
bei deren Überschreiten Ökosysteme un-
wiederbringlich verändert werden – etwa 
indem Nahrungsketten unterbrochen oder 
andere Systemleistungen verloren gehen. 
Die Forschenden plädieren für das Vor-
sorgeprinzip: Das Ausmaß an Unsicher-
heiten und die Grenzen des Wissens soll-
ten Anlass sein, solche Freisetzung sorg-
fältig zu überdenken und abzuwägen und 
nach risikoärmeren Alternativen zu su-
chen.
www.genetip.de

PODCAST

Auf der Spur 
des KI‑Bewusstseins

Auf welche Weise könnte Künstliche In-
telligenz ein Bewusstsein entwickeln? 
Und was würde das für uns bedeuten? Ins-
gesamt zwölf Folgen nimmt sich der For-
schungspodcast „Selbstbewusste KI“ Zeit, 
um diesen Fragen auf den Grund zu gehen. 

„Es geht darum, das Thema aus der Ge-
heimnisecke herauszuholen und so darzu-
stellen, dass die Bürgerinnen und Bürger 
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THEMA

Wie positioniert sich TA angesichts von Populismus und Krisen  

in der Demokratie? Welche Formate basisdemokratischer Verhandlungen 

für Ausgestaltung und Akzeptanz neuer Technologien gewinnen 

im Zuge der Digitalisierung an Relevanz?

Ein TATuP-Thema herausgegeben von Armin Grunwald (ITAS/KIT) 

und Thomas Saretzki (Univ. Lüneburg)

Demokratie  
und  

Technikfolgen-
abschätzung

This work is distributed under the terms of the Creative Commons Attribution License CCBY 4.0 (https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/)
https://doi.org/10.14512/tatup.29.3.10
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Technikfolgenabschätzung (TA) ist vor über 50 Jahren zur Unterstützung 
demokratischer Meinungsbildung und Entscheidungsfindung entstan-
den. Sie hat sich seitdem in demokratischen Gesellschaften westlichen 
Typs weiterentwickelt und diversifiziert. Dieses Modell ist seit einigen 
Jahren mit Herausforderungen konfrontiert, darunter: (1) In fast allen 
westlichen Ländern wird anlässlich des Erstarkens populistischer Strö-
mungen von einer Krise der Demokratie gesprochen. (2)  Die Digitali-
sierung ermöglicht neue Kommunikations- und Mobilisierungsmuster 
weitab von den klassischen Formen demokratischer Meinungs- und 
Willensbildung. (3) Basisdemokratische und partizipative Verhandlun-
gen werden für die Ausgestaltung und Akzeptanz von neuen Tech-
nologien immer relevanter. In dieser Einführung entfalten wir diese 
Herausforderungen und geben einen Überblick über die Beiträge des 
TATuP-Themas.

Democracy and technology assessment
Practical challenges and conceptual consequences

Technology assessment (TA) was established more than 50 years ago 
to support democratic opinion forming and decision making. Since 
then, it has developed and diversified in Western democratic societies. 
This model has faced a number of challenges in recent years, includ-
ing: (1) In almost all Western countries, the rise of populist movements 
has led to talk of a crisis of democracy. (2) The ongoing digitalization 
enables new patterns of communication and mobilization far beyond 
traditional forms of democratic opinion forming and decision making. 
(3) Grassroots and participatory negotiations are becoming more and 
more relevant for the development and acceptance of new technology. 
This introduction unfolds these challenges and provides an overview of 
the contributions to the TATuP special topic.

Keywords: technology assessment, crisis of democracy, populism, 
deliberative democracy, technology governance

Motivation für dieses TATuP-Thema

Die Technikfolgenabschätzung (TA) ist vor über 50 Jahren zur 
Unterstützung demokratischer Institutionen entstanden, zu-
nächst in den USA, dann vor allem in Europa. Sie hat sich in 
demokratischen Gesellschaften westlichen Typs weiterentwi-
ckelt und diversifiziert. Zwischen TA und Demokratie besteht 
somit in der Praxis eine lange Beziehung (s. u.). Auch theore-
tische Einordnungen der TA haben ihren Zusammenhang mit 
westlichen Demokratievorstellungen immer wieder hervorgeho-
ben, so etwa im Verweis auf TA als Modell pragmatistischer 
Politikberatung in der Tradition von John Dewey und Jürgen 
Habermas (Saretzki 2015; Grunwald 2018). Jedoch haben sich 
die Kontexte der TA und damit ihre Erfolgsbedingungen in ho-
hem Maße verändert: Seit Jahren verschärft sich die Krise vie-
ler westlicher Demokratien angesichts des zunehmenden, häufig 
nationalistisch ausgerichteten Populismus; öffentliche und poli-
tische Debatten fordern durch die Digitalisierung mit demokra-
tiefeindlichen Tendenzen heraus; geopolitische Verschiebungen 
gehen mit zunehmender Bewunderung des chinesischen Mo-
dells auch unter westlichen Eliten einher; Erwartung von Bür-
gern und Stakeholdern, bei Beratungen und Entscheidungsfin-
dungen direkt involviert zu werden, steigen an. Die klassischen 
Formen politikberatender und partizipativer TA stoßen hier an 
Grenzen.

Gleichzeitig führt die Ausweitung der TA in viele Länder 
jenseits westlicher Demokratien zu weitreichenden Fragen an 
ihre normative Basis. Wie adaptiv und flexibel oder gar ‚oppor-
tunistisch‘ darf oder will TA sein? Es ist daher kein Zufall, dass 
in den lebhaften Debatten der letzten Jahre um die Normativi-
tät der TA (Delvenne et al. 2019; Nierling und Torgersen 2019, 
2020) immer wieder auch die Verortung der TA in der Demo-
kratie angesprochen wurde. Die Motivation für dieses TATuP-
Thema speist sich einerseits aus dem Wunsch, die genannten 
Beobachtungen und ihre Relevanz für die TA besser zu verste-
hen, andererseits aus dem Interesse an konzeptionellen Antwor-
ten aus der TA auf die aktuellen Herausforderungen im Kontext 
der Demokratie.

Demokratie und Technikfolgen-
abschätzung

Praktische Herausforderungen und konzeptionelle Konsequenzen

Armin Grunwald, Institut für Technikfolgenabschätzung und Systemanalyse (ITAS), Karlsruher Institut für Technologie (KIT), Karlstr. 11, 76133 Karlsruhe 
(armin.grunwald@kit.edu)  https://orcid.org/0000-0003-3683-275X

Thomas Saretzki, Institut für Politikwissenschaft, Leuphana Universität Lüneburg (thomas.saretzki@uni.leuphana.de)

This is an article distributed under the terms of the Creative Commons Attribution License 
CCBY 4.0 (https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/)
https://doi.org/10.14512/tatup.29.3.11
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TA und Demokratie – 
eine lange Beziehung

TA ist durch politische Nachfrage nach wissenschaftlicher Re-
flexion und Beratung über Technikfolgen in demokratischen In-
stitutionen entstanden. Beginnend mit parlamentarischer Bera-
tungspraxis hat sich eine Vielzahl enger Verbindungen von TA 
und Demokratie entwickelt. War TA zunächst im System reprä-
sentativer Demokratie angesiedelt, so hat sich seit den 1980er-
Jahren eine starke Komponente zivilgesellschaftlicher Inklusion 
etabliert. Die Nähe der TA zur Demokratie zeigt sich in mindes-
tens drei Hinsichten (Grunwald 2018):

(1) Stärkung der Parlamente: Die Etablierung des Techno-
logy Assessment im US‑amerikanischen Kongress erfolgte vor 
etwa 50 Jahren vor einem konkreten demokratiepolitischen Hin-
tergrund. Neben dem allgemein erkannten Bedarf an wissen-
schaftlicher Politikberatung zu Fragen des technischen Fort-
schritts und seiner Implikationen für Handlungsfelder der Politik 
waren dies konkrete Sorgen um die in den USA konstitutionell 
starke Gewaltenteilung. Diese erschien durch die Asymmetrie 
im Zugang zu wissenschaftlicher Expertise zwischen Legisla-
tive und Exekutive bedroht. Parlamentarische TA (Bimber 1996) 
sollte diese Gewaltenteilung durch eine Stärkung des Kongres-
ses wiederherstellen. Hierbei ging es also nicht nur um eine 
funktionale Notwendigkeit von Beratung, sondern um das demo-
kratietheoretisch erforderliche Austarieren repräsentativer De-
mokratie. Dieser explizit demokratisch motivierten Argumenta-
tion folgte ab den 1980er-Jahren eine Reihe europäischer Länder 

(PACITA 2012). Die Intention, die Rolle der Parlamente als dem 
Anspruch nach zentralen Herzstück repräsentativer Demokratie 
gegenüber den Exekutiven zu stärken, prägt viele Einrichtungen 
parlamentarischer TA bis heute, z. B. im Berliner TAB (Peter-
mann und Grunwald 2005).

(2) Die Abwehr technokratischer Herrschaftsansprüche: Be-
reits in der Anfangszeit der TA wurden Aushöhlung oder gar 
Ersatz demokratischer Debatten und Entscheidungsprozesse 
durch technokratische Expertenzirkel befürchtet (Krauch 1961). 
Demgegenüber besteht die TA auf einem demokratischen Ge-
staltungsanspruch im Umgang mit dem wissenschaftlich-tech-
nischen Fortschritt und seinen Folgen (Schomberg 1999). Da-
mit verbunden ist die Diagnose, dass Zukunftsentscheidungen 
über Themen wie die Energiewende, den Einsatz von Pflege-
robotern oder die Sicherstellung von Privatheit in der Digitali-
sierung grundsätzlich nicht nur faktenbasiert, sondern immer 
auch auf Basis normativer Überzeugungen wie Werten, Ge-

sellschaftsentwürfen und Gerechtigkeitsvorstellungen getrof-
fen werden. In der Abwägung von und Entscheidungen zwi-
schen alternativen Zukunftspfaden haben sie damit genuin poli-
tischen Charakter. Ein technokratisches ‚Science knows best‘ 
(kritisch dazu Pielke 2007), etwa durch modellbasierte Opti-
mierung, würde diesen politischen Charakter invisibilisieren 
und damit das Mandat der Wissenschaft überziehen. Der Tech-
nokratie stellt die TA ein Denken in alternativen Optionen als 
Modus wissensbasierter, aber demokratischer Deliberation ent-
gegen (Grunwald 2019).

(3) Zivilgesellschaftliche Inklusion: Partizipative Verfahren 
mit Beteiligung von Bürgern und Stakeholdern sind seit den 
1980er-Jahren allmählich zum Standard der TA geworden. Da-
mit stellt sich TA hinter die Forderungen nach ‚starker‘ (Barber 
1984) und deliberativer Demokratie (Habermas 1992). Die In-
klusion von unterschiedlichen Werten, Interessen und Perspek-
tiven, aber auch von Wissensbeständen, hat eine legitimatori-
sche und eine epistemologische Funktion (Grunwald 2019): Re-
sultierende Abwägungen und Bewertungen werden dadurch in 
verschiedene Richtungen anschlussfähig und können diese im 
Idealfall integrieren, was zur sozialen Legitimation der Ergeb-
nisse beiträgt, weiterhin können Wissensbestände lokaler Ak-
teure das Ergebnis epistemisch robuster machen. In dieser nor-
mativ anspruchsvollen Ausrichtung folgt die TA einem prag-
matistischen Verständnis von Politik- und Gesellschaftsberatung, 
das über Habermas’ (1968) Modell einer ‚als ob‘-Beteiligung 
des „Publikums der Staatsbürger“ (S. 138) hinaus auf eine echte 
Beteiligung zielt.

Die TA war in ihrer Entwicklung an demokratischen Idea-
len orientiert und ein Kind der westlichen Demokratien. In der 
Frühzeit der langen Beziehung zwischen normativ anspruchs-
voller Demokratie und der TA sind durchaus auch technokra-
tische TA‑Modelle diskutiert worden wie z. B. japanische Vor-
stellungen von TA als einem politischen Technikmanagement im 
Rahmen des Ministry of Trade and Industry (Moniz und Oku-
wada 2016) und Ansätze der OECD (Jantsch 1967). Diese ha-
ben freilich keine Strahlkraft entwickelt und sind rasch wieder 
verschwunden. In den früheren kommunistischen Ländern oder 
anderen Diktaturen hat es nichts der TA Vergleichbares gege-
ben. Freilich wäre ein öffentliches und inklusives Debattieren 
über nicht intendierte Folgen und mögliche Alternativen zum 
Umgang mit ihnen in einem totalitären oder planwirtschaftli-
chen System nur schwer vorstellbar.

Im Selbstverständnis der TA ist die Orientierung am Mo-
dell pragmatistischer Politikberatung tief verankert, wobei im-
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mer wieder John Dewey (1927) und Jürgen Habermas (1968) als 
Autoren genannt werden. Diese Ausrichtung führte die TA früh 
in das Umfeld der seit den 1990er-Jahren ‚deliberativ‘ genann-
ten Demokratie. Damit gewinnt TA eine demokratiefördernde 
Dimension über ihre Beiträge zum Funktionieren staatlicher Or-
gane hinaus.

Krise der Demokratie?

Wenn gegenwärtig von einer Krise der Demokratie die Rede ist, 
dann ist in der Regel eine Variante des Modells einer liberal 
verfassten, repräsentativen Demokratie gemeint, wie sie in den 
meisten westlichen Industrieländern institutionalisiert ist. Was 
die TA und ihre Beratungsaufgaben in Bezug auf die Meinungs- 
und Willensbildung in der Demokratie betrifft, so erscheinen 
insbesondere solche Krisendiagnosen diskussionswürdig, denen 
zufolge die deliberativ ausgerichtete Form dieses repräsentativen 
Demokratiemodells und damit nicht zuletzt die Idee des Parla-
ments als öffentliches Forum der Demokratie in den letzten Jah-
ren vor allem von zwei Seiten unter Druck geraten ist.

Öffentlich wahrgenommen und kritisch kommentiert wer-
den populistische Mobilisierungen, die in vielen Fällen natio-
nalistisch eingefärbt sind, mit Ressentiments gegenüber Min-
derheiten und dem Establishment spielen und ihre politischen 
Strategien mit einer einfachen Entgegensetzung der Interessen 
‚korrupter Eliten‘ und einem vermeintlich offenkundigen ‚wirk-
lichen Volkswillen‘ zu legitimieren suchen. Unter Druck gerät 
die Idee einer offenen Meinungs- und Willensbildung in den In-
stitutionen einer repräsentativen Demokratie und insbesondere 
in den Parlamenten vielen Diagnosen zufolge aber auch durch 
den weiter wachsenden Einfluss von Expertennetzwerken, wie 
sie insbesondere im Rahmen der Europäischen Integration be-
obachtet wurden. Der ‚Aufstieg der Ungewählten‘ wird von ei-
nigen Policy-Expertinnen und Experten mit Hinweisen auf die 
Relevanz ihrer ebenso unverzichtbaren wie vermeintlich unab-
hängigen Expertise begründet und im Rahmen einer erweiterten 
Gewaltenteilungslehre als „fünfte Gewalt“ gerechtfertigt (Vibert 
2007). Angesichts der Bedeutung, die dem rationalen Umgang 
mit wissensbezogenen Fragen in der Theorie deliberativer De-
mokratie zugewiesen wird, haben einige Europaforscher die Ko-
ordination und Entscheidungsfindung in den Gremien der EU, 
bei der Expertennetzwerke eine große Rolle spielen, als em-
pirische Verkörperung eines Modells deliberativer Demokratie 
interpretiert (Joerges und Neyer 1997). Solche Charakterisierun-
gen empirisch beobachtbarer Beratungsprozesse als Ausdruck 
deliberativer Demokratie stellen sich für kritische Stimmen 
hingegen als unangemessene Legitimierung eines entstehenden 
‚post-demokratischen‘ Systems dar, das treffender als technokra-
tisch und ‚elitistisch‘ zu beschreiben und zu bewerten wäre. Die 
repräsentative Form von Demokratie läuft aus dieser kritischen 
Sicht nicht nur von einer, sondern von zwei Seiten Gefahr, ihre 
Institutionen auszuhöhlen sowie ihre Identität und ‚Figur‘ zu 
verlieren – und infolgedessen von innen und außen nicht mehr 

als ein politisches System erkennbar zu sein, das sich eindeutig 
von anderen unterscheidet (Urbinati 2014).

Zwischen Populismus und Autoritarismus auf der einen, Ex-
pertenermächtigung und Technokratie auf der anderen Seite gibt 
es solchen kritischen Diagnosen zufolge nicht nur offenkundige 
Gegensätze, sondern auch Gemeinsamkeiten. Populismus und 
Technokratie verneinen den Pluralismus von Interessen und 
Werten in der Gesellschaft und richten sich gegen ihre Vermitt-
lung durch politische Parteien und Parlamente. Beide beurtei-
len die Legitimität demokratischer Verfahren weniger am Grad 
der Gewährleistung von Prinzipien der offenen Meinungs- und 
Willensbildung unter Bürgerinnen und Bürgern, die sich wech-
selseitig als Freie und Gleiche anerkennen. Sie messen den Wert 
demokratischer Prozesse vielmehr in erster Linie an ihrem ‚Out-
come‘ und verfolgen so ein Legitimitätskonzept, das demokra-
tische Autorität nicht an demokratische Verfahren bindet, son-
dern von der Qualität anders bestimmter Ergebnisse abhängig 
macht. Demokratie erfährt in beiden Fällen keine intrinsisch be-
gründete, sondern lediglich eine instrumentelle Rechtfertigung: 
Populisten stellen demokratische Institutionen und Entscheidun-
gen unter den Vorbehalt der Übereinstimmung mit dem Willen 
eines homogen gedachten Volkes, der selbst außerhalb demo-
kratischer Verfahren bestimmt wird. Befürworterinnen und Be-
fürworter technokratischer Entscheidungsfindung, die sich auf 
epistemisch begründete Demokratietheorien berufen, interpre-
tieren demokratische Verfahren in erster Linie als Wege auf der 
Suche nach Wahrheit, sehen sie in praktischer Hinsicht etwa als 
Instrumente bei der Herstellung von funktional mehr oder we-

niger erfolgreich benutzbarem robustem Wissen. Populistische 
wie technokratisch ausgerichtete Ansätze tragen, so die kriti-
sche Diagnose, von unterschiedlichen Seiten zur „Entpolitisie-
rung“ demokratischer Prozesse bei und führen am Ende zur Vor-
stellung einer „unpolitischen Demokratie“, die angesichts ihrer 
normativen und politisch-praktischen Implikationen zu kritisie-
ren ist (Urbinati 2014, S. 81–127).

In solchen Diagnosen schwingt auch der Vorwurf mit, dass 
Theorien deliberativer Demokratie mit ihrer Akzentuierung der 
epistemischen Dimension von Demokratie und den darauf auf-
bauenden Demokratisierungsstrategien direkt oder indirekt zur 
Legitimation von institutionellen Reformen beitragen, die in 
der politischen Praxis zu einer spezifischen Entpolitisierung 
demokratischer Meinungs- und Willensbildung führen und da-
mit Prozesse nach sich ziehen, an deren Ende die Etablierung 
einer technokratisch begründeten und elitistisch strukturierten 
post-demokratischen Ordnung erkennbar wird. Solche Diagno-

Populismus und Technokratie 
verneinen den Pluralismus  
von Interessen und Werten.
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sie ihre Arbeit im Einklang mit den genannten Idealen macht 
(Grunwald 2019). Es bleibt die Frage, wie weit Ideal und Reali-
tät auseinanderklaffen dürfen, ohne das demokratietheoretisch 
anspruchsvolle Geschäft der TA als hoffnungslos naiv erschei-
nen zu lassen.

Zweitens ist die pragmatistische Sicht normativ motiviert. 
Angesichts des chinesischen Erfolgs in der Wirtschaft und des 
amerikanischen Erfolgs in der Digitalisierung stellt sich die 
Frage, ob und für wen oder was dieses normativ orientierte 
Modell auch funktional ist. Der TA liegt implizit die nichttri-
viale Überzeugung zugrunde, dass mit einer auf demokratische 
Ideale zugeschnittenen Prozessqualität (Inklusion, Partizipation, 
Transparenz etc.) auch eine optimale Produktqualität verbun-
den ist. Letzteres wird jedoch von Teilen der westlichen Eliten 
zusehends sogar für die Demokratie als Ganzes angezweifelt. 
Sie sei zu langsam, zu mühsam, es werde zu viel geredet und 
zu wenig durchgesetzt. Die normative Stärke wird als funktio-
nale Schwäche wahrgenommen. TA wäre demgegenüber nahe 
an dem, was manche als europäisches Modell der Innovation 
bezeichnen: kein blindes Vertrauen auf den Markt, hohe Prio-
rität individueller Rechte, Vorsorgeprinzip (Siune et al. 2009). 
Hier ist die Herausforderung an TA, dieses Modell mit zu ent-
wickeln, gleichzeitig sich aber nicht die Engführung auf ökono-
mische Funktionalität überstülpen zu lassen, sondern den Eigen-
wert der normativen Ausrichtung hochzuhalten.

Drittens sind grundlegende Herausforderungen der Demo-
kratie durch den wissenschaftlich-technischen Fortschritt und 
seine übergriffigen Tendenzen auf den Entscheidungsspielraum 
und die Handlungsfreiheit der Politik geblieben. Aktuelle Er-
wartungen, etwa mit Big-Data-Technologien und KI die müh-
same demokratische Entscheidungsfindung auf rasche datenba-
sierte Optimierung mittels Algorithmen zu reduzieren, sie da-
mit zu automatisieren und das noch als Gewinn an Objektivität 
und Effizienz zu schätzen, mögen nur der Gipfel weiterhin aku-
ter technokratischer Tendenzen sein. Technokratievorstellungen 
äußern sich heute auch im teils naiven Vertrauen auf Daten und 
Statistiken und im grassierenden Syndrom vorgeblicher Alter-
nativlosigkeit. Diese bislang wenig öffentlich thematisierte Neu-
auflage der Technokratie ist auf jeden Fall eine Herausforde-
rung an die TA, deren Ansatz sie zum Denken in Alternativen 
verpflichtet. Es bleibt Aufgabe der TA, alternative Optionen für 
den Umgang mit technologischen und anderen Möglichkeiten 
der Problembearbeitung zu formulieren und eine öffentliche De-
batte zu lancieren, um einen schleichenden Demokratieverlust 
zu verhindern.

Viertens sind nicht wenige Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler der Meinung, dass die Demokratie ungeeignet sei, 
mit langfristigen Herausforderungen wie dem globalen Klima-
wandel umzugehen. Diagnosen eines Demokratieversagens in 
der Umweltkrise gehen dabei teilweise mit Forderungen einher, 
demokratische Verfahren im Namen der Überlebenssicherung 
außer Kraft zu setzen, alle notwendigen Maßnahmen auf der 
Basis des vermeintlich ‚richtigen‘ wissenschaftlichen Wissens 
zu planen und von einer entsprechend qualifizierten wissen-

sen, die Ideen und Institutionen einer deliberativen Demokratie 
zumindest indirekt auch für die Entfremdung ‚einfacher‘ Bür-
gerinnen und Bürger von entpolitisierten technokratischen For-
men der Entscheidungsfindung und darauf aufbauende populis-
tische Proteste gegenüber elitistischen Strukturen verantwortlich 
machen, sind ihrerseits nicht ohne Widerspruch geblieben. So 
kann mit guten Gründen argumentiert werden, dass Entpolitisie-
rung und technokratische Herrschaft in Theorien deliberativer 
Demokratien bei näherem Zusehen keine Rechtfertigung finden 
und weder technokratische noch populistische Ansätze überzeu-
gende Antworten auf die ausgemachten Schwächen oder „Kri-
sen“ der liberalen repräsentativen Demokratie bereitstellen, son-
dern den demokratischen Kern kollektiven Handelns verfehlen 
(Gaus et al. 2020, S. 2).

Wie andere Ansätze wissenschaftlich fundierter Policy-Ana-
lyse hat auch TA in ihrem Bereich auf erkennbare Grenzen des 
Expertenwissens und anhaltende Kritik an Formen technokra-
tisch geprägter und elitistisch begrenzter Politikberatung mit 
einer „partizipativen Wende“ reagiert und mit einer Vielzahl 
von neuen Beteiligungsformen im Sinne einer „Demokratisie-
rung von Expertise“ experimentiert (Saretzki 1997). Wie an-
dere demokratische Innovationen, stehen angesichts vielfältiger 
Erfahrungen mit solchen Experimenten mittlerweile allerdings 
auch Ansätze partizipativer TA vor Legitimationsproblemen 
und praktischen Reaktionen auf partizipativ ausgerichtete De-
mokratisierungsstrategien, die theoretisch mit einigen Parado-
xien demokratischer (Selbst-)Transformationen und praktisch 
mit der Aufgabe einer kontextbezogenen innovativen Balancie-
rung von inklusiver Partizipation, rationaler Deliberation und 
effektiver Selbsteinwirkung verbunden sind (Schmalz-Bruns  
2018).

Herausforderungen an die TA

Was bedeutet nun erstens die aktuelle Krise der westlichen De-
mokratie für die TA? Wie steht TA zu Bedrohungen westlicher 
Demokratiemodelle ‚von innen‘, insbesondere solchen, die im 
Rahmen demokratischer Wahlen entstehen? Ist TA Beobachte-
rin oder muss sie Partei ergreifen (Delvenne et al. 2019)? Da-
mit hängt die Frage zusammen, ob und inwieweit das pragma-
tistische Modell noch trägt oder ob es nicht obsolet geworden 
ist. Habermas selbst hat eingeräumt, dass die empirischen Vo-
raussetzungen des pragmatistischen Ansatzes nicht erfüllt sind 
(1968). Dadurch wird freilich die normative, auf Demokratie 
zielende Grundierung der TA nicht falsifiziert, sondern es resul-
tiert der Imperativ, an der Verbesserung der empirischen Bedin-
gungen zu arbeiten, in deren Rahmen eine normativ anspruchs-
volle TA in der Praxis Wirksamkeit entfalten kann. Indem TA 
sich inklusiv, transparent, argumentationsgeleitet und reflek-
tiert mit Technikfolgen befasst, trägt sie, wie unvollkommen 
das auch immer sein mag, zur Schaffung oder Verbesserung der 
Bedingungen ihrer Möglichkeit bei. Dies weitergedacht würde 
als These bedeuten, dass TA sich bereits dann einmischt, wenn 
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schaftlichen ‚Wächterelite‘ in autoritären Managementstruktu-
ren durchsetzen zu lassen. Solche generalisierenden Diagnosen 
eines grundlegenden Demokratieversagens und die radikalen 
Therapievorschläge, die auf dieser Basis angedacht werden, hal-
ten einer kritischen Überprüfung der vorgetragenen Argumenta-
tion nicht stand. Beim Auf- und Umbau der ökologischen Prob-
lemlösungsfähigkeit von Demokratien können wissenschaftlich 
qualifizierte Eliten auf die Vielfalt unterschiedlicher Fragen, 
die sich in solchen gesellschaftlichen Transformationsprozes-
sen stellen, auf der Grundlage ihres spezifischen (Fach-)Wissens 
allein keine autoritativen Antworten geben (Saretzki 2011). Der 
Aufbau von Bewältigungskapazitäten für den Klimawandel und 
andere große Herausforderungen hat die TA‑Community schon 
länger beschäftigt und steht zurzeit im Fokus der Aktivitäten 
zu einer global TA (Hahn und Ladikas 2019). Die meisten Re-
gierungen demokratischer Industriestaaten haben auf die ausge-
machten materiellen grand challenges bisher vor allem mit Pro-
grammen zur Förderung technischer Innovationen reagiert, so-
dass die Frage nach der Abschätzung und Bewertung der dabei 
zu gewärtigenden Folgen schon im Rahmen und in Fortsetzung 
ihres bisherigen Aufgabenprofils auf die Agenda der TA gera-
ten ist (Decker et al. 2018).

Wenn die Diagnose richtig ist, dass die Demokratie nicht nur 
durch materielle Herausforderungen von außen, sondern auch 
von innen durch Prozesse der Entdemokratisierung bedroht ist, 
dann stellt sich die Frage nach dem Wechselverhältnis von wis-
senschaftlich-technischem Wandel und Demokratie angesichts 

veränderter gesellschaftlicher und politischer Bedingungen auch 
für TA dringlicher und anders, als das bisher im stabilen Rah-
men eines etablierten und weithin anerkannten demokratischen 
Institutionensystems der Fall war. Im Fokus von TA stehen dann 
nicht nur vertraute Aufgaben bei der Analyse und Bewertung der 
Voraussetzungen, Gestaltungsbedingungen und möglichen Fol-
gen von (neuen) Technologien. Ausführlicher und differenzier-
ter zu behandeln wären auch Fragen nach den Möglichkeiten 
und Grenzen, die für einen demokratischen Umgang mit Tech-
nisierungsprozessen auf den Ebenen der Bürgerschaft (Werte, 
Normen, Interessen, Vertrauen, Solidarität), des politischen 
Vermittlungssystems (Parteien, Verbände, Nichtregierungsorga-
nisationen) und des staatlichen Institutionensystems im enge-
ren Sinne (Parlamente, Regierungen, Verwaltungen, Gerichte) 
in Rechnung zu stellen sind. Legt man ein reflexives Selbstver-
hältnis zu Grunde, dann steht auch TA im Hinblick auf ihre Be-
ratungsaufgaben analytisch und praktisch vor einer Herausforde-
rung zweiter Ordnung: der Herausforderung, große gesellschaft-

liche Herausforderungen unter veränderten Bedingungen nicht 
irgendwie, sondern im Rahmen legitimer demokratischen Ver-
fahren und Institutionen zu bewältigen.

Überblick über das TATuP-Thema

Stefan Böschen und Hans-Jörg Sigwart greifen in ihrem Bei-
trag die jüngere Debatte um die Neutralität und das damit ver-
bundene Positionierungsproblem der TA auf. Um dieses Posi-
tionierungsproblem in ihren Bezügen zur Öffentlichkeit produk-
tiver als bisher reflektieren und bearbeiten zu können, müsse 
TA über ihren Fokus auf Fragen politischen Könnens hinaus 
auch die im öffentlichen Raum bedeutsamen Semantiken des 
politischen Wollens und Sollens stärker berücksichtigen. In 
einem solchen dreidimensionalen Referenzrahmen ließen sich 
unterschiedliche Bezüge von TA zu einer stärker fragmentier-
ten Öffentlichkeit auch in funktionaler Perspektive differen-
zierter interpretieren. Betrachtet man unterschiedliche Bezüge 
von TA zur Öffentlichkeit, bei denen diese als Adressatin, als 
Quelle von TA‑Wissen oder als Interaktionspartnerin fungiert, 
im Lichte des vorgeschlagenen Referenzrahmens, dann erscheint 
das Positionierungsproblem der TA nicht mehr als unvereinba-
rer Grundkonflikt zwischen Neutralität und Parteilichkeit, son-
dern als Frage einer analytisch hinreichend differenzierten Re-
flexion und Verständigung über die eigenen Aufgaben und Be-
dingungen ihrer Bearbeitung.

Angesichts der fortschreitenden Digitalisierung aller Arbeits- 
und Lebensbereiche geraten nicht nur neue Informations- und 
Kommunikationsmöglichkeiten, sondern auch die damit verbun-
denen Folgen für erweiterte Überwachungs- und Kontrolloptio-
nen auf die öffentliche Agenda. Harmut Aden und Jan Fährmann 
untersuchen den Einsatz neuer Datenverarbeitungstechnologien 
in dem grundrechtssensiblen Bereich der Polizei. Die Nutzung 
von IT‑Anwendungen in der Polizeiarbeit setzt bei Risiken für 
die Freiheitsrechte von Betroffenen zwar eine rechtlich vorge-
schriebene Folgenabschätzung im Hinblick auf den Datenschutz 
voraus. Bei deren weitgehend polizeiinterner Umsetzung zeigen 
sich in der Praxis allerdings erhebliche Defizite im Hinblick auf 
die Herstellung von Transparenz. Diese könnten den Autoren zu-
folge durch veränderte rechtliche Vorgaben, technische Maßnah-
men und partizipative Ansätze abgebaut werden.

Philipp Frey, Christoph Schneider und Christian Wadephul 
erinnern daran, dass die Entwicklung und Nutzung von Tech-
nik zu großen Teilen in einer privatwirtschaftlich organisierten 

Es bleibt Aufgabe der TA, alternative Optionen 
für den Umgang mit technologischen und anderen Möglichkeiten 

der Problembearbeitung zu formulieren.
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ökonomischen Sphäre erfolgt. Angesichts der Dominanz ökono-
mischer Akteure, die in den letzten Jahrzehnten durch Politiken 
der De-Regulierung und Privatisierung weiter gestärkt wurde, 
stößt die Idee einer Demokratisierung des technischen Wandels 
auf Grenzen, die durch die Verteilung von Macht und Entschei-
dungskompetenzen in dieser Sphäre und ihren Einfluss auf poli-
tische Prozesse bedingt sind. Die Autoren plädieren daher da-
für, in der Diskussion über eine demokratische Gestaltung des 
technischen Wandels an Ideen einer Wirtschaftsdemokratie an-
zuknüpfen und in der Diskussion über die Rolle der TA entspre-
chend Position zu beziehen.

Immer wieder wurde in den letzten Jahren die zunehmende 
Bedeutung von Expertenkommissionen in der Politikberatung 
diskutiert und auch kritisiert. Jörg Radtke und Emily Drewing 
kontrastieren in ihrem Beitrag die Rolle von Expertenkommis-
sionen in der Energiewende mit der partizipativen TA in Be-
zug auf die demokratische Legitimität. Sie werfen der Politik-
beratung durch Kommissionen technokratisches Denken, den 
Vorrang technisch-ökonomischer Logik, die mangelnde Be-
rücksichtigung von Laienperspektiven und damit ein demokra-
tietheoretisches Defizit vor. Als Gegenmodell fordern sie einen 
stärkeren Einsatz partizipativer Technikfolgenabschätzung nicht 
nur auf der lokalen, sondern auch der nationalen Ebene, um 
eine stärker responsive Governance der Energiewende zu beför- 
dern.

Der Beitrag von Ulrich Hartung, Jochen Müller und Jale To-
sun befasst sich nicht mit TA direkt, sondern mit der Behand-
lung von Technikthemen im Parteiensystem. Am Beispiel der 
seit einigen Jahren vieldiskutierten neuen Techniken der Pflan-
zenzüchtung im Umfeld von CRISPR/Cas analysieren sie, wie 
diese Innovation bei Bündnis 90/Die Grünen diskutiert wird 
und wie der Meinungsbildungsprozess verläuft. Die zentrale und 
hoch kontroverse Frage ist, ob diese neuen Techniken zu einer 
zumindest teilweisen Neubewertung der Gentechnik in der Par-
tei führen. Die Autoren und die Autorin zeigen, dass die Mei-
nungsbildung auf den Umgang mit Risiken fokussiert und dabei 
argumentationsorientiert verläuft. Zur Erreichung eines Konsen-
ses trotz fundamental unterschiedlicher Ausgangspositionen er-
achten sie TA als von zentraler Bedeutung.

Die großen Herausforderungen nachhaltiger Entwicklung, al-
len voran der Klimawandel, haben in manchen Kreisen Zwei-
fel an der Eignung demokratischer Strukturen zur Problemlö-
sungsfähigkeit geweckt. Vor allem die Dezentralität der Demo-
kratie, das Mehrheitsprinzip und die durch den Wahlrhythmus 
implizierte Kurzfristigkeit politischen Handelns stehen in der 
Kritik. Armin Bangert untersucht von einem philosophischen 
Ausgangspunkt die Möglichkeiten von Verständigung in plura-
len Gesellschaften zum Umgang mit Langzeitherausforderungen 
wie dem Klimawandel. Als Ergebnis empfiehlt er die stärkere 
Nutzung klugheitsethischer Herangehensweisen.
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Technikfolgenabschätzung (TA) öffnet sich gegenwärtig neu für die Be‑
ratung demokratischer Öffentlichkeit. Dabei zeigt sich jedoch ein viel‑
schichtiges Positionierungsproblem für TA. Damit TA diese Positionie‑
rung transparent vollziehen kann, so unsere These, bedarf es eines 
demokratietheoretischen Referenzrahmens, in dem die Bezüge zu Öf‑
fentlichkeit geklärt werden können. Ein solcher Referenzrahmen kann 
heuristisch aus den drei Dimensionen politischen Könnens, politischen 
Wollens und politischen Sollens gebildet werden. Anhand einer Analyse 
entlang dreier typischer Bezugsformen – Öffentlichkeit als Adressat von 
TA‑Wissen, als Quelle von TA‑Wissen und als Interaktionspartner – wird 
aufgezeigt, dass unter Anwendung eines solchen Referenzrahmes TA 
ein kritisch-reflexives Verhältnis zu Öffentlichkeit einnehmen und so 
das Positionierungsproblem produktiv lösen kann.

Democratization of technology assessment?
The problem of defining the relationship between public sphere 
and scientific expertise

Technology assessment (TA) is becoming more open to democratic pub-
lic consultation. This poses a complex problem of self-positioning for TA. 
We argue that in order for TA to be able to carry out this public self-po-
sitioning transparently, a democratic theoretical framework is required 
which allows clarifying the relationship to the public. Such a frame of 
reference can be formed from the three dimensions of political ability 
(“politisches Können”), political willing (“politisches Wollen”), and polit-
ical obligation (“politisches Sollen”). Based on an analysis along three 
typical forms – the public as addressee of TA knowledge, as source of 
TA knowledge, and as interaction partner of TA – we demonstrate how 
this framework can help TA develop a critical and reflexive relationship 
to the public and thus productively solve the self-positioning problem.

Keywords: democratization, public sphere, problem-oriented 
research, critique

Einleitung

Technikfolgenabschätzung (TA) hat sich immer schon als Form 
der Demokratisierung von politischem Entscheiden verstanden. 
Ausgehend von parlamentarischer TA (Petermann und Grun-
wald 2005; Delvenne et al. 2011) öffnete sich TA im Zuge des 
„Participatory Turn“ (Jasanoff 2003) immer stärker zur Öffent-
lichkeit, wobei dieser Bezug oftmals instrumentell verengt (Bog-
ner 2010), jedoch im Sinne einer Gesellschaftsberatung (Legge-
wie 2007) anders denkbar war. Gerade die technischen Möglich-
keiten erlauben in der Zwischenzeit eine „Inklusionsexpansion“ 
(Beetz 2005, S. 20), rücken aber auch einen „algorithmischen 
Strukturwandel von Öffentlichkeit“ (Hagen et al. 2017) in den 
Blick. Möchte TA die Öffnung zur Öffentlichkeit vorantreiben, 
dann steht sie vor der Aufgabe, ein Verständnis von und eine Re-
lationierung zu Öffentlichkeit zu entwickeln, die den vielschich-
tigen Anforderungen demokratischer Diskurse gerecht werden 
und TA als problem-orientierter Forschung eine reflektierte 
Selbstpositionierung innerhalb dieser Diskurse ermöglichen.

Das Problem der Positionierung wurde lange Zeit durch das 
Postulat „relativer Distanz“ gelöst: „Ohne relative Distanz kann 
TA auch gegenüber der Öffentlichkeit keine Korrektivfunktion 
wahrnehmen.“ (Gloede 1992, S. 325) Relative Distanz bedeu-
tete, sich als TA durch geeignete Maßnahmen gegenüber den 
verschiedenen Anspruchspositionen in der politischen Arena 
als unparteiisch zu positionieren. Eingelöst wurde dies durch 
das Selbstverständnis, die Folgen des Einsatzes und der Ver-
breitung bestimmter Technologien abzuschätzen. Diese Positio-
nierung erscheint auf den ersten Blick unverfänglich, sie ist es 
aber nicht. Denn sie unterschlägt: Folgen werden typischerweise 
in Relation zu Prozessen gesellschaftlicher Problembearbeitung 
betrachtet, in denen sich die Formierung der Problemdefinition 
sowie entsprechender Lösungen öffentlich-politisch vollzieht, 
so dass die Abschätzung einen normativ gebundenen Akt dar-
stellt. Somit kann relative Distanz nicht allein durch (vermeint-
lich) objektives Wissen sichergestellt, sondern muss durch die 
Transparenz normativer Bezüge beim Problemlösen erweitert 
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werden. Um dies zu verdeutlichen und analytisch beschreibbar 
zu machen, so unsere These, bedarf es eines demokratietheore-
tischen Referenzrahmens, der spezifische Qualitäten demokra-
tischer Diskurse herauszustellen erlaubt.

Unsere Analyse des Selbstpositionierungsproblems von TA 
geht in drei Schritten vor. Wir skizzieren zunächst drei typi-
sche Bezugsformen von TA zu Öffentlichkeit: Öffentlichkeit 
als Adressat von TA, Öffentlichkeit als Quelle von TA‑Wissen 
sowie Öffentlichkeit als Interaktionspartner. Zweitens entwer-
fen wir einen Referenzrahmen, um die unterschiedlichen, sich 
oft scharf voneinander abgrenzenden Akzentsetzungen in der 
gegenwärtigen Debatte in eine differenzierte Perspektive auf 
drei Grundfunktionen demokratischer Politik und die ihnen ent-
sprechenden Semantiken öffentlichen Sprechens zu übersetzen: 
politisches Können, politisches Wollen und politisches Sollen. 
Schließlich zeigen wir mit Blick auf die drei typischen Bezugs-
formen von TA zu Öffentlichkeit auf, wie TA ihre Position als 
politisches Können im Raum der Öffentlichkeit unter Einbe-
ziehung der eigensinnigen Semantiken politischen Sollens und 
Wollens bestimmen kann und so das Positionierungsproblem 
besser adressiert (3.).

Bezugsformen zwischen TA 
und Öffentlichkeit
Im Sinne einer allgemeinen Definition lässt sich TA als prob-
lem-orientierte Forschung bestimmen, die öffentlich-politisch 
thematisierte Problemlagen aufgreift und Wissen zu deren wei-
teren Thematisierung sowie Entscheidung bereitstellt. Unter die-
sem Gesichtspunkt ist es für TA bedeutsam, möglichst genau die 
öffentlich-politische Thematisierung nachzuvollziehen und in 
ihrer Analyse zu berücksichtigen. Solange TA auf Einzeltech-
nologien konzentriert blieb, konnte dieser Bezug mehr oder we-

niger ignoriert werden. Mit der Analyse von Prozessen wie etwa 
der Energiewende jedoch, bei der verschiedene Innovationen Er-
neuerbarer Energien mit der Exnovation etablierter Technolo-
gien (z. B. Kohleverstromung) verzahnt sind, treten die Differen-
zen bei der Definition zu lösender Probleme sowie der zur Prob-
lemlösung jeweils effektiven wie legitimen Strategien sinnfällig 
vor Augen. Als Bezugsformen von TA zu Öffentlichkeit lassen 
sich im Wesentlichen die drei folgenden unterscheiden (Rowe 
und Frewer 2005).

Erstens ist Öffentlichkeit Adressat von TA‑Expertise. TA als 
Forschung und Expertise zielt auf universalisierungsfähiges 

Wissen ab und damit zugleich auf Allparteilichkeit, um als Be-
ratung nicht in die Nähe ausgesuchter Akteursgruppen zu gera-
ten. Bei dieser Bezugsform stellen sich insbesondere Heraus-
forderungen, die Kommunikationsmittel angemessen zu wäh-
len. TA folgte lange Zeit einer expertenzentrierten Form der 
Wissenskommunikation und nahm die Kritik am linearen Mo-
dell der Kommunikation (Bucchi und Neresini 2008) erst zeit-
verzögert zur Kenntnis. Öffentlichkeit zu adressieren wird in 
der gegenwärtig stärker polarisierenden Kommunikation in im-
mer fragmentierteren Arenen deutlich herausfordernder. Denn 
es bedeutet, dass die Allparteilichkeit nur durch weitergehen-
de Transparenz der eigenen Voraussetzungen gesichert werden  
kann.

Zweitens ist Öffentlichkeit Quelle von TA‑Wissen. In vielen 
partizipativen Verfahren geht es letztlich darum, dass Laienwis-
sen für den Umgang mit Technologien oder auch das Werte-
wissen von Bürgerinnen und Bürgern mobilisiert werden soll. 
Hier hat TA eine Pionierrolle eingenommen und eine Fülle von 
Methodenwissen erarbeitet. Zugleich blieb eine Asymmetrie in 
der Wertstellung von Expertenwissen gegenüber Laienwissen 
wirksam (Bogner 2010). TA nutzt mithin Öffentlichkeit bis-
her zu wenig als Quelle von Wissen, obgleich dies als problem-
orientierte Forschung sehr naheliegend wäre. Es steht zu ver-
muten, dass TA bisher noch nicht über die Instrumente verfügt, 
um herausfiltern zu können, welches Wissen wofür als nütz-
lich und relevant anzusehen ist – und zwar: transparent und be-
gründet.

Drittens ist Öffentlichkeit Interaktionspartner. Öffentlichkeit 
ist nicht allein Arena, sondern wird etwa durch zivilgesellschaft-
liche Akteure und ihre Mobilisierung als „Bewegungsöffentlich-
keiten“ formiert. Dadurch entstehen mitunter überraschende 
Relationen. Sprechender Ausdruck dafür ist die Differenz zwi-
schen „eingeladener“ und „uneingeladener“ Partizipation der Zi-
vilgesellschaft (Wehling und Viehöver 2013). TA folgt vielfach 

einem Einladungsmodus und hat dabei Partizipation mitunter 
zum Labor gemacht (Bogner 2010). Zudem kommen bisher un-
geahnte Interaktionspartner ins Spiel, wenn mittels softwareba-
sierter Desinformationsstrategien Akteure den Verlauf öffent-
licher Debatten zu manipulieren trachten (European Commis-
sion 2018).

In allen drei genannten Relationen wird deutlich, dass TA re-
lative Distanz in den Bezügen zur Öffentlichkeit nur sicherstel-
len kann, wenn sie sich neben der instrumentellen Seite der Ex-
pertise auch den politischen und normativen Voraussetzungen 
dieser Expertise zuwendet und hierfür ein Instrumentarium zur 

TA kann relative Distanz zur Öffentlichkeit nur sicherstellen, 
wenn sie sich auch den politischen und 

normativen Voraussetzungen von Partizipation zuwendet.
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Selbstreflexion und -positionierung entwickelt. Hierzu stellen 
wir im Folgenden einen demokratietheoretischen Referenzrah-
men vor, der die spezifischen Qualitäten demokratischer Dis-
kurse herauszustellen erlaubt.

Ein demokratietheoretischer 
Referenzrahmen

Für die Entfaltung eines solchen demokratietheoretischen Refe-
renzrahmens schlagen wir vor, die heuristische Unterscheidung 
von politischem Können, politischem Wollen und politischem 
Sollen als drei zentralen Funktionen demokratischer Diskurse 
zu nutzen (Beardsworth et al. 2020). Zum einen lässt sich zei-
gen, wie sich die wissenschaftliche Debatte zur politischen Rolle 
von TA teils explizit, teils implizit und mit wechselnden Schwer-
punkt- und Akzentsetzungen auf diese drei Funktionen bezieht. 
Zum anderen lässt sich anhand dieser Unterscheidung aufzeigen, 
dass in öffentlichen Diskursen stets simultan differente politi-
sche Grundanliegen adressiert werden. Neben Fragen kompeten-
ter governance auf Grundlage von (technischer) Expertise wer-
den zugleich die fundamentalen demokratischen Belange kol-
lektiver Willensbildung und moralischer Selbstverständigung 
verhandelt. Diesen Grundanliegen entsprechen drei unterscheid-
bare Semantiken öffentlichen Sprechens. Mit der Nutzung der 
genannten Heuristik lassen sich entstandene Verwirrungen in-
nerhalb der öffentlichen Selbstpositionierung von TA entwir-
ren. Um dies zu verdeutlichen, charakterisieren wir im Folgen-
den knapp die drei Semantiken.

Demokratische Diskurse haben erstens eine Umsetzungs-
funktion, nach der es in demokratischer Politik vor allem darum 
geht, effiziente politische Entscheidungsfindung und gesamtge-
sellschaftliche Steuerung zu ermöglichen (Mayntz und Scharpf 
1995), das heißt wirksame Formen der governance als Mittel 

zur Verwirklichung der politischen Selbstgestaltung der Gesell-
schaft zu generieren und erfolgreich anzuwenden (politisches 
Können). Eine spezifische Semantik politischen Könnens in die-
sem Sinne entfalten demokratische Diskurse in erster Linie im 
Medium konstituierter Macht, d. h. in den institutionalisierten 
Formen demokratischer Politik. Diese umfassen neben den klas-
sischen repräsentativen, Regierungs- und gesellschaftlichen Ver-
mittlungsinstitutionen auch vielfältige hybride Formen von go‑
vernance, an denen auch Netzwerke aus Nichtregierungsorga-
nisationen, Wirtschaftsunternehmen und einzelnen Bürgern als 
Akteure beteiligt sind.

Die auf dieser Grundlage generierten Umsetzungskapazitä-
ten demokratischer Diskurse umfassen verschiedenste Formen 
von Wissen (Nullmeier 1993; Schuppert 2008), angefangen von 
Fakteninformationen und technischem Fachwissen bis hin zur 
Fähigkeit, die Funktionsweise politischer Prozesse und Institu-
tionen zu verstehen sowie zu beurteilen, welche Ziele überhaupt 
im Bereich des politisch Realisierbaren liegen und welche Kos-
ten und nicht-intendierten Nebenwirkungen ihre Umsetzung im-
pliziert. Die Semantik politischen Könnens konzentriert sich so-
mit auf Sachprobleme, die zwar immer auch Normen umfassen 
können, diese aber vor allem im Sinne von Koordinationsregeln 
in Prozessen der Problembearbeitung adressieren. Normativ ist 
der Semantik politischen Könnens daher die Orientierung an den 

„Werten“ der Neutralität und Objektivität im Rahmen von „good 
governance“ (Czada 2010) eingeschrieben. Es geht dabei um die 
Fähigkeit, diejenigen objektiven Probleme zu bestimmen, zu ver-
stehen und zu handhaben, die sich unabhängig von den norma-
tiven Zielvorgaben kollektiver Willensbildung und moralischer 
Überzeugungen im Sinne eines kompetenten und verantwortungs- 
vollen Problemlösungshandelns als politische Aufgaben stellen.

Die Verständigung über solche normativen Vorgaben ist aber 
ebenfalls wesentlicher Bestandteil demokratischer Diskurse. Sie 
stellen daher zweitens den Versuch dar, über Austausch, Kon-
flikt, aber auch über Zusammenführung unterschiedlicher Mei-
nungen, Interessen und Vorstellungen von den Zielen politischer 
Gestaltung einen Prozess kollektiver Willensbildung zu ermög-
lichen (politisches Wollen). In der Semantik politischen Wol-
lens kommt normativ die demokratische Grundidee kollektiver 
Selbstbestimmung und mit ihr ein Verständnis von politischer 
Macht nicht nur als „konstituiert“, sondern auch als „konstitu-
ierend“ zum Ausdruck (Kalyvas 2005, S. 227 ff.). Die Macht der 
Öffentlichkeit ist hier also als ein Bottom-up-Phänomen zu ver-
stehen, d. h. als „die Macht freier und gleichberechtigter Bürger 
als kollektiver Körper“ (Rawls 2003, S. 222).

Realiter besteht dieser „kollektive Körper“ bzw. die Öffent-
lichkeit als Ganzes zwar immer aus einer Vielzahl oft wider-
sprüchlicher Positionen, und Prozesse der kollektiven Willens-
bildung vollziehen sich vor allem in der Form von andauernden 
und nicht vollständig auflösbaren Konflikten zwischen ihnen. 
Aber in einem solchen pluralistisch-agonalen Sinne verstanden 
ist die Semantik politischen Wollens dennoch ein reales Element 
demokratischer Politik, das sich in konkreten Formen des „prac-
tical enactment in public life“ (White und Ypi 2017, S. 444) ar-
tikuliert und reale Effekte auf die Agenda demokratischer Pro-
zesse hat. Das politische Wollen der Öffentlichkeit in diesem 

Der Referenzrahmen zeigt, dass die Rolle  
von TA traditionell vor allem in der Dimension  

politischen Könnens gesehen wurde.

20

THEMA · Demokratie und Technikfolgenabschätzung

Stefan Böschen, Hans-Jörg Sigwart   29/3 (2020)



etwa die Argumente von Grunwald einerseits und Delvenne an-
dererseits (Delvenne et al. 2019) nur aufgrund einer ungenügen-
den Differenzierung zwischen politischem Können, politischem 
Sollen und politischem Wollen als sich ausschließende Alterna-
tiven erscheinen.

Das Positionierungsproblem 
von TA revisited

Mit Blick auf unseren demokratietheoretischen Referenzrah-
men muss die Frage der Selbstpositionierung von TA somit als 
das Problem einer differenzierenden Aufgabenbestimmung be-
schrieben werden, welche die unterschiedlichen, teils in einer 
ambivalenten Beziehung zueinander stehenden Anforderun-
gen und Semantiken öffentlicher Kommunikation berücksich-
tigt. Wie sich eine solche Positionierung im Triangle aus politi-
schem Können, politischem Wollen und politischem Sollen si-
tuativ vollziehen könnte, soll nun abschließend hinsichtlich der 
verschiedenen Bezugsformen von TA zu Öffentlichkeit knapp 
skizziert werden.

Öffentlichkeit als Adressat von TA‑Wissen. So lange sich die 
Herausforderung auf die Kommunikation wissenschaftsbasier-
ter Expertise bezog, war die Aufgabe für TA relativ einfach, da 
sie sich mehr oder weniger unhinterfragt auf politisches Kön-
nen fokussieren konnte. Allerdings zeigt insbesondere die De-
batte um wissenschaftliches Nichtwissen (Proctor und Schiebin-
ger 2008; Böschen et al. 2010) neue Reflexionserfordernisse auf. 
Denn genau besehen verweist Nichtwissen neben der Einsicht in 
die Grenzen politischen Könnens auf die Notwendigkeit, im An-
gesicht dieser Grenzen politische Festlegungen über den weite-
ren Umgang mit Nichtwissen zu treffen. Welche Vorsorgestra-
tegien sollen getroffen werden, welche nicht? Welche Schäden 
durch unerkanntes Nichtwissen sind hinnehmbar, welche hin-
gegen nicht? Dies sind genuin Fragen politischen Wollens und 
Sollens. Das Problem des Nichtwissens ist inmitten des Trian‑
gels von politischem Können, Wollen und Sollen platziert. Inso-
fern bedarf es einer reflektierten Situierung von TA‑Wissen im 
Spannungsfeld der durch Nichtwissen gezogenen Grenzen, mit-
laufenden Strategien und politischen Interessen. Die offensive 
Äußerung von Zweifel kann Ausdruck eines politischen Wollens 
sein, wie sich in der Klimawandelskepsis deutlich zeigt (Ores-
kes und Conway 2010). Vor diesem Hintergrund macht der Refe-
renzrahmen zwei wichtige Angebote für TA. Erstens ermöglicht 
es dieser Rahmen, die Nutzung und das Wirksam-machen von 
Nichtwissen in öffentlichen Debatten zu rekonstruieren, indem 
er in den jeweiligen Artikulationen von Nichtwissen die drei öf-
fentlichen Semantiken und damit die genuin politischen Qualitä-
ten dieser Wissensform abschichtet. Zweitens hilft er dabei, die 
wissenskommunikative Herausforderung zu lösen, genau diese 
Merkmale transparent zu machen.

Öffentlichkeit als Quelle von TA‑Wissen. Gerade bei etab-
lierten Verfahren der Partizipation verdeutlicht der Blick mit-
tels der Semantiken eine entscheidende Schieflage. Denn diese 

Sinne artikuliert sich faktisch etwa in grundlegenden Neujus-
tierungen öffentlicher Selbstverständigungsdebatten, die sowohl 
die Form von fundamentalen „Ergänzungen“ als auch von (zu-
mindest partiellen) „Unterbrechungen“ bisheriger öffentlicher 
Debatten und entsprechender Entwicklungstendenzen anneh-
men können (Wenman 2013).

Im demokratischen Diskurs über die normativen Grundkoor-
dinaten des politischen Prozesses geht es aber nicht ausschließ-
lich um die Organisierung kollektiver Willensbildungsprozesse, 
sondern – drittens – auch um den Versuch, Kategorien morali-
scher Orientierung zu generieren und Grundprinzipien der öf-
fentlich-politischen Moral zu artikulieren, die z. B. schützens-
werte Grundrechte als unverzichtbare Voraussetzungen der le-
gitimen Anwendung politischer Gestaltungsmacht bestimmen 
(politisches Sollen). Dieser moralische Charakter öffentlicher 
Diskurse drückt sich vor allem darin aus, dass in ihnen immer 
auch die Frage nach den grundlegenden Einschränkungen mit-
verhandelt wird, denen politisches Handeln unterworfen sein 
soll (Rawls 2002, S. 27 f.). Die entsprechende Semantik poli-
tischen Sprechens folgt einer im Anspruch objektiven und uni-
versalen, aber in erster Linie negativen Logik der Bestimmung 
der moralischen Grenzen nicht nur des politisch „Machbaren“, 
sondern auch der legitimen „Willkür“ des demokratischen Sou-
veräns (ebd., S. 31).

In der Semantik politischen Sollens spiegelt sich somit die 
genuin liberale Idee, dass jede politische Regierung, auch eine 
solche, die sich auf das demokratische Prinzip der Volkssouve-
ränität beruft, d. h. dass sowohl die Erfordernisse wirksamer go‑
vernance als auch die Prozesse kollektiver Willensbildung der 
moralischen Beschränkung bedürfen. Der Hinweis auf den sou-
veränen Willen des Volkes kann alleine weder eine normativ zu-
friedenstellende Vermittlung zwischen kollektiver und individu-
eller Autonomie garantieren (Habermas 1992, S. 112 ff.), noch 
den Status von Individuen als moralische Subjekte sicherstellen 
(Habermas 2002). Im Unterschied zur voluntaristischen Seman-
tik kollektiver Willensbildung artikuliert sich politisches Sollen 
daher in einer Semantik der grundlegenden moralischen Pflich-
ten, an deren Erfüllung jede demokratische Gemeinschaft nor-
mativ gebunden sein soll.

Wenden wir den Blick auf TA und betrachten ihre Entwick-
lung im Lichte des hier skizzierten Referenzrahmens, dann zeigt 
sich, dass die Rolle von TA traditionell zunächst vor allem in der 
Dimension politischen Könnens gesehen wurde. Gegenwärtig 
deutet die kontrovers geführte Diskussion zur Frage der norma-
tiven Implikationen von TA, in deren Verlauf der Anspruch von 
TA auf Neutralität zugunsten eines stärker ethisch-moralischen 
(Grunwald 2017, S. 317 ff.) oder eines dezidiert politischen Ver-
ständnisses (Delvenne und Parotte 2019) reflektiert wird, auf 
eine Öffnung in Richtung der Dimensionen politischen Wol-
lens und Sollens hin. Die in der Debatte vorherrschende Posi-
tionierung dieser verschiedenen Verständnisse von TA als unver-
einbare Alternativen wird jedoch dem komplexen Problem der 
politischen Selbstpositionierung von TA gerade nicht gerecht. 
Unsere heuristische Unterscheidung legt stattdessen nahe, dass 
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sind primär in der Logik politischen Könnens und Sollens ver-
haftet. In der Konsequenz werden Akteure am politischen Kön-
nen zwar beteiligt und dabei mitunter auch moralische Fragen 
politischen Sollens adressiert, dies jedoch bezeichnenderweise 
unter Nichtberücksichtigung der spezifischen Semantik politi-
schen Wollens und ihrer Implikationen. Diese Selektivität ver-
dankt sich dem Umstand, dass TA mit der Grundprämisse eines 
argumentativ-rationalen Räsonierens operierend ein konzeptio-
nelles Ungleichgewicht zu Gunsten politischen Könnens insti-
tutionalisiert hat (Hennen 2012). Dies erschwert auch das Ver-
ständnis aktuell virulenter Probleme. So lässt sich etwa das Pro-
blem fragmentierter Öffentlichkeiten in seinen Implikationen 
für TA adäquat nur unter Berücksichtigung der besonderen Se-
mantik demokratischer Willensbildungsprozesse adressieren. Si-
cherlich kann Öffentlichkeit unter den Bedingungen hoher Frag-
mentierung weiterhin als Quelle von TA‑Wissen dienen. Jedoch 
stellt die Fragmentierung ein zentrales Problem dar, sobald es 
um die Einbeziehung der Semantik öffentlicher Willensbil-
dungsprozesse, d. h. des „Wollens“ der Öffentlichkeit und ent-
sprechender hegemonialer Deutungen (Laclau und Mouffe 1991, 
S. 100 ff.) oder anders ausgedrückt sobald es um Öffentlichkeit 
als eines in welcher Weise auch immer integrierten Gesamt-
zusammenhangs geht (Dewey 1996, S. 134 ff.). Der Referenz-
rahmen eröffnet hier also für TA die Möglichkeit, trotz Auflö-
sung klarer politischer Relevanz- und Orientierungsrahmen für 
die Problemorientierung, Positionierungsweisen zu identifizie-

ren und so das Panorama der Problemlösungsperspektiven ge-
nauer zu erfassen. Jedoch ist nicht zu übersehen, wie aufwändig 
diese Aufgabe angesichts der Fragmentierung von Öffentlich-
keit mitunter sein kann.

Öffentlichkeit als Interaktionspartner. Insbesondere Verfah-
ren der Constructive TA haben prägnant diesen Aspekt des Öf-
fentlichkeitsbezugs in den Blick gerückt und praktiziert. Gerade 
dem politischen Wollen wurde so Spielraum gegeben. Jedoch 
wurde hierbei, paradoxerweise, der Aspekt politischen Könnens 
in den Hintergrund gerückt und systematisch ausgeblendet, dass 
etwa der Umstand des Von-vornherein-Einbeziehens nicht schon 
automatisch die Vermeidung von negativen Folgen bedeutet. 
Einer pauschalen Kritik an CTA, welche den Umstand gemein-
samer Entwicklungsarbeit als Ausschluss einer kritischen Per-
spektive deutet, würden wir zwar entgegnen, dass dieses Argu-
ment das politische Wollen nicht ernst nimmt und verkennt, dass 
bereits jeder Versuch einer öffentlichen Problembeschreibung 
unweigerlich die Logik kollektiver Willensbildungsprozesse 
mit involviert (Delvenne und Parotte 2019). Andererseits dür-
fen die sehr unterschiedlichen normativen Logiken politischen 
Sollens und politischen Wollens nicht vermischt und tenden-

ziell in einer Wollens-Semantik von immer nur auf „politischer“ 
Ebene zu entscheidenden „Wertkonflikten“ aufgelöst werden 
(Weydner-Volkmann 2019). Mit dem Referenzrahmen kann TA 
gegenüber der Öffentlichkeit als Interaktionspartner transpa-
renter der Aufgabe nachkommen, aktiv zur Klarheit und Auf-
rechterhaltung entsprechender Differenzierungen und einer ent-
sprechenden Praxis öffentlicher Selbstverständigung beizutra- 
gen.

Fazit

Die hier skizzierte Anwendung unseres Referenzrahmens zeigt, 
wie etablierte Formen von TA reflektiert und anders positioniert 
werden können und inwiefern die Differenzierung unterschied-
licher Semantiken öffentlichen Sprechens zentrale Aspekte des 
Positionierungsproblems von TA in Öffentlichkeit zu identifi-
zieren hilft. So zeigt sich zum einen, dass eine reflexive Praxis 
der Selbstverortung von TA insbesondere gegenüber der Logik 
politischen Wollens nicht mehr umstandslos im alten Postulat 
einer mehr oder weniger fixierten „relativen Distanz“ vollzogen 
werden kann. Denn beim politischen Wollen ist der Adressat die 
Gesellschaft bzw. die Öffentlichkeit, die TA nicht als ein Gegen-
über verstehen kann. Hier muss TA ihrem öffentlichen Charak-
ter vielmehr im Sinne eigenen Beteiligt-Seins gerecht werden. 
Ein genuin kritischer Anspruch von TA gegenüber dem politi-

schen Wollen der Öffentlichkeit kann folgerichtig nicht schlicht 
mit Verweis auf wissenschaftliche Distanz, Neutralität und Ob-
jektivität begründet werden, sondern ist im Aufweis eines spezi-
fisch kritischen Modus des Beteiligt-Seins einzulösen. Zum an-
deren zeigt sich aber auch, dass dieser Befund die Frage nach der 
öffentlichen Rolle wissenschaftlicher Neutralität und Objektivi-
tät keineswegs einfach obsolet macht. Die Differenzierung poli-
tischen Könnens und Sollens als eigenständige und wesentliche 
Funktionen von Öffentlichkeit kann vielmehr gerade helfen, den 
öffentlichen Ort und die demokratische Rolle des für TA wei-
terhin konstitutiven kritischen Anspruchs auf „relative Distanz“ 
in neuer Klarheit zu bestimmen.
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Seit 2018 ist auch für Datenverarbeitungsvorgänge der Polizei nach dem 
EU‑Datenschutzrecht bei hohen Risiken für die Rechte und Freiheiten 
der Betroffenen eine Datenschutz-Folgenabschätzung (DSFA) vorge‑
schrieben. Dieser Beitrag untersucht die Möglichkeiten, die diese ver‑
bindliche DSFA für eine transparente, grundrechtsschonende und de‑
mokratisch kontrollierbare Polizeiarbeit bietet. Er zeigt, dass sich viele 
Akteure der Innenpolitik und Polizei mit Transparenz schwertun, sodass 
eine demokratische Kontrolle, die grundrechtsschonendes Polizeihan‑
deln sicherstellen soll, nur eingeschränkt funktioniert. Dem kann durch 
höhere Transparenzstandards bei der polizeilichen Datenverarbeitung 
sowie durch eine grundrechtsschonende Technikgestaltung nach dem 
Grundsatz Privacy by Design entgegengewirkt werden.

Data protection assessment and transparency deficits 
in technology use
An analysis using the example of police data processing

Since 2018, EU data protection law requires a Data Protection Impact As-
sessment (DPIA) for any data processing that involves high risks to the 
rights and freedoms of natural persons. This paper examines the possi-
bilities for transparent and fundamental rights-protecting policing that 
this legal framework offers. Many politicians and police officials tend 
to place more emphasis on security than on transparency, democratic 
accountability of policing, and high standards of privacy. This can be 
counteracted by higher transparency standards in police data process-
ing and by designing technology based on privacy by design.

Keywords: data protection, policing, privacy, technology, account­
ability

Immer mehr prägen „smarte“ Geräte den Alltag. Die darin ent-
haltenen technischen Anwendungen werden zunehmend vernetzt 
und tauschen permanent Daten aus. Dementsprechend steigt 
auch das polizeiliche Interesse an Datenverarbeitungstechno-
logien (Fährmann 2020, S. 228). Polizeilicher Technikeinsatz 
führt oft zu intensiveren Grundrechtseingriffen, wobei insbeson-
dere die Telekommunikationsfreiheit und das Allgemeine Per-
sönlichkeitsrecht in seinen Ausprägungen als Recht auf infor-
mationelle Selbstbestimmung und als Recht auf Vertraulichkeit 
und Integrität informationstechnischer Systeme betroffen sind 
(Fährmann et al. 2020). Neue technische Möglichkeiten können 
zudem erheblichen Einfluss auf gesellschaftliche Verhältnisse 
und Machtstrukturen haben (Roßnagel 2020; Grunwald 2010 b, 
S. 29), z. B. indem sie einseitig Zugang zu Informationen eröff-
nen. Sie können sich auch auf demokratische Herrschaftsstruk-
turen auswirken, etwa wenn ihre Ausgestaltung demokratische 
Kontrolle erschwert (Narr 2003; Grunwald 2010 b, S. 27). Tech-
nische (Überwachungs-)Maßnahmen können einen Einschüch-
terungseffekt entfalten, wodurch demokratische Partizipations-
möglichkeiten beeinträchtigt werden, z. B. die Wahrnehmung 
der Versammlungs- und Meinungsfreiheit. Wie sich Technik auf 
Machtverhältnisse auswirkt, hängt von ihrer konkreten Ausge-
staltung ab. So kann Technik auch Freiheiten zur Grundrechts-
ausübung erweiterten und eine bessere Kontrolle ermöglichen, 
z. B. durch die Steigerung von Transparenz behördlicher Abläufe 
(von Lucke 2010; Roßnagel 2020, S. 224).

Dieser Beitrag geht von der Hypothese aus, dass Entwick-
lung und Nutzung polizeilicher Datenverarbeitungstechnolo-
gien – wie etwa international vernetze Datenbanken aber auch 
Mittel zur Datenerhebung wie Kameras – für die Betroffenen 
zumeist weitgehend intransparent sind. Die hohe Geschwindig-
keit der Technikentwicklung verstärkt solche Transparenzdefi-
zite (vgl. Grunwald 2010 b, S. 49). Nicht nur für die Bevölkerung, 
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sondern auch für gesetzgebende Parlamentarier*innen und ge-
setzesanwenden Gerichte ist nur begrenzt nachvollziehbar, wie 
polizeiliche Technik genau funktioniert und wie sie sich auf den 
Grundrechtsgebrauch auswirkt. Damit sind Transparenzdefizite 
polizeilicher Datenverarbeitung auch Teil eines Demokratiede-
fizits. Demokratische Entscheidungen können gegenüber dem 
repräsentierten Volk nur auf der Basis ausreichender Informa-
tionen verantwortet werden (Velten 1996, S. 15). Transparenz 
stellt damit ein konstitutives Element demokratischer Entschei-
dungen dar (Riese 2019, S. 114; Stehr und Wallner 2010, S. 12).

Die Datenschutz-Folgenabschätzung (DSFA) ist im Mai 
2018 mit dem 2016 verabschiedeten EU‑Datenschutzrecht für 

die meisten Bereiche durch den unmittelbar geltenden Art. 35 
Datenschutzgrundverordnung (EU) 2016/679 (DSGVO) ver-
bindlich geworden. Für den Teil der Polizeiarbeit, der einen Be-
zug zur Strafverfolgung aufweist, gilt Art. 27 der Richtlinie (EU) 
2016/680, in Deutschland u. a. umgesetzt durch § 67 des Bundes-
datenschutzgesetzes (BDSG). Als prozedurales Begleitelement 
zwingt die DSFA Unternehmen und Behörden, die Datenschutz-
folgen technischer Innovationen und die Auswirkungen auf die 
Grundrechte Betroffener systematisch in den Blick zu nehmen.

Dieser Beitrag betrachtet die Ursachen und Folgen von (In-)
Transparenz polizeilicher Datenverarbeitung aus einer interdis-
ziplinären rechts- und politikwissenschaftlichen Perspektive. 
Zunächst werden Transparenzdefizite der polizeilichen Technik-
nutzung betrachtet. Auf dieser Basis wird untersucht, welchen 
Beitrag die DSFA für die Herstellung von Transparenz des poli-
zeilichen Technikeinsatzes leisten kann. Dabei geht der Beitrag 
auch der Frage nach, inwieweit die DSFA eine neue Variante der 
Technikfolgenabschätzung (TA) ist.

Transparenzdefizite polizeilicher 
IT‑Anwendungen

Gesetzliche Regelungen werden oft schon nach kurzer Zeit ob-
solet, weil neue technische Entwicklungen schwerwiegendere 
Eingriffsmaßnahmen ermöglichen als zuvor. Die Gesetzgebung 
tendiert daher zur Schaffung allgemein gehaltener, weitgehend 
unbestimmter Eingriffsbefugnisse (Aden und Fährmann 2019 a, 
2019 b). Diese Tendenz zur Unbestimmtheit von Eingriffsnor-
men wird noch dadurch verstärkt, dass polizeiliche Eingriffs-
befugnisse zunehmend nicht mehr an konkrete Gefahren und 
Straftaten anknüpfen, sondern Eingriffe bereits in deren Vor-
feld legitimieren, z. B. wenn die Polizei bei der Vorbereitung von 

Einsatzschwerpunkten auf Daten aus dem predictive policing 
zurückgreift, bei dem aus Kriminalitätsdaten zukünftige Risi-
ken vorausberechnet werden (Thurn und Egbert 2019, S. 73 f.). 
Durch den Trend zur Analyse großer Datenbestände (Big Data), 
auch mit Unterstützung künstlicher Intelligenz, dürfte sich die 
polizeiliche Tätigkeit in Zukunft sogar noch weiter in das Vor-
feld von Gefahren und Straftaten verlagern.

Weitgehend ungeregelt und damit intransparent ist die Daten-
verarbeitung in polizeilichen Vorgangsbearbeitungssystemen, in 
denen Polizist*innen ihre tägliche Arbeit dokumentieren. Die 
gesetzlichen Eingriffsbefugnisse knüpfen hier an sehr vage Vo-
raussetzungen an; in der Regel reicht die Erforderlichkeit der 

Datenverarbeitung für die polizeiliche Aufgabenerfüllung für 
die Verarbeitung personenbezogener Daten. Empirische For-
schungserkenntnisse und konkrete rechtliche Standards zur 
Nutzung dieser Systeme fehlen (Fährmann et al. 2020). Unbe-
stimmte Eingriffsbefugnisse führen dazu, dass (potenziell) Be-
troffene nicht ohne Weiteres nachvollziehen können, was ge-
nau die Polizei darf. Befugnisse zur verdeckten Datenerhebung, 
z. B. für Online-Durchsuchungen, im Rahmen verdeckter Obser-
vationen oder durch verdeckte Ermittler*innen, verstärken den 
Trend zu intransparenter polizeilicher Datenerhebung (Velten 
1996, S. 15; Albers und Weinzierl 2010).

Aufgrund dieser Intransparenz ist die polizeiliche Datenver-
arbeitung nur selten Gegenstand gerichtlicher Kontrolle, zumal 
die Betroffenen auch nicht über jede Datenverarbeitung infor-
miert werden. Selbst bei offener Datenerhebung, also in Fällen, 
in denen Daten wie bei einer Ausweiskontrolle so erhoben wer-
den, dass die Erhebung für die Betroffenen erkennbar ist, kön-
nen diese kaum nachvollziehen, wie ihre Daten in den polizei-
lichen Systemen verarbeitet werden. Weitgehend intransparent 
ist z. B. der Datenabgleich, obwohl er oft offen abläuft, mit dem 
im alltäglichen Polizeidienst geprüft wird, ob zu einer Person 
Informationen in den polizeilichen Systemen vorliegen. Betrof-
fene können dadurch verunsichert werden, dass für sie in der 
Regel nicht ersichtlich ist, mit welchen Datenbanken ihre Daten 
abgeglichen werden, ob ihre Daten gespeichert werden und wel-
che langfristigen Konsequenzen der Abgleich für sie hat (Aden 
et al. 2020, S. 98 f.). Auch, wenn es rechtlich legitim sein kann, 
gewisse Informationen mit polizeilichen Datenbanken abzuglei-
chen und diese ggf. auch zurückzuhalten, z. B. zur Eigensiche-
rung der Polizist*innen beim Umgang mit Menschen, die als 
gewaltbereit bekannt sind, könnten Polizist*innen Betroffenen 
sehr wohl die Gründe der Kontrolle sowie den abstrakten Ab-
lauf des Datenabgleichs erklären und so Transparenz schaffen, 

Unbestimmte Eingriffsbefugnisse führen dazu,  
dass Betroffene nicht ohne Weiteres nachvollziehen können,  

was genau die Polizei darf.
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soweit die Einsatzsituation dies zulässt. Allerdings gibt es kaum 
gesetzliche Vorgaben, die ein transparentes Verfahren eindeu-
tig vorschreiben oder wirkungsvolle und systematische Transpa-
renzmechanismen etablieren. Aus den Verwaltungsverfahrens-
gesetzen folgen Pflichten zur Begründung von Verwaltungsak-
ten nur, wenn diese schriftlich ergehen (§ 39 VwVfG), was bei 
polizeilichen Einsätzen im öffentlichen Raum die Ausnahme ist. 
Unter Heranziehung von verfassungsrechtlichen Transparenz-
vorgaben (z. B. BVerfGE 40, 296 (327), Entscheidungen des 
Bundesverfassungsgerichts) bestehen gleichwohl Aufklärungs-
pflichten, die bisher allerdings nur in wenigen Landesgesetzen 
und nur bezüglich einzelner Maßnahmen konkretisiert wurden. 
Ob und ggf. wie intensiv polizeiliche Maßnahmen den Betrof-
fenen erläutert werden, ist bei alltäglichen Einsätzen im öffent-
lichen Raum daher zumeist den handelnden Beamt*innen über-
lassen. Die ohnehin aufgrund des staatlichen Gewaltmonopols 
bestehende überlegende Stellung von Polizist*innen bei Interak-
tionen mit Bürger*innen wird so erheblich verstärkt. Dies kann 
im schlimmsten Falle dazu führen, dass Menschen Orte oder 
Veranstaltungen meiden, wenn sie mit einer Datenverarbeitung 
rechnen (Aden et al. 2020, S. 94).

Parlamente befassen sich in der Regel nur mit der polizeili-
chen Datenverarbeitung, wenn größere Investitionen anstehen, 
die zusätzliche Haushaltsmittel erfordern, oder wenn es in der 
Anwendung zu gravierenden Defiziten kommt. Behörden ent-
scheiden im Rahmen der verfügbaren Budgets zumeist eigen-
ständig über die Einführung und Ausgestaltung von Datenver-
arbeitungstechnologien. Parlamente können behördliche Daten-
verarbeitungsprozesse daher kaum in Gänze überschauen 
(Grunwald 2010 a, S. 85; Fährmann et al. 2020, S. 144).

Im Ergebnis bestehen somit strukturelle Risiken von Intrans-
parenz gegenüber den vom Technikeinsatz Betroffenen, den Par-
lamenten und anderen staatlichen Kontrollinstanzen.

Polizeiliche Datenschutz-
Folgenabschätzung

Der Ausbau der polizeilichen Informationstechnik kann zu be-
trächtlichen Risiken für die Privatsphäre der Menschen führen. 
Aufgrund des großen Umfangs vorhandener Datenbestände und 
automatisierter Auswertungsmöglichkeiten sind aus polizeili-
chen Datenbeständen Rückschlüsse auf Personen und ihr Ver-
halten generierbar, was ein umfassendes Profiling möglich ma-
chen kann (Fährmann 2020). Datenbestände werden zunehmend 
miteinander vernetzt, etwa die Polizei- und Migrationsdatenban-
ken der Europäischen Union (zur Kritik: Aden 2020).

Daher hat die Bewertung der Datenschutzqualität bei Aus-
wahlentscheidungen für die Einführung neuer Technologien 
an Bedeutung gewonnen. Folgerichtig ist die DSFA nun vorge-
schrieben, wenn eine Datenverarbeitung, „insbesondere bei Ver-
wendung neuer Technologien, aufgrund der Art, des Umfangs, 
der Umstände und der Zwecke der Verarbeitung voraussichtlich 
ein hohes Risiko für die Rechte und Freiheiten natürlicher Per-

sonen zur Folge“ hat (§ 67 Abs. 1 BDSG, Bundesdatenschutz-
gesetz). Dabei ist auch die Technologiegestaltung zu bewerten 
(Fährmann et al. 2020, S. 144 f.). Sie ist ein weiteres rechtsver-
bindliches Instrument zur Abschätzung von Auswirkungen der 
Technik (Gola et al. 2019, § 67 Rn. 7), welches in bestimmten 
Fällen auch gerichtlich eingeklagt werden kann (Nolde 2018, C 
III, Rn. 1 ff.).

TA und DSFA sind jeweils systematische, prozedurale Inst-
rumente, um frühzeitig die Möglichkeiten, Folgen und Neben-
wirkungen von technischen Entwicklungen zu evaluieren, um 
Risiken rechtzeitig zu erkennen und einmal eingeführte Technik 
optimal nutzen zu können (Friedewald 2017, S. 67; Decker 2007, 
S. 29 ff.). Die DSFA soll einer missbräuchlichen Datenmacht, 
z. B. von großen Konzernen und Sicherheitsbehörden, entgegen-
wirken (Friedewald 2017, S. 66). Technik muss so gestaltet wer-
den, dass sie Grundrechte schützt und demokratische Teilhabe-
möglichkeiten eröffnet (Roßnagel 2020, S. 222 ff.). Dazu muss 
der gesamte Datenverarbeitungsvorgang systematisch mit Blick 
auf datenschutzrechtliche Risiken begutachtet werden. Risiko-
minimierende Maßnahmen sind zu ergreifen und zu dokumen-
tieren (Wichtermann 2016, S. 797; Friedewald 2017, S. 67). Die 
DSFA ist damit eine spezielle Form der TA.

Unzulängliche Vorgaben für die polizeiliche 
Datenschutz-Folgenabschätzung
Wie eine DSFA in der polizeibehördlichen Praxis abläuft, ist 
empirisch bisher weitgehend unerforscht. Ausgangspunkt der 
Überlegungen ist deshalb hier der normative Rahmen, wie er 
2016 durch das EU‑Datenschutzrecht etabliert wurde. Für die 
Polizei kann sowohl § 35 DSGVO als auch § 67 BDSG einschlä-
gig sein, letzterer wenn ein Bezug zu Straftaten besteht, was 
vielfach der Fall sein wird. Für die Landespolizeien können die 
Datenschutz- und Polizeigesetze der Länder konkretisierende 
Regelungen enthalten. Die DSFA wird von den Verantwortli-
chen, also hier der Polizei, selbst durchgeführt. Eine Beteili-
gung der zuständigen Landes-Datenschutzbeauftragten oder ex-
terner Expert*innen ist möglich, aber nicht vorgeschrieben. An-
dere Akteure sind nicht zwingend zu beteiligen, anders als nach 
Art. 35 Abs. 9 DSGVO, wo eine Beteiligungsmöglichkeit der Be-
troffenen vorgesehen ist. Bezüglich des Verfahrens gibt es keine 
klaren gesetzlichen Vorgaben. Die Regelungen in § 67 Abs. 4 
BDSG sind sehr allgemein gehalten; sie beziehen sich abstrakt 
auf die Verhältnismäßigkeit der Datenverarbeitung und Maß-
nahmen zum Umgang mit Gefahren für die Betroffenen.

Zunächst ist festzuhalten, dass bei der Einführung neuer 
datenverarbeitender Geräte und Verfahren zur Gefahrenabwehr 
und Strafverfolgung im Regelfall ein hohes Risiko für die Pri-
vatsphäre Betroffener besteht, so dass eine DSFA erforderlich ist 
(Borell und Schindler 2019, S. 394 f.). Dies folgt bereits daraus, 
dass ein Großteil der personenbezogenen Daten, die für die Poli-
zeiarbeit von Interesse sind, hoch sensible Informationen enthal-
ten, z. B. bezüglich des Verdachts, Straftaten begangen zu haben.

Die DSFA richtet sich nach normativen Kriterien, die aus den 
Grund- und Menschenrechten und aus den spezielleren Anfor-
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Balance zwischen Sicherheitsbelangen und effektivem Grund-
rechtsschutz erfordert, dass alle Perspektiven berücksichtigt 
werden. Daher wird bei der TA eine partizipative Ausrichtung 
als unverzichtbar eingeschätzt. Die Perspektive der Betroffe-
nen ist essentiell, um die tatsächlichen Auswirkungen der Ver-
arbeitung bestimmen zu können. So kann auch Akzeptanz für 
neue Technologien geschaffen werden (Abels und Bora 2013, 
S. 113 ff.), die allerdings von der Art der Beteiligung, den tat-
sächlichen Einflussmöglichkeiten und den Interessen der be-
teiligten Akteure abhängt (Petermann und Scherz 2005, S. 51). 
Jedenfalls wird der Prozess durch Transparenz und Partizipation 
demokratischer (Renn 1993, S. 80). Ohne Transparenz kann von 

der Öffentlichkeit hingegen noch nicht einmal eingeschätzt wer-
den, ob eine DSFA überhaupt durchgeführt wurde oder ob diese 
sachgerecht war.

Die Komplexität der zunehmend international vernetzten 
polizeilichen Datenverarbeitung spricht für eine unabhängige 
DSFA unter Einbeziehung spezialisierter Expert*innen und 
Nichtregierungsorganisationen. Wie generell bei der TA sind 
der Entwicklungsstand der Technik, die beteiligten Akteure so-
wie deren Interessen, der institutionelle Kontext und die be-
stehenden Gestaltungsspielräume in die Betrachtung einzubezie-
hen (vgl. Grunwald 2010 b, S. 37). Gerade bei der polizeilichen 
Datenverarbeitung kann die Perspektive der vom Technikeinsatz 
Betroffenen sich grundlegend von den Perspektiven und Inter-
essen der Technikanwender*innen unterscheiden, da es hier oft 
um die Balance zwischen dem Interesse an möglichst vielen In-
formationen und dem Grundrechtsschutz geht. In eine partizi-
pative DSFA aus der Betroffenenperspektive könnten auch In-
teressenvertreter*innen derjenigen Menschen einbezogen wer-
den, die überdurchschnittlich oft von polizeilichen Maßnahmen 
betroffen sind, z. B. aufgrund ihres Aussehens oder ihrer poli-
tischen Betätigung.

Die Einbindung der internen Datenschutzbeauftragten, die 
eine institutionelle Nähe zu der jeweiligen Behörde aufweisen, 
reicht nach der hier vertretenen Auffassung nicht, da diese in 
der Regel nicht hinreichend unabhängig sind. Auch beschränkt 
sich die Rolle der Datenschutzbeauftragten bei der polizeilichen 
DSFA auf eine Beteiligung; ein Veto oder andere weitergehende 
Interventionsrechte sind bisher nicht gesetzlich vorgesehen. Da-
mit fehlt eine effektive externe Beteiligung gerade im polizei-
lichen Bereich, der durch besonders weitreiche Informations-
eingriffe geprägt ist. In der deutschen Umsetzung der EU‑Vor-
gaben ist auch nicht geregelt, wer neben der Polizei Zugang zu 
den Ergebnissen hat.

derungen der DSGVO und der Datenschutzgesetze folgen. Inso-
fern handelt es sich nicht um eine gänzlich ergebnisoffene TA, 
sondern um ein rechtlich formalisiertes Verfahren, welches nur 
datenschutzrechtliche Risiken im Blick hat, obwohl Polizeitech-
nik auch andere Risiken erzeugen kann, etwa Verletzungsrisi-
ken durch Waffen.

Die polizeiliche DSFA stößt allerdings auf die Schwierig-
keit, dass viele Akteure in Innenpolitik und Polizei anscheinend 
in erster Linie daran interessiert sind, möglichst viele Daten 
zu verarbeiten, weniger an einer wirksamen Begrenzung und 
an qualitativ akkuraten Daten (zur Kritik: Aden und Fährmann 
2018, S. 19 ff.). Dabei zielte die Einführung der DSFA gerade 

darauf, die Datenverarbeitung sowohl effizienter zu gestalten 
als auch Grundrechtseingriffe möglichst gering zu halten (vgl. 
Peissl 2012, S. 144 f.). Zu viele Informationen können dazu füh-
ren, dass die polizeiliche Arbeit ineffizient und ineffektiv wird, 
da die Polizei die Qualitätssicherung für so große Datenmen-
gen kaum bewältigen kann (Fährmann 2020, S. 231; Aden 2020, 
S. 104 f.) und daher möglicherweise relevante Daten übersieht 
oder aufgrund fehlerhafter Daten agiert.

Weil Polizeibehörden in der Regel möglichst viele Daten ver-
arbeiten möchten, sind die Interessen hier anders gelagert als 
z. B. bei der Umweltverträglichkeitsprüfung, bei der Umwelt-
schutzbelange mit der Verhältnismäßigkeit der Kosten abgewo-
gen werden müssen, die Umweltschutzauflagen für Investoren 
nach sich ziehen. Zusätzliche technische Eingriffsbefugnisse 
können die alltägliche Arbeit aus der polizeilichen Perspek-
tive (vermeintlich) deutlich angenehmer und effektiver gestal-
ten. Ein Verzicht auf Transparenz vermeidet zudem lästige Dis-
kussionen mit Betroffenen und der (Fach-)Öffentlichkeit. Auch 
Dokumentationspflichten sind für Praktiker*innen mit zusätz-
lichem Aufwand verbunden und können daher als störend emp-
funden werden. Ferner birgt weniger Kontrolle ein geringeres 
Sanktionsrisiko für Fehlverhalten, welches neben dienstrechtli-
chen auch strafrechtliche Konsequenzen haben kann. Insofern 
ist es kritisch zu sehen, wenn die Polizei der wesentliche Ak-
teur der DSFA ist, da so eine einseitige Herangehensweise zu be-
fürchten ist. Die Umsetzung der EU‑Vorgaben sollte in der deut-
schen Gesetzgebung nachgebessert werden.

Transparenz polizeilicher Datenschutz-
Folgenabschätzung und partizipative Ansätze
Aufgrund der komplexen Entscheidungsprozesse über neue 
Technologien unterliegt deren Bewertung hohen Transparenz-
anforderungen (Grunwald 2010 c, S. 317 f.). Eine angemessene 

Bei der Einführung neuer datenverarbeitender Verfahren  
zur Strafverfolgung besteht im Regelfall ein hohes Risiko  

für die Privatsphäre Betroffener.
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Das verfassungsrechtliche Transparenzgebot und das Gebot 
effektiver Umsetzung des EU‑Rechts erfordern somit eine aus-
weitende Auslegung dieser restriktiven Richtlinienumsetzung. 
Zumindest das Ergebnis der DSFA muss in einer Form veröffent-
licht werden, die eine informierte Debatte ermöglicht. Wie de-
tailliert die Veröffentlichung sein muss, hängt u. a. von der Trag-
weite eventueller Geheimhaltungsinteressen ab. Gänzlich vor-
enthalten werden kann eine polizeiliche DSFA der Bevölkerung 
nicht, zumindest an den abstrakten technischen Abläufen wird 
im Regelfall kein legitimes Geheimhaltungsinteresse bestehen.

Technische Transparenzmechanismen
Die DSFA sollte nicht nur transparent und partizipativ ablaufen, 
sondern hat zu betrachten, wie datenschutzrechtliche Risiken 
minimiert und wie Transparenz während der Datenverarbeitung 
hergestellt werden kann, um unverhältnismäßige Grundrechts-
eingriffe und Abschreckungseffekte zu vermeiden.

Der Grundsatz Privacy by Design ist ein Schlüsselkonzept 
zur Verbesserung von Datenschutzstandards und zur Herstel-
lung von Transparenz an der Schnittstelle zwischen Technik 
und Recht, das auch bei der DSFA eine zentrale Rolle spielt. 
Dieser Grundsatz besagt, dass die datenschutzkonforme Tech-
niknutzung nicht dem Verhalten der Nutzer*innen überlassen 
bleiben darf, sondern durch geeignete technische und organisa-
torische Maßnahmen bereits während der Technikentwicklung 
sicherzustellen ist. Datenschutzfreundliche Sicherheitstechnolo-
gien basieren auf technischen Vorkehrungen, die dazu beitra-
gen, Datenschutzverstöße zu erschweren oder sogar unmöglich 
zu machen (Čas 2010, S. 260 f.). Videoaufnahmen können z. B. 

ganz oder teilweise verpixelt, gespeicherte Daten einem automa-
tisierten Löschkonzept unterworfen, Datenverarbeitungssysteme 
mit technisch mehrfach gesicherten Zugangssystemen versehen 
werden. Das Datenschutzrecht und die DSFA sollen nicht nur 
negative Technikfolgen verringern, sondern bereits während der 
Technikentwicklung sicherstellen, dass Grundrechtseingriffe so 
milde und transparent wie möglich sind, etwa durch zwingende 
Voreinstellungen im Benutzungsmenü polizeilicher Geräte. Mo-
bile Geräte können z. B. so ausgestaltet werden, dass ein Zugriff 
auf Eingriffsmaßnahmen nur dann möglich ist, wenn die jewei-
ligen Tatbestandsvoraussetzungen erfüllt sind (Aden et al. 2020, 
S. 98 ff.; Fährmann et al. 2020, S. 145).

Transparenz kann auch durch zu veröffentlichende statisti-
sche Auswertungen gefördert werden, indem Verarbeitungsvor-
gänge ohne Personen- oder Einsatzbezug dokumentiert werden, 
etwa wie oft Informationseingriffe genutzt wurden und welche 
Konsequenzen sie hatten. Auch könnten die Betroffenen tech-
nisch generierte Nachweise über die Datenverarbeitung erhalten, 

z. B. über Quick Response (QR) Codes, die den Zugang zu wei-
teren netzbasierten Informationen über die Praxis der Datenver-
arbeitung und ihre rechtlichen Begrenzungen eröffnen. Die Poli-
zei sollte ihre Datenverarbeitungspraxis öffentlich gut nachvoll-
ziehbar erläutern, etwa auf ihrer Webseite, und damit zugleich 
die Anforderungen des § 55 BDSG erfüllen. Allerdings kann 
technikbasierte Transparenz die nachvollziehbare Ausgestaltung 
von Eingriffsmaßnahmen durch Polizist*innen nicht vollstän-
dig ersetzen. Professionelle Kommunikation bleibt trotz Digita-
lisierung eine wesentliche transparenz- und vertrauensbildende 
Komponente der polizeilichen Arbeit.

Fazit

Dieser Beitrag hat gezeigt, dass die Datenschutz-Folgenabschät-
zung in Deutschland für den polizeilichen Bereich bislang nur 
unzulänglich ausgestaltet wurde, ebenso die auf der Richtlinie 
(EU) 2016/680 basierenden Gesetze.

Die DSFA als rechtlich strukturierte Variante der Technikfol-
genabschätzung bietet Chancen, die Nutzung von Informations-
technik durch die Polizei datenschutzfreundlich, grundrechts-
schonend, und transparent auszugestalten. Eine solche Trans-
parenz kann nicht nur die Akzeptanz polizeilicher Maßnahmen 
steigern. Sie kann auch aggregierte Daten produzieren, die Par-
lamente und (Fach-)Öffentlichkeit nutzen können, wenn sie de-
mokratische Kontrolle über die Polizei als Organ des staatlichen 
Gewaltmonopols mit weitreichenden Befugnissen ausüben. Al-
lerdings hat der Beitrag auch gezeigt, dass sich die Bereitschaft 

zur Herstellung von Transparenz im Rahmen der DSFA in In-
nenpolitik und Polizeipraxis häufig in Grenzen hält. Daher bleibt 
abzuwarten, inwieweit die EU Deutschland zu Nachbesserungen 
im Interesse einer effektiven Umsetzung des EU‑Datenschutz-
rechts und des Grundrechtsschutzes für die Bürger*innen zwingt.
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Der vorliegende Beitrag diskutiert vor dem Hintergrund der gegenwär­
tigen Dominanz ökonomischer Akteure in der Entwicklung und dem 
Einsatz von Technik, inwiefern das Einstehen der Technikfolgenabschät­
zung (TA) für eine demokratische Gestaltung des technischen Wan­
dels durch Wirtschaftsdemokratie erweitert werden könnte. Anschlie­
ßend werden einige Grundlinien wirtschaftsdemokratischer Theorie­
ansätze der Gegenwart präsentiert, um abschließend danach zu fragen, 
wie diese die Arbeit der TA konkret informieren und orientieren könn­
ten.

Democratizing technology without democratizing the economy?
TA and the question of democratic relations in the economic sphere

In light of the current dominance of economic actors in the develop-
ment and application of technology, this paper discusses whether the 
commitment of technology assessment (TA) to democratizing techno-
logical change could or should be extended to include a commitment 
to economic democracy. Subsequently, we present some principles of 
contemporary theoretical approaches to economic democracy and fi-
nally ask how these could inform and orient the work of TA in con-
crete terms.

Keywords: economic democracy, political economy, technology 
assessment, digitalization

Einleitung

Technikfolgen lassen sich häufig ohne Reflexion der ökonomi-
schen Bedingungen von Technikentwicklung und -einsatz kaum 
verstehen. Auch die Bedrohung und Erosion demokratischer 
Strukturen steht in Zusammenhang mit der ökonomischen Ver-
fasstheit spätkapitalistischer Gesellschaften: Während Digitali-
sierung und Klimakrise die Grenzen und Funktionen von Tech-
nik verschieben und erweitern, stehen weltweit demokratische 
Institutionen unter Druck. Autoritäre Kräfte, unregulierte Kon-
zerne, aber auch sinkendes Vertrauen in die Institutionen libe-
raler Demokratie tragen zunehmend zu einer Verengung de-
mokratischer Horizonte bei. Technikfolgenabschätzung (TA) 
bleibt von solchen Dynamiken nicht unberührt. Steht doch zum 
einen die komplexe Beziehung zwischen technischem und ge-
sellschaftlichem Wandel im Zentrum der TA. Zum anderen ist 
die TA auf unterschiedliche Weise der Demokratie, der wis-
senschaftlichen Beratung politischer Akteure, der Ermöglichung 
von Alternativen verpflichtet. Zudem verändern sich die Ver-
hältnisse zwischen Wissenschaft, Politik, Wirtschaft und Ge-
sellschaft massiv (Maasen et al. 2020) – was Fragen zur Rolle 
und Position von TA und ihren normativen und epistemischen 
Orientierungen aufwirft.

Wir argumentieren, dass die die TA mittragende Idee einer 
Demokratisierung des technischen Wandels so verstanden wer-
den kann und sollte, dass sie auch Überlegungen zur Demokra-
tisierung wirtschaftlicher Prozesse umfasst. Dies diskutieren wir 
anhand einer Reflexion der massiv angewachsenen technischen 
Macht im gegenwärtigen Kapitalismus und der Krise (neo-)libe-
raler Demokratie. Das Paper skizziert hierauf aufbauend Grund-
linien wirtschaftsdemokratischer Theorieansätze und versucht, 
sie für TA‑Perspektiven fruchtbar zu machen. Abschließend 
diskutieren wir mögliche Implikationen einer solchen Weitung 
des Demokratieverständnisses für die wissenschaftliche Praxis 
der TA.

Demokratisierung von Technik 
ohne Wirtschaftsdemokratie?

TA und die Frage demokratischer Verhältnisse in der Wirtschaft
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Technik und Macht im neoliberalen 
Kapitalismus

Dass die Entwicklung und Nutzung von Technologie ein macht-
durchsetzter Prozess ist, dürfte den meisten Leser*innen selbst-
verständlich sein. Wer über technische Dinge und Infrastruktu-
ren entscheidet, sie gestaltet, produziert, verkauft oder reguliert, 
übt Macht aus (Hubig 2015). Wir wollen diese allgemeine Ein-
sicht aber in eine Gegenwartsdiagnose einbetten, die uns die 
Frage nach der Demokratisierung von Technik und Wirtschaft 
geradezu aufdrängt.

Seit den späten 1970er-Jahren beseelt das 100  Jahre alte 
Dogma der angeblich idealen Regulierung durch die ‚unsicht-
bare Hand des Marktes‘ auch innovations- wie wirtschaftspoli-
tische staatliche Reformprojekte, welche Märkte von politischer 
Gestaltung zu befreien suchen (Stichwort De-Regulierung). Zum 
anderen wird in dieser (neo-)liberalen Logik Staatsmacht dazu 
verwandt, vormals nicht-marktförmig organisierte Bereiche der 
Gesellschaft privatwirtschaftlicher Logik zuzuführen (Stichwort 
Privatisierung). Durch die einseitige Betonung der ‚unsichtba-
ren Hand des Marktes‘“ wird hierbei explizit die Forderung nach 
einer undemokratischen Organisation der Ökonomie erhoben1. 
Das Beharren auf der Trennung von Wirtschaft und Demokra-
tie scheint dabei konsequenterweise nicht unvereinbar mit ro-
buster Einflussnahme wirtschaftlicher Akteure auf die Politik, 
etwa im Interesse von Deregulierung. Diese Einflussnahme  – 
etwa durch den Lobbyismus der Automobilindustrie, durch Des-
informationskampagnen der Ölindustrie oder digitale Filterun-

gen des öffentlichen Diskurses durch Plattformkonzerne – droht 
im Gegenzug nicht nur die öffentliche Debatte zu vergiften, son-
dern auch demokratische Institutionen zu unterminieren.

In Bezug auf Technik sind zwei Entwicklungen der neolibe-
ralen Ära von besonderer Bedeutung. Zum einen verschob sich 
die Macht über Forschung und Entwicklung von Technologie 
zunehmend in den privatwirtschaftlichen Bereich, zu Großkon-
zernen, Finanzinvestoren und Start-Ups. Teil dieser Privatisie-
rungsbewegung technischer Entwicklung sind auch die neuen 
Governance-Formen des Wissenschaftsbetriebs, welche auf 
Drittmittel-Abhängigkeit (auch von Firmen) setzen, Output in 
Form von Patenten und Gründungen belohnen und wirtschaft-
liche Innovation als neue Aufgabe für Universitäten definieren 

1   Es liegen zahlreiche Analysen des Neoliberalismus vor. Die inhärent anti­
demokratische Dimension neoliberaler Ideologie und Politik verdeutlicht beson­
ders Slobodian (2018).

(Tyfield et al. 2017). Zum anderen wurde Technik und techni-
sches Wissen (privatisiert durch Patente) zu dem entscheiden-
den Faktor im neoliberalen Kapitalismus. Obwohl die Hightech-
Wissensökonomie des Digitalzeitalters verhältnismäßig wenige 
Menschen beschäftigt, steht sie, neben den durchdigitalisierten 
Finanzmärkten, im Zentrum des gegenwärtigen Kapitalismus – 
was durch die Coronakrise nur bekräftigt wurde. Nicht nur zäh-
len die monopolistischen Digitalkonzerne zu den Firmen mit 
den weltweit höchsten Marktkapitalisierungen, sie stehen zu-
dem oftmals im Zentrum soziotechnischer Systeme, die für Mil-
lionen, wenn nicht gar Milliarden Menschen immer stärker den 
Alltag prägen. Hiermit gehen historisch nie dagewesene Kon-
troll- und Überwachungsmöglichkeiten von Menschen sowie 
exzessive ökonomische und politische Macht einher (Sadowski 
2020). Diese geraten dabei in Konflikt mit dem Anspruch de-
mokratischer Souveränität und Gestaltbarkeit und betreffen das 
öffentliche wie private Leben: Das neoliberale Profitstreben hat 
sich in den Großteil der soziotechnischen Infrastrukturen unse-
rer Gesellschaften eingenistet (Srnicek und Williams 2016).

Doch hierdurch ist Technik auch zu einem wesentlichen Poli-
tikum unserer Zeit geworden. Neben den umfassenden Umbrü-
chen der Digitalisierung formieren sich in der Klimakrise breite 
Auseinandersetzungen um Infrastrukturen und deren Verände-
rung, dringen Technikvisionen in politische Diskurse ein, wer-
den Medikamente gegen COVID-19 im Wettbewerb hinter ver-
schlossenen Türen erforscht und menschliche Tätigkeit zuneh-
mend maschinisiert und technisch ersetzt. Technik vermittelt 
Macht – und das komplexer und umfassender denn je zuvor. Auf-

grund der enormen Bedeutung der Ökonomie für Technikent-
wicklung und -einsatz steht die TA vor einem Problem: Fühlt 
sie sich einem demokratischen Gestaltungsanspruch verpflich-
tet, so wird dieser in einem Schlüsselbereich negiert.

Dabei muss sich die TA vor dem Hintergrund der gegenwär-
tigen gesellschaftlichen Herausforderungen auch Fragen jenseits 
der „Nebenfolgen“ von Technik stellen. Immer mehr sind es 
auch die durch mächtige Akteure beabsichtigten Folgen im Zu-
sammenhang mit neuer Technik – etwa exzessives Wirtschafts-
wachstum, aber auch ‚Disruption‘ ganzer Branchen  – welche 
uns vor komplexe soziotechnische Probleme stellen, die nicht 
nur privatwirtschaftliche, sondern immer auch ökologische und 
letztlich politische Dimensionen haben. Deshalb sollte die Su-
che der TA nach „Alternativen“ (Dobroć et al. 2018) verstärkt 
auch Alternativen der gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Einbettung von Technik in den Blick nehmen und auf ein Pri-
mat des demokratischen Diskurses und rationaler Abwägung be-

Wie lassen sich demokratische Ansprüche  
auch in der ökonomischen Sphäre für die TA  
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stehen, wo derzeit die bornierte Fixierung auf Profitmaximie-
rung dominiert (Krüger und Frey 2020). Wie aber lassen sich 
demokratische Ansprüche auch in der ökonomischen Sphäre 
konzeptionell fassen und für die TA fruchtbar machen?

Demokratische Gestaltung 
techno-ökonomischer Prozesse

Dass Technik Macht vermittelt, Ungleichheiten formt und tief 
mit ökonomischen Verhältnissen verbunden ist, ist keine neue 
Einsicht. Marx und Engels stellten Mitte des 19. Jahrhunderts 
den Besitz von Produktionsmitteln, also Technik, gar ins Zen-
trum ihrer Analyse von Klassenunterschieden: Die Bourgeoi-
sie besitzt die neue Technik, die Arbeiterklasse muss die eigene 
Lebenszeit für Einkommen verkaufen. Politisch leiteten sie eine 
klassische Idee der Wirtschaftsdemokratie hiervon ab: Es sei 
notwendig die Produktionsmittel zu vergesellschaften damit die 
Menschen über diese entscheiden und sie frei und gleich nut-
zen können. Übersetzt in heutige Sprache geht es hier um eine 
radikale Demokratisierung von Technik. Doch was unter Wirt-
schaftsdemokratie genau verstanden werden soll, ist selbst unter 
ihren Vertreter*innen teilweise heftig umstritten. Zwar können 
wir die Geschichte wirtschaftsdemokratischen Denkens hier 
nicht erschöpfend darstellen (siehe hierfür Demirović 2018), wir 
wollen aber dennoch versuchen, einige zentrale Momente von 
fortdauernder Relevanz zu diskutieren:

Für lange Zeit prägend für die deutschsprachige Debatte war 
das Programm zur Demokratisierung der Wirtschaft, das eine 
Kommission unter Leitung von Fritz Naphtali im Auftrag des 
Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes erarbeitete und 
das 1928 verabschiedet wurde. In der frühen Bundesrepublik 
konnte der Deutsche Gewerkschaftsbund mit seinem Münch-

ner Grundsatzprogramm für eine Neuordnung der Wirtschaft 
von 1949 an diese wirtschaftsdemokratische Ideen aus der Zwi-
schenkriegszeit anschließen. Grundlage für eine Demokratisie-
rung der Wirtschaft ist nach Naphtali die Institutionalisierung 
der politischen Demokratie: „Die Idee der Wirtschaftsdemokra-
tie kann nur dann in einem Lande lebendig werden, wenn die 
Arbeiterschaft dieses Landes schon bestimmte Erfahrungen in der 
politischen Demokratie hat.“ (Naphtali 1928/1966, S. 13) Ange-
sichts der wirtschaftlichen Autokratie kapitalistischer Wirtschaf-
ten und ihrer Tendenz zur Kommodifizierung lebenswichtiger 
Gesellschaftsbereiche zum Leidwesen der Bevölkerung forderte 
Naphtali einen „Vormarsch der öffentlichen Wirtschaft“ (ebd., 

S. 18). Wirtschaftsdemokratie wird dabei als eine „Ergänzung 
zur politischen Demokratie“ sowie „eine Form der wirtschaft-
lichen Verfassung“ (ebd.) verstanden. Naphtalis Wirtschaftsde-
mokratie-Verständnis liegt damit die Vorstellung einer funda-
mentalen Neuordnung von Wirtschaft und Gesellschaft zugrunde.

Wir schließen uns im Folgenden der für die TA handhabbare-
ren Definition von Fritz Vilmar an. Nach diesem ist Wirtschafts-
demokratie der „Inbegriff aller ökonomischen Strukturen und 
Verfahren, durch die an die Stelle autokratischer Entscheidun-
gen demokratische treten, die durch die Partizipation der öko-
nomisch Betroffenen und/oder des demokratischen Staates legi-
timiert sind“ (Vilmar 1975, S. 28). Da wir es im gegenwärtigen 
digitalisierten Kapitalismus mit in alle Lebensbereiche verzweig-
ten ökonomischen Strukturen zu tun haben, muss der Horizont 
von Wirtschaftsdemokratie über die etablierten Formen gewerk-
schaftlicher Mitbestimmung in Betrieben hinausgedacht und zeit-
gemäß rekonzeptualisiert werden. Die anspruchsvolle Aufgabe 
einer radikalen Wirtschaftsdemokratie besteht darin, eine grund-
sätzliche „Herstellung des Primats demokratischer Politik über 
die Ökonomie“ und „eine gerechtere Verteilung des gesellschaft-
lichen Reichtums“, zu welchem auch technische Potenziale zäh-
len, zu erreichen (Martens und Scholz 2010, S. 31) – ein Auftrag, 
der auf einzelbetrieblicher Ebene nur schwer umsetzbar scheint. 
Die TA mit ihrer Sensibilität für die Komplexität soziotechni-
scher Gemengelagen scheint uns gut aufgestellt, hier mit Blick 
auf Technik aufzuklären und mitzugestalten.

Wirtschaftsdemokratie verlangt, dass ökonomische Macht- 
und Eigentumsstrukturen demokratisiert werden. Schaut man, 
wer von den ökonomischen Entscheidungen und neuen Tech-
nologien am stärksten betroffen ist, kommen neben den Arbeit-
nehmer*innen weitere Individuen und Institutionen in den Blick: 
Nutzer*innen, Stadtbewohner*innen, Bürger*innen, Patient*in-
nen, Schulen, Krankenhäuser, Kommunen und mehr. Die Frage, 

wie man diese in Technisierungsprojekten demokratisch inklu-
diert – und zwar über rein epistemische Überlegungen und un-
verbindliche Ideenworkshops hinaus – ist nicht trivial. Nicht nur 
staatlich getragene Modelle, sondern genauso genossenschaft-
liche und an Gemeingütern (commons) orientierte Ansätze 
(Scholz und Schneider 2017) können je unterschiedlich einen 
Ausgleich zur ökonomischen und politischen Dominanz von Pri-
vateigentum im Neoliberalismus schaffen.

Angesichts von Corona- und Klimakrise ist es zunehmend 
wichtig, Wirtschaftsdemokratie nicht nur als Chance, sondern 
sogar als Bedingung für eine zügige und gerechte Transformation 
soziotechnischer Infrastrukturen zu sehen (Urban 2019). Eine 
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kurs neben ihrer etablierten Rolle als neutrale Vermittlerin 
ihre jüngere, transdisziplinäre Rolle als Transformationsagen-
tin – etwa in den Bereichen Responsible Research and Innova-
tion (RRI) oder Nachhaltigkeitsforschung – durch wirtschafts-
demokratische Perspektiven erweitern kann. So wurde insbeson-
dere in der „transformativen Forschung“ (Schneidewind 2018) 
in letzter Zeit intensiv diskutiert und erprobt, wie Forschung, die 
auf systemische Veränderungen gerichtet ist, praktisch aussehen 
kann und welche Legitimationsherausforderungen und -chancen 
sich für sie ergeben. Hieran anschließend könnten innerhalb der 
TA‑Community im Sinne eines theoretischen wie methodischen 
Pluralismus vermehrt auch Diskussionen und Projekte zu Wirt-
schaftsdemokratie ihren Raum finden und so eine weitere Aus-
differenzierung der TA ermöglicht werden.

Demokratisierung von Innovationsregimen
Zunächst scheinen uns insbesondere die Überlegungen von 
Schombergs (2013) anschlussfähig, der seine „Vision for Re-
sponsible Research and Innovation“ abgrenzt von rein nach 
Marktlogiken organisierter Innovation. Statt Wettbewerb, Ange-
bot und Nachfrage sollen demokratisch legitimierte Grundwerte 
Innovationen anleiten und verantwortungsvoll gestalten helfen. 
Während die RRI-Diskussion bislang mit epistemischem Fo-
kus verlief und fragte, wie Verantwortung in Innovationsprozes-
sen mitgedacht werden kann, steht eine breite Auseinanderset-
zung dazu, wie RRI durch politisch-ökonomische Veränderun-
gen auch realisiert werden könnte, noch aus (Tyfield et al. 2017). 
Zentral wäre hier insbesondere die Frage, wie demokratische 
Prozesse im Bereich Wissenschaft und Innovation organisiert 
und institutionalisiert werden können. Neben der Frage nach Ge-
schäftsmodellen und Wirtschaftsregulierungen, die diese über-
haupt ermöglichten, wäre dann auch eine stärkere Befassung mit 
alternativen Innovationsansätzen notwendig: Open Innovation, 
Open Science, soziale Innovationen, Vertiefung der Demokratie 
in der Forschungsförderung, Digitalgenossenschaften und mehr.

Gemeinwohlorientierung der Wissenschaft stärken
Parallel hierzu läuft die Frage, wie sich eine TA, die sich für 
die Vertiefung der Demokratie einsetzt, in ihrer Praxis legiti-
miert. Eine verstärkte Betonung der partizipativen und inklusi-
ven Dimension der TA ist hier eine Möglichkeit. Zunächst wäre 
die Frage, ob wirtschaftsdemokratische Perspektiven – die es 
ja durchaus im gesellschaftlichen Diskurs gibt – bislang ausrei-
chend in partizipativen Formaten der TA wiedergespiegelt wer-
den. Im Forschungsfeld Arbeit und Technik könnten vermehrt 
die Bedarfe und Interessen von Belegschaften und Betriebs- und 
Personalräten sowie den Gewerkschaften eingebunden werden. 
Bei Fragen von gesellschaftlicher Veränderung verdient das En-
gagement von TA‑Wissenschaftler*innen in sozialen Bewegun-
gen und zivilgesellschaftlichen Organisationen sowie die direkte 
Arbeit mit Bürger*innen mehr Aufmerksamkeit. Hier können 
Schnittstellen zwischen Wissenschaft, Gesellschaft und Zu-
kunftsgestaltung gelebt werden. Es stellt sich also nicht nur die 
Frage, wie Bürger*innen an wissenschaftlichen Prozessen par-

Vertiefung wirtschaftsdemokratischer Strukturen könnte die Ge-
staltung von Technik und die Diskussion über Technikfolgen ra-
dikal verändern: Die „fremde“ Technik könnte durch eine Stär-
kung der Gestaltungsmacht der von ihr Betroffenen zu „unse-
rer“ Technik werden. Damit könnte auch ein wichtiger Beitrag 
geleistet werden, um die in der Wahrnehmung vieler Menschen 
auf einen Wahlakt alle paar Jahre verkümmerte Idee der Demo-
kratie zu revitalisieren. An die Stelle empfundener Ohnmacht – 
gerade im Kontext der Digitalisierung – könnte so durch eine Re-
organisation der Sphäre unserer materiellen Reproduktion das 
Erproben und Einüben demokratischer Prozesse im Alltag tre-
ten. Dies könnte nicht zuletzt auch helfen, Tendenzen in Rich-
tung Autoritarismus entgegenzutreten (Hilmer et al. 2017). Oder 
wie Oskar Negt einmal pointiert formulierte: „Keine Zukunft der 
Demokratie ohne Wirtschaftsdemokratie“ (Negt 2011).

TA als demokratisierende 
Gesellschaftsberatung stärken

Auch wenn ‚die Wirtschaft‘ wiederholt Gegenstand von De-
batten innerhalb der TA war (Grunwald 2001), steht eine sys-
tematische Beschäftigung mit der Veränderbarkeit der techni-
sierten Wirtschaft, eine zentrale gesellschaftliche Machtfrage 
unserer Zeit, noch aus. Die TA sollte diese Frage aus unserer 
Sicht nicht ignorieren, gerade weil sie sich der Demokratisie-
rung unserer gesellschaftlichen Verhältnisse verpflichtet fühlt. 
Aber was würde eine solche Beschäftigung implizieren und wie 
legitimierte sich eine solche Form der TA?

Wirtschaftsdemokratie ist verbunden mit politischen Tra-
ditionslinien, die oft als links oder progressiv bezeichnet wer-
den. Geht es doch um die Ausweitung demokratischer Freiheits-, 
Gleichheits- und Mitbestimmungsrechte, also um zentrale Mo-
mente sozialen Fortschritts. Vermutlich ist das auch ein Grund, 
weshalb Wirtschaftsdemokratie bislang kaum in der TA verhan-
delt wurde. Denn im wohl am weitesten verbreiteten Leitbild der 
TA, in ihrer klassischen Institutionalisierung als parlamentari-
sche TA, soll sie als neutrale Vermittlerin zwischen verschiede-
nen gesellschaftlichen Positionen agieren. Eine Positionierung, 
die als Parteinahme für eine bestimmte politische Tradition ver-
standen werden kann, ist hier kontraproduktiv – wenngleich auch 
die Institutionalisierung der parlamentarische TA als progres-
sive Entwicklung gelesen werden kann, in der sich gegenüber 
einem früheren Status Quo durch die Stärkung der Legislative 
eine Ausweitung der Demokratie durchgesetzt hat (Delvenne und 
Parotte 2019).

TA erschöpft sich aber nicht in der parlamentarischen TA. 
Vielmehr hat sie sich in einer wachsenden Community ausdif-
ferenziert und tritt auch als Gesellschaftsberaterin und Teilneh-
merin im öffentlichen Diskurs auf. Ein Diskurs, der – das wird 
gegenwärtig deutlich – konstitutiv ein politischer ist (Schröder 
2019), gerade in einer Gesellschaft, die Technik und Wissen-
schaft zunehmend als Politikum begreift (Maasen et al. 2020). 
Im Folgenden greifen wir die Frage auf, wie TA in diesem Dis-
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tizipieren können, sondern auch, wie umgekehrt TA an öffent-
lichen Auseinandersetzungen für mehr Demokratie teilhaben 
kann. TA könnte sich hier einbringen, um Themen- und Ak-
teurskonstellationen zu weiten und durch ihren vermittelnden 
Ethos politische Gräben überwinden zu helfen.

Engagement für eine Demokratisierung gesellschaftlicher 
Verhältnisse und die damit einhergehende vermehrte Zusam-
menarbeit mit zivilgesellschaftlichen Akteuren evoziert aller-
dings auch eine Ressourcenfrage: Es benötigt Zeit und Geld, die 
an anderer Stelle fehlen würden – während es gleichzeitig nur 
begrenzte Möglichkeiten zur Mittelakquise eröffnen dürfte. Hier 
wäre die TA aus unserer Sicht insbesondere dazu aufgerufen, ihr 
soziales Kapital auch öffentlich für die langfristige Sicherung 
gemeinwohlorientierter Forschung in die Waagschale zu wer-
fen. Nicht nur ist das projektförmige, drittmittelabhängige Fi-
nanzierungssystem wissenschaftlicher Forschung eine schmerz-
hafte Zumutung für die betroffenen Wissenschaftler*innen; sie 
verträgt sich auch nur schlecht mit der Stärkung langfristiger 
demokratischer Prozesse, die auch verlässliche Ansprechpart-
ner*innen voraussetzen.

Wirtschaftsdemokratische Realexperimente
Abseits allgemeiner Erwägungen scheinen sich uns auch kon-
krete Leuchtturmprojekte einer solchen (wirtschafts-)demokra-
tischen TA anzubieten. So hat sich in den letzten Jahren der 
Reallaboransatz in der TA weiter etabliert (Quartier Zukunft  
et al. 2020). In Reallaboren könnten TA‑Wissenschaftler*innen 
als Initiator*innen und Mediator*innen demokratischer Aus-
handlungen über die Zukunft von Technikentwicklung und -nut-
zung in der ökonomischen Sphäre fungieren. Wie ließen sich 
Innovationen und Investitionen demokratisieren? Welche Tech-
nologien passen zu den Bedürfnissen der Beschäftigten und 
Nutzer*innen? Welche Möglichkeiten demokratischer Organi-
sation, wie etwa Genossenschaften, gibt es in der wirtschaftli-

chen Sphäre? Wie kann und sollte die Digitalisierungsdividende 
umverteilt werden? Wie (wieviel, mit was für Technik, mit wel-
chem Ziel) wollen wir in Zukunft vor dem Hintergrund des tech-
nologischen Wandels arbeiten? Wie ließe sich der ohnehin an-
stehende Umbau grundlegender soziotechnischer Infrastruktu-
ren mit einem neuen demokratischen Aufbruch verbinden? Und 
welchen Beitrag könnte eine Erneuerung von Planungstheorien 
wie der Kybernetik kombiniert mit den Potenzialen des maschi-
nellen Lernens für die Entwicklung einer digital-deliberativen 
Wirtschaftsdemokratie leisten? Wie könnte eine dergestalt ins-
titutionell wie technisch modernisierte Demokratie dabei helfen, 
möglichst inklusiv Möglichkeiten einer bestmöglichen Bedürf-
nisbefriedigung innerhalb der planetarischen Schranken auszu-

loten (Kulke und Wadephul 2020; Jochum und Schaupp 2019)? 
Solche Fragen könnten unter Einbezug verschiedenster Stake-
holder-Gruppen wissenschaftlich informiert, gerne auch kon
trovers, diskutiert und praktisch ausprobiert werden.

Offene Fragen für die weitere Debatte

Mit dem hier dargestellten Fokus auf Wirtschaftsdemokratie er-
weitert sich die Perspektive auf das, was unter Demokratie ver-
standen wird: Der Geltungsbereich demokratischer Werte wird 
auf die Wirtschaft, einen Schlüsselbereich gesellschaftlicher In-
novation, ausgedehnt. Wäre eine solche Erweiterung ihres De-
mokratieverständnisses nicht ein weiterer konsequenter Schritt 
für eine TA, die sich Inklusion, Partizipation und Deliberation 
verschrieben hat und diese Werte auch in ihrer Praxis zu reali-
sieren versucht?

Mit diesem erweiterten Demokratieverständnis würde für die 
TA neben die Rolle der neutralen Vermittlerin (innerhalb eta-
blierter demokratischer Strukturen) auch die Rolle einer Mit-
gestalterin öffentlicher Zukunftsdebatten (mit dem Ziel einer 
Vertiefung der Demokratie) annehmen. Unabhängig von den 
konkreten Antworten, kommt TA in diesem (transformativen) 
Selbstverständnis stärker die Rolle zu, alternative soziotechni-
sche Zukünfte denk- und diskutierbar zu machen (Delvenne und 
Parotte 2019; Schröder 2019). Solche „konkreten Utopien“ soll-
ten neue Technologien und demokratische Neuerungen zusam-
mendenken (Frey und Schaupp 2020), sodass komplexe Ver-
flechtungen normativer Orientierungen und technischer Poten-
ziale greifbar und verhandelbar werden.

Zur inhaltlichen Schärfung (Wirtschaftsdemokratie) träte 
dann auch die experimentelle Suche nach den passenden Pra-
xisformen (Demokratisierung), in denen die TA als Community 
auch lernen könnte, in unterschiedlichen Rollen zu agieren und 

das Spannungsfeld zwischen Neutralität und Engagement kon-
textsensitiv zu navigieren. Natürlich verbleibt ein großer Diskus-
sionsbedarf: Können und dürfen TA Projekte transformativ zu 
Wirtschaftsdemokratie forschen, obwohl das Leitbild hierzu we-
niger breit in der Gesellschaft angekommen ist, als das der (öko-
logischen) Nachhaltigkeit? Welche Verbindungen lassen sich hier 
finden? Welche Bündnispartner sind hier denkbar, ohne reine Ge-
werkschafts-TA zu werden? Wie kann ein produktiver, demokra-
tieorientierter Umgang mit der Normativität solcher Forschungs-
perspektiven aussehen, der möglichst die Legitimation anderer 
Formen von TA nicht unterminiert? Obwohl es hier, wie gezeigt, 
Anschlüsse gibt, bleiben noch viele Fragen offen. Aber schließ-
lich ist ja auch die Demokratie selbst ein unfertiges Projekt.

Wie kann die TA ihre Teilhabe an öffentlichen Auseinandersetzungen 
für mehr Demokratie stärken?
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Maßgeblich beeinflusst durch Expertenkommissionen folgt die Energie-
wende bisher vornehmlich technisch-ökonomischen Logiken, während 
Laienperspektiven kaum Berücksichtigung finden. Dies kann zum Ein-
druck einer Technokratie beitragen und die gesellschaftliche Unter-
stützung für die Energiewende erodieren. So kommt der partizipativen 
Technikfolgenabschätzung besondere Bedeutung zu, um Ziele politi-
scher Entscheiderinnen und Entscheider mit Interessen der Bürgerin-
nen und Bürger besser zusammenzubringen. Indes weist die partizipa-
tive TA in der Energiewende wesentliche Schwachpunkte auf. Der Bei-
trag umreißt die Rollen von Expertengremien und partizipativer TA in 
der Energiewende und diskutiert hieraus resultierende Probleme und 
Chancen einer stärker responsiven Governance.

Technocracy or joint effort?
Expert committees and participation in the German Energiewende

To date the energy transition has primarily followed technological and 
economic rationales and has been, significantly influenced by expert 
commissions, while laypersons’ perspectives have hardly been taken 
into account. This can add to the impression of a technocracy and erode 
public support for the energy transition. Thus, participatory technology 
assessment is seen as crucial to align political decision makers’ per-
spectives with those of citizens. However, participatory technology as-
sessment has major shortcomings with regard to the energy transition. 
This article outlines the roles of expert committees and participatory 
technology assessment in the energy transition and discusses resulting 
problems and opportunities for more responsive governance.

Keywords: Energiewende; energy transition; technology assessment; 
technocracy; participation

Technikfolgenabschätzung und 
Energiewende

2011 nahm mit dem kurz nach der Fukushima-Katastrophe be-
schlossenen Atomausstieg auch die Energiewende an Fahrt auf. 
Als soziotechnisches Großprojekt – es geht um nicht weniger als 
die Transformation aller Sektoren der Energieproduktion und 

-distribution sowie grundlegende Veränderungen beim Energie-
bedarf – stellt sie naturgemäß einen wesentlichen Gegenstand 
zeitgenössischer TA dar. Interessanterweise befasst sich das 
erst 1990 gegründete TA‑Büro am Deutschen Bundestag zwar 
durchaus mit einschlägigen Untersuchungen (etwa im Themen-
feld „Energie, Ressourcen, Umwelt“), Kernthemen der Energie
wende bleiben jedoch weitgehend unbehelligt (TAB 2020). Aus 
der Perspektive der TA‑Forschung kollidieren in der Energie-
wende zwei typische, indes sehr unterschiedliche Zugänge zum 
Themenfeld: das Vorsorgeprinzip (Gleich 2013) mit der Pers-
pektive Betroffener von Energiewende-Maßnahmen (Grunwald 
2010). Für die Bundes-, Landes- und Bezirksregierungen ist der 
Aspekt der Vorsorge im Sinne eines nachhaltigeren Energiesys-
tems, das eine stabile Versorgung garantiert, vorrangig, während 
aus Sicht der Betroffenen Eingriffe in die vertraute Umgebung, 
Kosten sowie (mit Blick auf Anlagenbetreiber) Vergütungen und 
Sicherheiten im Vordergrund stehen.

Nach wie vor findet die Energiewende im Allgemeinen hohe 
Zustimmung in Politik und Gesellschaft (AEE 2020). Längst ist 
jedoch eine kritischere und reflexive Phase erreicht, in der die 
Öffentlichkeit mit differenzierterem Blick auf Fortschritte und 
Richtungsentscheidungen schaut (Setton 2019). Die Umsetzung 
der Energiewende ist politisch umkämpft und mit mannigfalti-
gen Unsicherheiten behaftet (Radtke 2020). Technische Fort-
schrittlichkeit und Verlässlichkeit sowie Wirtschaftlichkeit und 
Wettbewerbsfähigkeit markieren zentrale Anforderungen an das 
zukünftige Energiesystem. Im Policy-Vergleich ist die Energie-
wende-Politik denn auch durch zahlreiche beratende Gremien 
stark expertokratisch und auf Wissensebene konsultativ geprägt 
(Gründinger 2017). Im Jahr 2011 erklärte die von der Bundesre-
gierung einberufene Ethik-Kommission die Energiewende zum 
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Gemeinschaftswerk und bekräftigte darin den erforderlichen ge-
sellschaftlichen Rückhalt, den es durch kollektive Beteiligung 
zu sichern gälte (Ethik-Kommission Sichere Energieversorgung 
2011, S. 37 ff.). Nach wie vor braucht die Energiewende breite 
gesellschaftliche Unterstützung, so sie ihren (nicht unwesentli-
chen) Beitrag zur Reduktion der Treibhausgasemissionen leis-
ten soll  – man denke etwa nur an die Auswirkungen diverser 
Widerstände und Klageverfahren auf den Windenergieausbau. 
Es wird somit einerseits verstärkt auf Expertenkommissionen 
gesetzt, während andererseits verschiedene Modi der Bürger-
beteiligung und Mitbestimmung in Anschlag gebracht werden. 
Im Folgenden diskutieren wir den häufigen Einsatz von Exper-
tengremien, Anspruch und Wirklichkeit der Partizipation in der 
Energiewende sowie mögliche Zukunftsperspektiven.

Technokratie der  
Expertenkommissionen?

Die Idee der Konsultation basiert im nationalstaatlichen Modell 
verfasster Demokratien darauf, dass Gremien oder Institutionen 
im Spannungsverhältnis zwischen repräsentativen und partizi-
pativen Formen der Demokratie möglichst objektiv, ausgewo-
gen und fachlich fundiert vermitteln (Neunecker 2016). Im Kon-
text der Energiewende finden Konsultationen in Form beraten-
der (Experten-)Gremien der Parlamente und Regierungen sowie 
offenerer, stärker partizipativer und bürgerorientierter (Laien-)
Konsultationen statt, welche zumeist durch spezielle Institutio-
nen (z. B. Bundesnetzagentur) und auf regionaler Ebene (z. B. 
bei der Entwicklung von Energiekonzepten) eingesetzt wer-
den. Je höher indes die politische Ebene, desto weniger finden 
sich diese Formate. Demnach lässt sich die Energiewende auf 

Bundesebene als ein stark durch Expertinnen und Experten ge-
prägtes technisches Großvorhaben charakterisieren – und war 
es mit Blick auf die Besetzung der Ethik-Kommission Sichere 
Energieversorgung, die 2011 einen raschen Atomausstieg na-
helegte und damit die Energiewende in Gang brachte, von An-
fang an. Wesentliche Vorarbeiten hatten zuvor bereits der Rat 
für Nachhaltige Entwicklungen mit der Deutschen Nachhaltig-
keitsstrategie (Die Bundesregierung 2002) sowie der Sachver-
ständigenrat für Umweltfragen, der 2010 eine Stellungnahme 
zur Vision einer vollends erneuerbaren Stromversorgung bis 
2050 abgab (SRU 2011), geleistet. Auch der Wissenschaftli-
che Beirat der Bundesregierung Globale Umweltveränderungen 
(WBGU) arbeitet seit 1992 an Entwürfen für eine nachhaltige 

Gesellschaft. Trotz dieser eher ökologisch geprägten Wurzeln 
wird die Energiewende heute stark durch ökonomisch-techni-
sche Relevanzsetzungen geprägt (Haas 2017). Dies resultiert aus 
dem Zusammenwirken diverser, teils anlassbezogener, teils kon-
tinuierlich bestehender Expertengremien (welche Parlament und 
Regierung beraten)1. So hat sich ein selbstständiges Experten-
Regime ausgeprägt, das durch komplexe und verschachtelte Ak-
teurskonstellationen (inkl. diverser Advocacy Coalitions und Ve-
toplayer) geprägt ist.

Die Idee der Technokratie beschreibt im Kern eine Domi-
nanz von Expertenmeinungen sowie rationaler Logiken und for-
malisierter Strukturen bei (politischen) Entscheidungsfindungs-
prozessen, die freilich im Ergebnis keineswegs zu unumstritte-
nen Entscheidungen führen (Habermas 2013). In der TA werden 
die typischen Probleme des durch Expertengremien begründe-
ten Wissensregimes umfassend beschrieben: Vorschläge zur Ge-
staltung, Prognosen und evolutorische Dynamiken führen auf-
grund von Komplexitäten, Unsicherheiten und Selektivität so-
wie hinter vermeintlicher Objektivität wirkenden normativen 
Paradigmen zum „Expertendilemma“ (Grunwald 2010, S. 154). 
Auf Gutachten folgen Gegengutachten, der öffentliche Eindruck 
von Einheit und konsensualem Handlungswillen wird durch Zer-
splitterung und Fraktionsbildung unterminiert. Zudem bleibt 
vieles vage, woraus im politischen Tagesgeschäft ein gewisser 
Pragmatismus folgen kann (Rothe 2017) – bzw. ein Muddling-
Through, wie Czada (2019) der Bundesregierung mit Blick auf 
die Energiewende attestiert. Ergebnis dieser expertokratisch ge-
prägten, dabei im Gesamteindruck eher passiven, ungerichteten 
und wenig ambitionierten Energiepolitik sind diverse Parallel-
strukturen, welche die Koordination der Multilevel Governance 
und länderübergreifende Konsensbildung erschweren (Chem-
nitz 2019; Radtke 2018).

Kommissionen stehen grundsätzlich unter dem Verdacht, ex-
pertokratische Entwicklungen zu fördern und Sachzwänge zu 
begründen (Haring 2010). Häufig nur als Mittel zur Bestäti-
gung von Politiken verstanden, weisen Kommissionen tatsäch-
lich diverse Externalisierungs-, Vorverhandlungs-, Vertagungs-, 
Selbststeuerungs- und symbolische Funktionen auf (Siefken 
2019, S. 158 f.). Diese expertokratischen Implikationen gehen 

1   Beispiele hierfür sind das vom Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
seit 2010 durchgeführte jährliche Monitoring zur Erreichung der Ziele des 
Energiekonzepts und eine seit 2011 angeschlossene Expertenkommission, welche 
den Prozess evaluiert. Diverse Gutachten zur Energiewende wurden zuletzt durch 
den Bundesrechnungshof, die Monopolkommission und den Sachverständigenrat 
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung erstellt.
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von den Kommissionen selbst aus; weitere ergeben sich durch 
die Rolle, die ihnen im Rahmen der Regierungsarbeit und in de-
mokratischen Verhandlungssystemen eingeräumt wird. Die ver-
stärkte Berufung von Kommissionen und Einholung von Fach-
gutachten kann sowohl die inhaltliche Strukturierung von De-
batten als auch politische Argumentationsmuster beeinflussen. 
Damit kommt es zu Auswirkungen auf politische Aushandlungs- 
und Entscheidungsfindungsprozesse. In der Energiewende wur-
den über Expertenkommissionen komplexe Sachverhalte wie 
der Atom- und Kohleausstieg externalisiert. Vertagungsmuster 
finden sich insbesondere bei koalitionsinternen Uneinigkeiten 
etwa bzgl. Ausbaupfaden der erneuerbaren Energien, die durch 
Arbeitsgruppen-Gründungen adressiert werden.

Anhand der 2018 eingesetzten Kommission für Wachstum, 
Strukturwandel und Beschäftigung (besser bekannt als Kohle-
kommission) lassen sich weitere Fallstricke der Delegation von 
Aushandlungs- und Entscheidungsprozessen an Kommissionen 
zeigen. So kam es zu Unmut bei lokalpolitischen Akteuren, da 
die Entwicklung tragfähiger Strukturwandel-Perspektiven für 
die Regionen gegenüber dem Kohleausstiegsdatum und den 
Kosten für die Bundesregierung nachrangig erschien. Der durch 
die demokratischen Legitimationsdimensionen (Input, Throug-
hput und Output) informierte Blick zeigt Grenzen der Kommis-
sionsarbeit auf: Politische Absprachen wurden auch außerhalb 
getroffen, Bürgerinnen und Bürger wenig beteiligt und nicht um-
fassend informiert; es lagen Erfahrungs- und Kompetenzasym-
metrien unter den Mitgliedern vor und inhaltlich überwogen 
ökonomische Schwerpunkte (Grothus und Setton 2020). Hin-
sichtlich des Outputs scheint eine Herausforderung auf, die sich 
bei stärker partizipativ ausgerichteten TA‑Prozessen noch ver-
stärkt: die Übertragung in die Praxis und die Umsetzung oft 
mühsam errungener Kompromisse sowie detailliert ausgearbei-
teter Vorschläge. So ist zwar die Arbeit von Expertenkommissio-
nen von vornherein auf die Genese konkreten Outcomes inner-
halb einer festen Zeitspanne ausgerichtet und berücksichtigt die 
Abgrenzung von Wissens- und Politikregimen. Jedoch kommt es 
hierdurch zu einer Abkopplung der Entscheidungen, was zu Ent-
täuschungen und Frustrationserfahrungen aufgrund mangelnden 
Impacts der Inhalte führt (der in Kontrast zu normativen Impli-
kationen partizipativer Verfahren steht) (Leibenath et al. 2016). 
Grothus und Setton (2020, S. 298) weisen in diesem Zusam-
menhang darauf hin, dass nach Abschluss der Kommissions-
arbeit der Einfluss zivilgesellschaftlicher Akteure sinkt, wäh-
rend jener von länger und stärker institutionalisierten Akteuren 
zunimmt (via Lobbying). Demnach ist nicht nur der Arbeitspro-
zess des beratenden Gremiums (Throughput), sondern auch der 
Output im Sinne der tatsächlichen Implementierung der Ergeb-
nisse relevant.

Während Steuerungsmodi und Umsetzungsstrategien der 
Energiewende auf Bundesebene vornehmlich durch Experten-
gremien geprägt sind, werden Bürgerinnen und Bürger vor Ort 
durchaus unmittelbar an TA‑Prozessen beteiligt. Vermag also 
die partizipative TA der Energiewende zu größerer demokrati-
scher Legitimation zu verhelfen?

Partizipative TA – Mehr als Akzeptanz-
beschaffung?

Nach Abels und Bora (2013) handelt es sich bei der partizipati-
ven TA um Instrumente und Methoden,

„[…] die auf eine Beteiligung von Laien und/oder Interessen-
vertreterInnen (Stakeholder) an TA‑Prozessen abzielen und 
die in unterschiedlicher Weise in Politikberatung eingebun-
den sind. […] [D]ie Diskussion zwischen Laien und Expert
Innen [steht] in den meisten Fällen im Vordergrund. […] 
Meist sind diese Verfahren deliberativer  – erörternder  – 
Natur, zum geringen Teil haben sie eine (allerdings schwa-
che) Entscheidungskomponente“ (Abels und Bora 2013, 
S. 109).

Typischerweise steht im Mittelpunkt, dass „ExpertInnen und 
Laien, Entscheider und Betroffene, GegnerInnen und Befür-
worterInnen“ darüber verhandeln, „ob eine umstrittene Technik 
eingeführt werden soll und wie sie gegebenenfalls zu regulie-
ren ist“ (ebd., S. 110). Es lassen sich etwa mit Blick auf Anzahl 
und Heterogenität der Beteiligten sowie Formen und Funktio-
nen der Beteiligung diverse Verfahren unterscheiden. Viele Mo-
delle folgen dem Ideal der Deliberation (wechselseitige Erörte-
rung und Abwägung) (ebd., S. 118, 121; Kamlage und Reiner-
mann 2020, S. 42).

Die partizipative TA zielt darauf, die demokratische Legiti-
mation von Entscheidungen und Vorhaben zu erhöhen. Konzep-
tionell lassen sich die verschiedenen Formen von Partizipation 
und Legitimationsgenerierung in der Energiewende mühelos zu 
Ansätzen einschlägiger Demokratietheorien in Bezug setzen. 
Abels und Bora (2013, S. 125) identifizieren drei basale Betei-
ligungstypen (deliberativ, partizipatorisch, pluralistisch), die in 
der Praxis zumeist vermischt auftreten. Ebenfalls analytischer 
Natur ist die Unterscheidung von Renn und Schweizer (2009), 
die sechs Konzepte von Partizipation umfasst: funktionalistisch 
(Repräsentation aller Wissensträger), neoliberal (proportionale 
Repräsentation aller Werte und Zustimmung der betroffenen 
Öffentlichkeit), deliberativ (wechselseitige Erörterung), anthro
pologisch (Inklusion neutraler Laien), emanzipatorisch (Eman-
zipation unterprivilegierter Individuen) und postmodern (Abbil-
dung Pluralität). Im Energiewende-Regime beobachten sie eine 
Dominanz funktionalistisch-neoliberaler Ausrichtung (Renn 
und Schweizer 2020, S. 55).

Das bekannte Prozessmodell demokratischer Legitimation 
nach Easton (1965) ermöglicht es, die Kanäle der Input-, Through- 
put- und Output-Legitimation zunächst mit Demokratiemodel-
len und schließlich mit Prozessen und Verfahren in der Energie-
wende zu verbinden:

Input-Legitimation: Der im Hinblick auf Anzahl und Mei-
nungsvielfalt möglichst große Einbezug von Personen und In-
teressen ist im partizipatorischen Demokratiemodell entschei-
dend (Barber 1984). Partizipative TA tritt im Kontext der Ener-
giewende in deliberativen Formaten wie Planungszellen sowie 
in emanzipatorischer (z. B. Bottom-up-Initiativen) und funktio-
nalistischer (z. B. von Stakeholdern top-down initiierte Dialog-
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nungen – sich in lokalen Konflikten durchaus niederschlagen. 
Da grundsätzliche Dilemmata der Energiewende (z. B. Stand-
ortauswahl, Verfahrensgebundenheit) kaum beeinflusst werden 
können (Leibenath et al. 2016), rückt die Optimierung der exis-
tierenden Optionen der Bürgerbeteiligung in den Fokus (Kam-
lage et al. 2020).

Die beschriebenen Problemlagen lenken den Blick auf etwas, 
das Schröder (2019) als blinden Fleck der TA beschreibt: Das 
Politische im Sinne eines tatsächlich ausgetragenen Wettstreits 
konkurrierender Interessen und Wertvorstellungen nach den 
Ideen agonistischer Demokratie bleibt unterbelichtet (Mouffe 
2013). Dies lassen auch diverse lokale Aushandlungsprozesse 

im Kontext der Energiewende vermissen, werden doch Differen
zen und Kontroversen häufig so weit wie möglich durch Admi
nistration und Vorhabenträger top-down eingehegt und oberfläch- 
lich befriedet (Cuppen 2018). Dabei steckt viel Konstruktives 
im Konflikt: So vermochten Bürgerinitiativen das hinter dem 
Stromnetzausbau stehende Paradigma eines zentralisierten 
Energiesystems zu dekonstruieren – und setzen sich nun über 
den Einzelfall hinaus für eine dezentrale Energiewende ein 
(Neukirch 2017). Einer lokalen Politisierung der Öffentlich-
keit(en) wie im Kontext partizipativer TA steht demnach eine 
durch den verstärkten Einsatz von Expertenkommissionen ge-
kennzeichnete Depolitisierung auf nationaler, speziell parlamen-
tarischer Ebene gegenüber.

Wie weiter mit der Energiewende?

Vor dem Hintergrund der an Anzahl und Intensität zunehmen-
den Widerstände gegen ihre lokalen Manifestierungen kommt 
der gesellschaftlichen Unterstützung der Energiewende zentrale 
Bedeutung zu. Grundsätzlich vermag TA die Legitimationskraft 
der Energiewende durch die Berücksichtigung von Expertenmei-
nungen und Bürgerinteressen zu erhöhen (breite und fundierte 
Wissensbasis). Dem stehen jedoch im Wesentlichen komplexe 
Problemlagen entgegen: Erstens eine Dominanz ökonomisch-
technologischer Perspektiven aufgrund einschlägig besetzter Ex-
pertengremien und fehlender laienbasierter TA, zweitens eine 
unzureichende Einbettung der Ergebnisse von Expertenkom-
missionen und Beteiligungsprozessen in politische, insbeson-
dere parlamentarische Entscheidungsprozesse sowie drittens 
eine sowohl ebenen- und regionen- als auch sektorübergreifend 
fehlende Verzahnung zwischen expertendominierter und parti-
zipativer TA.

formate) Form auf. Während sowohl aus emanzipatorischer wie 
auch funktionalistischer Perspektive offene Beteiligungsmög-
lichkeiten geboten sind, setzen das deliberative und neoliberale 
Modell auf proportionale Repräsentation von Werten und Prä-
ferenzen in der Beteiligtengruppe.

Throughput-Legitimation: Die demokratische Prozessphase 
bildet die Verarbeitung des demokratischen Inputs ab und wird 
unterteilt in Willensbildungs-, Implementations- und Evaluie-
rungsphase (Kneip und Merkel 2020, S. 44). Hierbei müssen de-
mokratische Kriterien der Fairness, Neutralität, Offenheit und 
Transparenz gewährleistet sein (Alcántara et al. 2016, S. 152 ff.). 
Nach Kneip und Merkel (2020, S. 44) riskiert die Throughput-

Legitimität „zum ersten Opfer eines exekutivlastigen Dezisionis-
mus“ zu werden, da die Exekutive immer mehr Entscheidungen 
eigenständig trifft, weshalb der Schaffung indirekter Legitimi-
tät (durch andere Kanäle demokratischer Interessenaggrega-
tion wie partizipative Formate) eine wachsende Bedeutung zu-
kommt. Daraus ergeben sich – auch im Rahmen der TA in der 
Energiewende – hohe legitimatorische Ansprüche an Gremien 
und Verfahren, nämlich: dieselben Standards wie in formell-
institutionalisierten Prozessen zu garantieren (die sie schon sui 
generis kaum erfüllen können).

Output-Legitimation: Die Legitimationskraft von Ergebnis-
sen, „welche die Bürgerinnen erhoffen und erwarten“, mithin 
also akzeptieren oder befürworten, ist höher (Kneip und Merkel 
2020, S. 48). Unpopuläre Ergebnisse können nur zeitweise durch 
ein „zufriedenstellendes Niveau“ von Input und Throughput 
kompensiert werden (ebd.). Dies gelingt in der Energiewende 
nicht flächendeckend; es kommt zu einem unausgewogenen Zu-
stand zwischen Best Practice und Worst Case (Radtke und Renn 
2019). Planungsverfahren und gesetzliche Vorgaben lassen kaum 
Spielräume zu, sodass oft nur wenig Mitbestimmung möglich ist, 
Expertenmeinungen dominieren und im Falle inputlastiger Ver-
fahren vielstimmige ‚Wunschkonzerte‘ ins Leere laufen.

Für alle legitimations- bzw. akzeptanzgenerierenden Fakto-
ren in der Energiewende lassen sich Defizite konstatieren. Hilde-
brand et al. (2017, S. 270) unterscheiden hierbei Repräsentativi-
täts-, Ressourcen-, (Ergebnis-)Integrations- und Erwartungshal-
tungsprobleme. Insbesondere bei nicht-formalisierten Verfahren 
ist die Legitimitätsgenerierung stark einzelfallabhängig (Hitsch-
feld 2020). Indes bestehen, wie im vorangegangenen Abschnitt 
beschrieben, bei der Energiewende übergeordnete Steuerungs- 
und Umsetzungsprobleme, die – zumal in Kombination mit der 
technologisch-ökonomischen Ausrichtung der Energiepolitik 
sowie der zentralen Bedeutung vorherrschender Expertenmei-
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In jüngerer Zeit lässt sich beobachten, dass die Energiewende 
zunehmend in populistische Narrative eingespeist wird (Radtke 
et  al. 2019); ein möglicher Zusammenhang zwischen Techno-
kratie und Populismus wird häufig diskutiert (Landwehr 2018). 
Dazu passt die Dominanz top-down-geprägter Verfahren der Öf-
fentlichkeitsbeteiligung (in deren Rahmen auch mehr oder min-
der partizipative TA stattfindet), die wenig tatsächliche Mitbe-
stimmung erlauben (Huge und Roßnagel 2018; Leibenath et al. 
2016). Bislang existieren kaum Verschränkungen zwischen lo-
kalen Anliegen bzw. Verfahren und nationaler Politikgestaltung, 
da zwischen beiden Sphären eine systemisch-strukturell be-
dingte Kluft besteht, welche die Rückbindung ‚von unten nach 

oben‘ erschwert. Für die Vermittlung bietet sich eine Stärkung 
vielfach bereits vorhandener, intermediärer Institutionen an, die 
nicht nur (wie bisher) zur Vermittlung von Energie(wende)politi-
ken, sondern auch zur Erhöhung politischer Responsivität durch 
Einspeisen spezifischer, teils stärker regionalisierter Interessen 
in den Policy-Prozess herangezogen werden könnten. Beispiel-
haft lassen sich die Energieagenturen auf Länderebene anfüh-
ren. Eine stärkere Rückkopplung ist indes nicht nur zwischen 
den föderalen Ebenen erforderlich, auch bestehende Entschei-
dungsfindungsprozesse innerhalb politischer Gremien und Ver-
fahren können durch zusätzliche, gezielt eingesetzte partizipative 
Formate inhaltlich angereichert werden und an Legitimations-
kraft gewinnen (Brettschneider 2020; Radtke und Saßmannhau-
sen 2020). Mit Blick auf die Energiewende bietet sich eine stär-
kere Betonung funktionalistisch-deliberativer Ansätze (Renn 
und Schweizer 2020, S. 55) sowie die kontextsensible Kombi-
nation verschiedener Modelle an, um „deren jeweilige Poten-
ziale zur Umsetzung der Energiewende auszuschöpfen und da-
bei die Limitierungen möglichst zu vermeiden“ (Schweizer 2015,  
S. 29).

Zuletzt liefert die Literatur zur TA einen wertvollen An-
satzpunkt für die Zukunft der Energiewende: die „Ergebnis-
offenheit“ nämlich, welche die Pole „Akzeptanzbeschaffung“ 
und „Technikveränderung“ verbindet (Grunwald 2010, S. 288). 
Wenngleich physikalische Gesetze und technische Erfordernisse 
zweifellos bestehen, so ist doch das zukünftige Energiesystem-
Design, wie es aktuell ins Auge gefasst wird, keineswegs alter-
nativlos. Lange bevor sie allerorten zu Unmut und Protesten so-
wie langwierigen Klageverfahren führte, galt die Dezentralität 
der erneuerbaren Energien als Ermöglichungsfaktor für eine de-
mokratischere, d. h. bürgerorientierte Energieversorgung, was 
unterdessen nicht an Geltungskraft eingebüßt hat. Die Perspek-
tiven und Präferenzen der Bürgerinnen und Bürger sollten dem-

nach stärker Berücksichtigung finden. Dabei würden zwar nicht 
die Abkehr von fossilen Energieträgern und Atomkraft zur Dis-
position stehen, wohl aber wesentliche Pfeiler der Ausgestal-
tung des zukünftigen Energiesystems, die parlamentarisch sehr 
viel stärker verhandelt werden könnten – bestenfalls konsultativ 
durch Laien, etwa Bürgerräte, gestützt.

Verfahren der partizipativen TA sollten nur mit dem Impe-
tus eines genuinen Interesses an der Mitgestaltung durch Bür-
gerinnen und Bürger lanciert, Konflikte nicht leichthin befrie-
det werden. Die Steuerung und Umsetzung der Energiewende 
würden von der stärkeren Einbindung und Wertschätzung von 
Laienperspektiven wesentlich profitieren, während umgekehrt 

eine stärker reflexive Vermittlung ‚nach unten‘ ein ungekann-
tes Maß an Diffusion von Einstellungen, Wissen und Exper-
tise sowie eine Robustheit getroffener Entscheidungen bieten 
könnte, was der Legitimationskraft sehr zuträglich wäre (Na-
tarajan 2017). Impulse für eine Neu-Ausrichtung und Akzen-
tuierung einer Energiewende-Politik 2.0, die stärker auf Rück-
kopplung und Intermediäre setzt, Parlamente mehr einbezieht 
und hierfür Gestaltungs- und Handlungsspielräume zur Schaf-
fung einer eigenständigen diskursiven Arena einräumt, müssten 
mit Blick auf den zeitlichen Korridor bis 2050 freilich bald ge-
setzt werden.
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Mit Blick auf die Positionierung von politischen Parteien hinsichtlich 
umstrittener Technologien stellt sich insbesondere die Frage, welche 
Bedeutung bestimmten innerparteilichen Akteuren zukommt und wie 
diese die Ergebnisse parteiinterner Aushandlungsprozesse beeinflus-
sen. Um dies zu beleuchten, analysieren wir den Meinungsbildungspro-
zess von Bündnis 90/Die Grünen (B’90/Grüne) hinsichtlich neuer Pflan-
zenzüchtungstechniken wie CRISPR/Cas. Die Analyse zeigt, dass sich 
bestimmte Akteure für eine Neuausrichtung hinsichtlich der Verfah-
ren einsetzen, während andere solch einen Kurswechsel klar ablehnen. 
Beide Seiten führen für ihre jeweilige Position zahlreiche Argumente 
an, die teilweise auf fundamental unterschiedlichen Haltungen basie-
ren, etwa hinsichtlich der Bewertung von und des Umgangs mit Risiken. 
Dennoch gibt es Hinweise auf eine Kompromisslösung hinsichtlich der 
zukünftigen Positionierung von B’90/Grüne zu der umstrittenen Tech-
nologie. Für diesen Kompromiss wird eine verstärkte wissenschaftliche 
Technikfolgenabschätzung von zentraler Bedeutung sein.

Party positioning on controversial technologies
Opinion formation within Alliance 90/The Greens on new plant 
breeding techniques

With regard to the positioning of political parties on controversial tech-
nologies, the question arises of how important certain intra-party ac-
tors are and how they affect the outcomes of negotiation processes 
within parties. To shed light on this, we analyze the opinion-formation 
process of Alliance 90/The Greens regarding new plant breeding tech-
niques such as CRISPR/Cas. The analysis shows that certain actors ad-
vocate a reorientation with regard to the new techniques, while others 
clearly oppose such a change of course. Both sides put forward numer-

ous arguments for their respective positions, some of which are based 
on fundamentally different positions, e. g., on how to evaluate and deal 
with risks. Nevertheless, there are indications of a compromise solu-
tion regarding the future positioning of Alliance 90/The Greens on the 
contested technology. For this compromise to succeed, further scientific 
risk assessment will be of central importance.

Keywords: The Greens, intra-party democracy, new plant breeding 
technologies, party positioning

Einleitung

Typischerweise sind die Positionen politischer Parteien zu Tech-
nologien bzw. technologischen Innovationen im Zeitverlauf 
recht stabil. Ihr programmatischer Wandel zu diesen Themen 
fällt in der Regel inkrementell aus – zumindest sofern er nicht 
durch fokussierende Ereignisse wie etwa Unglücke oder Natur-
katastrophen verursacht wird (Meyer und Schön 2017). Eine 
zentrale Ursache dafür ist, dass die Einschätzung der Chancen 
und Risiken von Technologien unter den Parteimitgliedern und 
-eliten häufig unterschiedlich ausfällt und sich daher im parteiin-
ternen Willensbildungsprozess extreme Haltungen nicht durch-
setzen können. Zudem spielen in der Vergangenheit getroffene 
Entscheidungen und formulierte Positionen zu Technologien 
eine wichtige Rolle, weil sie den Möglichkeitsraum für neue 
Positionen eingrenzen. Gleichwohl bestehen bestimmte Kons-
tellationen, welche es ermöglichen, dass sich paradigmatische 
Veränderungen von Parteipositionen zu Technologien auch un-
abhängig von fokussierenden Ereignissen vollziehen.

Im vorliegenden Beitrag betrachten wir einen besonders aus-
geprägten Fall, bei dem eine fundamentale Position bzw. ein 
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Markenkern einer Partei selbst offen zur Disposition gestellt 
wurde. Konkret untersuchen wir die Positionierung von Bünd-
nis 90/Die Grünen (B’90/Grüne) zu neuen Pflanzenzüchtungs-
techniken. Die Analyse des parteiinternen Aushandlungs- und 
Entscheidungsprozesses hinsichtlich dieser Thematik erscheint 
deswegen gewinnbringend, weil sich Die Grünen bislang im-
merfort kategorisch gegen die Grüne Gentechnik positionierten 
und diese Thematik sogar offensiv zur Wählerstimmengewin-
nung nutzten (Cooper 2009). Sie müssen sich daher zum techni-
schen Fortschritt positionieren – es ist der Partei nicht möglich, 
sich bewusst nicht oder neutral zu verhalten (Hartung 2020). Zu-

dem setzten sich führende Parteipolitikerinnen und -politiker 
seit 2018 für eine mögliche Neuausrichtung hinsichtlich neuer 
Pflanzenzüchtungstechniken ein.

Diesen Techniken, allen voran CRISPR/Cas, wird ein enor-
mes Potenzial zur Bewältigung aktueller und zukünftiger Her-
ausforderungen der landwirtschaftlichen Produktion, insbeson-
dere der Ernährungssicherheit und des Klimawandels beschei-
nigt (Carroll und Charo 2015). Bei CRISPR/Cas handelt es sich 
um eine molekularbiologische Methode, welche es ermöglicht, 
das Erbgut von Organismen so zu verändern, dass bestimmte 
Eigenschaften gefördert oder unterdrückt werden (Genome-
Editing). Dieses Editieren von Erbgut erfolgt mittels bestimm-
ter CRISPR-Werkzeuge, welche durch gentechnische Verfahren 
in Zellen eingeführt werden. Nach der Vermehrung der Orga-
nismen sind die Fremdgene in etwa einem Viertel der nachfol-
genden Generation nicht mehr vorhanden, jedoch die herbeige-
führte Mutation, die anschließend an weitere Folgegenerationen 
weitergegeben wird.

Die Debatte um das neue Grundsatzprogramm von B’90/
Grüne macht unterschiedliche Positionen hinsichtlich neuer 
Pflanzenzüchtungstechniken sichtbar. Durch diese besondere 
Form der Auseinandersetzung  – offen und ohne das Anmah-
nen von Geschlossenheit, die üblicherweise innerparteiliche Aus-
handlungsprozesse prägt – werden auch abweichende Positionen 
eingenommen und Zielkonflikte ausbuchstabiert. Im Verlauf des 
ursprünglich auf etwa zweieinhalb Jahre angelegten Prozesses zur 
Entwicklung des neuen Programms hatten/haben einfache Mit-
glieder, genauso wie grüne Bundesarbeitsgemeinschaften und 
andere parteinahe Organisationen, die Möglichkeit, ihre jewei-
ligen Standpunkte zu artikulieren und Änderungsvorschläge ein-
zureichen. Der Fortgang der Diskussion konnte insbesondere on-
line auf gruene.de/grundsatzprogrammprozess verfolgt werden.

Technikfolgenabschätzung und neue 
Pflanzenzüchtungstechniken

Die Technikfolgenabschätzung (TA) befasst sich bereits seit 
ihrem Entstehen vor über einem halben Jahrhundert mit Bio- 
und Gentechnologien (Grunwald und Sauter 2018, S. 251–252). 
Ein jüngerer Bericht, der sich der TA neuer Pflanzenzüchtungs-
techniken beschäftigt, wurde 2015 vom Büro für Technikfolgen-
Abschätzung beim Deutschen Bundestag vorgelegt (Sauter et al. 
2015). In dem Bericht, welcher neue Pflanzenzüchtungstechni-
ken bzw. Genome-Editing-Verfahren zur Synthetischen Biologie 

hinzuzählt, wird aufgrund der überschaubaren Verwendung der 
neuen Verfahren (noch) kein Bedarf für Anpassungen der Re-
gulierungen für gentechnisch veränderte Organismen (GVO) in 
Deutschland und der Europäischen Union gesehen (ebd., S. 10). 
Allerdings sei angesichts der „Dynamik der wissenschaftlich-
technischen Entwicklung sowie der Regulierungsunterschiede 
in verschiedenen Weltregionen“ eine „vorausschauende, inten-
sivere Befassung mit der Risikoregulierung einer möglichen zu-
künftigen Freisetzung von SVO [synthetisch veränderten Orga-
nismen] durchaus angezeigt“ (ebd.). Zentral für die Abschät-
zung von Risiken sowie einer Bewertung der Risiken und des 
Nutzens der Organismen ist dem Bericht zufolge die Frage, wie 
eine zielführende Sicherheitsbewertung der Organismen ohne 
Vorhandensein substanzieller Äquivalente, also bekannter Aus-
gangsorganismen, durchgeführt werden müsste, damit das Er-
gebnis dieser Bewertung von den unterschiedlichen gesellschaft-
lichen Akteuren als Grundlage für das Ausbringen solcher Orga-
nismen ins Freiland anerkannt werden würde (ebd., S. 11). Ab 
einem „größeren gentechnischen ‚Umbau‘“ würde sich diese 
Frage bei Pflanzen unmittelbar stellen, weil diese bis dato weit-
gehend nur in geschlossenen Systemen verwendet worden seien 
(ebd.). Dem Bericht zufolge ist zudem absehbar, dass eine welt-
weit ausgedehnte Verwendung von Genome-Editing-Verfahren 
dazu führen würde, dass „das Problem einer Sicherheitsbewer-
tung bzw. Risikoabschätzung ohne substanziell ähnlichen, ver-
trauten Vergleichsorganismus“ eine hohe Dringlichkeit erhalte 
(ebd., S.  23). Die Intensivierung der Biosicherheitsforschung 
sei daher wohl „unumgänglich“ (ebd.). Vor diesem Hintergrund 
zeigen wir zum einen, dass innerparteiliche Akteure von B’90/
Grüne der TA hinsichtlich der neuen Verfahren prinzipiell hohe 
Bedeutung beimessen. Zum anderen zeigen wir, dass die Ak-
teure insbesondere aufgrund der, den neuen Verfahren inhären-

Durch die besondere Form der Auseinandersetzung  
– offen und ohne das Anmahnen von Geschlossenheit –  

werden abweichende Positionen eingenommen und  
Zielkonflikte ausbuchstabiert.
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ten Unsicherheiten unterschiedliche Schlussfolgerungen für den 
Umgang mit diesen ziehen. Dies ist entscheidend dafür, wie sich 
die Gruppen innerhalb der Partei hinsichtlich der neuen Verfah-
ren positionieren sowie auf welche Art und Weise sie ihre Stand-
punkte rechtfertigen.

Analyse der parteiinternen Kontroverse

In die Debatte der Grünen über neue Pflanzenzüchtungstechni-
ken brachten parteiinterne Akteure zahlreiche inhaltliche Argu-
mente ein. Wir differenzieren dieses breitgefächerte Spektrum 
von Argumenten zunächst dahingehend, ob sie dafür verwen-
det werden, um eine Neuausrichtung der Partei zu den neuen 
Verfahren zu befürworten oder diese abzulehnen. Anschließend 
werden systematische Unterschiede und mögliche Motivations-
lagen herausgearbeitet.

Argumente für eine Neuausrichtung
Der Bundesvorstand um die Vorsitzenden Annalena Baerbock 
und Robert Habeck legte im Frühjahr 2018 anlässlich des Kon-
vents zur Strukturierung der parteiinternen Debatte über das 
neue Grundsatzprogramm ein Impulspapier vor (B’90/Grüne 
2018 a). Besondere Aufmerksamkeit erhielt die darin zum Aus-
druck gebrachte Offenheit hinsichtlich neuer Pflanzenzüch-
tungstechniken. Baerbock und Habeck werfen die Frage auf, „ob 
bestimmte neue Technologien nicht helfen könnten, die Versor-
gung mit Nahrungsmitteln auch dort zu garantieren, wo der Kli-
mawandel für immer weniger Regen oder für versalzenen Boden 
sorgt“ (ebd., S. 5). Dem Vorstand zufolge müsste deshalb inner-
halb der Partei darüber diskutiert werden, wie zukünftig mit die-

sen Technologien umgegangen werden solle (ebd.). Das Impuls-
papier markiert somit den Ausgangspunkt der innerparteilichen 
und zugleich öffentlich geführten Kontroverse um die Positio-
nierung der Partei zu neuen Pflanzenzüchtungstechniken. Den 
Vorstoß zur Kontroverse untermauerte Habeck wenige Wochen 
später, indem er forderte, „auch umstrittene Fragen, wie die nach 
neuen Züchtungen und neuen gentechnischen Verfahren offen 
[zu] diskutieren“ (B’90/Grüne 2018 b).

Eine mögliche Neuausrichtung wurde im Verlauf der folgen-
den zwei Jahre aus diversen Bereichen der Partei unterstützt. So 
plädierte etwa die Bundesarbeitsgemeinschaft (BAG) Wissen-
schaft, Hochschule und Technologiepolitik für eine Neupositio-
nierung zu den neuen Verfahren (B’90/Grüne 2018 c). Die BAG 
formuliert zudem drei Prinzipien für eine mögliche, zukünftige 

Positionierung von B’90/Grüne. Erstens sollten CRISPR/Cas 
und die anderen neuen Techniken – obwohl gentechnische Ver-
änderungen, die mit diesen Verfahren vorgenommen werden, 
nicht nachweisbar sind – rechtlich als „Gentechnik“ eingestuft 
werden; dies entspricht der Position des Europäischen Gerichts-
hofs (Europäischer Gerichtshof 2018). Dabei solle die Regulie-
rung weiterhin prozess- und nicht produktbasiert ausgerichtet 
werden. Zweitens müsse die Forschung mit CRISPR/Cas inner-
halb der bestehenden Richtlinien ermöglicht werden. Drittens 
solle die Nutzung von GVO in der Landwirtschaft ermöglicht 
werden (ebd., S. 2–3).

In zwei weiteren Beiträgen sprachen sich zwei Mitglieder 
der Initiative Progressive Agrarwende sowie Paula Louise Pie-
chotta und Till Westermayer, ehemaliger Sprecher der erwähn-
ten BAG, für eine programmatische Neuausrichtung der Partei 
aus.1 Schließlich forderte auch die Grüne Jugend Niedersachsen 
(2018), die „Gentechnik nicht pauschal zu verbieten“. Ihr An-
trag wurde auf dem entsprechenden Landesparteitag zwar abge-
lehnt; der Vorgang verdeutlicht jedoch, dass das Thema die Par-
tei auf verschiedenen Ebenen und auch außerhalb des Meinungs-
bildungsprozesses zum neuen Grundsatzprogramm bewegte.

Das Spektrum der Argumente, welche von den Befürwor-
tern einer Neuausrichtung vorgebracht werden, ist umfangreich. 
Es reicht von der besseren Anpassung an den Klimawandel und 
einer nachhaltigeren Ausrichtung der Landwirtschaft bis zur 
Entmonopolisierung von Saatgutkonzernen. Zusammengebracht 
werden einige dieser Aspekte, gleichermaßen wie einige der ge-
nannten Personen, in einem Debattenbeitrag, zu dessen Unter-
zeichnern Landesminister (neben Landeswissenschaftsministe-
rin Theresia Bauer auch Katharina Fegebank, die zweite Bür-
germeisterin von Hamburg), Abgeordnete (unter anderem die 

forschungs- und technologiepolitischen Sprecher der Bundes-
tagsfraktion) sowie einfache Mitglieder und Wissenschaftler, die 
der Partei nahestehen, gehören (B’90/Grüne 2020 a).

Der Klimawandel und vor allem die sich aus diesem für die 
Landwirtschaft ergebenden Herausforderungen stellen zentrale 
Referenzpunkte der Debatte dar. So wird argumentiert, dass der 
Klimawandel eine rasche Anpassung der Landwirtschaft erfor-
dere, welche alleine durch veränderte Anbaumethoden und eine 
gezielte Auswahl von Saatgut nicht zu bewerkstelligen sei. Das 

1    Die Progressive Agrarwende ist eine Initiative, an welcher auch mehrere, 
überwiegend junge Mitglieder von B’90/Grüne mitwirken und die zu einer 

„sozial und ökologisch nachhaltigen Landwirtschaft“ auf „dem neuesten Stand 
von Wissenschaft und Technik“ beitragen will (Progressive Agrarwende 2020).
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ten, „dass es unnötig und falsch sei, diese Debatte überhaupt 
zu führen“ (B’90/Grüne 2018 d). Dabei müsse die Partei „ihre 
eigenen Positionierungen auf ein belastbares Fundament wis-
senschaftlicher Fakten stellen […]“ (ebd.). An dieser Stelle geht 
das Argument über gentechnische Verfahren hinaus, da die bis-
herige Position der Partei als Ausdruck eines inkonsequenten 
Umgangs mit Forschungsergebnissen angesehen wird: „Etwas 
spöttisch zugespitzt: Alles mit Atomen oder Genen ist uns nicht 
ganz geheuer“, so Piechotta und Westermayer in einem Inter-
view (Eubel et al. 2019).

Argumente gegen eine Neuausrichtung
Fünf Wochen nach dem Vorstoß des Bundesvorstands veröffent-
lichten die zuständigen Minister sowie agrarpolitische Sprecher 
auf Landes-, Bundes- und Europaebene ein Positionspapier, in 
dem sie diesen Vorstoß entschieden ablehnten (B’90/Grüne 
2018 e). Sie argumentierten, dass „das Verhalten dieser gene-
tisch veränderten Endorganismen in der Umwelt und bei Repro-
duktion – im Gegensatz zu natürlichen Organismen – bisher un-
bekannt“ sei. Daher könne es zu „ungewollten Genveränderungen 
und unvorhersehbaren Nebeneffekten“ sowie zur Vererbung von 
Genveränderungen kommen, weswegen ein Risiko möglicher 
Umweltschäden bestehe (ebd., S. 3). Außerdem seien Modifi-
kationen an Pflanzen, einmal in die Natur eingebracht, nicht 
mehr rückholbar.

Zudem spannen die grünen Fachpolitiker den Bogen weiter: 
„eine seriöse Debatte über die sozio-ökonomischen Risiken der 
neuen Agro-Gentechnologien“ habe noch nicht stattgefunden 
(ebd., S. 4–5). Ähnlich äußerte sich der Sprecher für Gentech-
nik- und Bioökonomiepolitik der Bundestagsfraktion Harald Eb-
ner – der die Grünen als „Partei der Nachhaltigkeit und der vor-
sorgenden Technikfolgenabschätzung“ bezeichnet – anlässlich 
der Präsentation des European Green Deal. Ihm zufolge haben 
neue Pflanzenzüchtungstechniken „in Bezug auf nachhaltige Le-
bensmittelproduktion nichts im Green Deal zu suchen, da es viel 
zu viele offene Fragen rund um die Risiken für Mensch und Na-
tur“ gebe. Zudem seien „vielversprechendere, an widerstandsfä-
higen Systemen statt an einer einzelnen Technologie orientierte 
Ansätze wie Ökolandbau und Agrarökologie“ bereits vorhan-
den (B’90/Grüne 2020 b). Letzteres Argument ist von zentraler 
Bedeutung für die Ablehnung einer Neuausrichtung der Partei 
zu den neuen Verfahren. Denn, die parteiinternen Kritiker einer 
möglichen programmatischen Öffnung fordern im Kern eine 
grundsätzlich andere Form landwirtschaftlicher Praxis. Dass 
neue Züchtungstechniken dabei als wichtiger, wenn nicht sogar 
definierender, Teil des entgegengesetzten Pols verstanden wer-
den, zeigt etwa ein Antrag der grünen Bundestagsfraktion mit 
dem Titel „Agrarwende statt Gentechnik“ (Deutscher Bundestag 
2019, S. 3). Diesem Antrag zufolge sollten die neuen Verfahren 
auch in Zukunft gemäß des Vorsorgeprinzips reguliert und die 
ökologische Landwirtschaft gefördert werden (ebd.). Letzteres 
unterstreicht Harald Ebner, indem er die bisherige Bilanz von 
gentechnischen Anwendungen in der Landwirtschaft als „verhee-
rend“ bezeichnet (B’90/Grüne 2018 f). Vergleichbare Einschät-

vorhandene Innovationstempo reiche „zur Rettung von Klima 
und Umwelt nicht mehr aus“, weswegen sich „[o]hne Techno-
logiesprünge“ diese Herausforderung nicht effektiv adressieren 
lasse. Während die beiden Parteivorsitzenden noch nahelegten, 
zu „hinterfragen, ob bestimmte neue Technologien nicht hel-
fen könnten“ (B’90/Grüne 2018 a), wird CRISPR/Cas im Ver-
lauf der Debatte als „große Chance für eine nachhaltige Land-
wirtschaft“ bezeichnet (B’90/Grüne 2020 a). Die neuen Verfah-
ren würden es etwa ermöglichen, solche Pflanzen zu züchten, 
die weniger Fungizide erfordern oder höhere Erträge verspre-
chen; letzteres könne sowohl Flächen schonen als auch Mono-
kulturen reduzieren (ebd.). Verbunden werden diese Überlegun-
gen mit der Hoffnung, dass die wirtschaftlichen Potenziale nicht 
nur großen Saatgutkonzernen zugutekommen, sondern dem All-
gemeinwohl (B’90/Grüne 2019).

Von Bedeutung ist zudem, von welchen Akteuren und wie 
der Begriff „Gentechnik“ verwandt wird. So bezweifeln die Be-
fürworter einer Neuausrichtung, dass die neuen Verfahren mit 

„klassischer“ Gentechnik gleichgesetzt werden dürften. Habeck 
argumentierte mit Blick auf die Kritik an den Vorschlägen des 
Parteivorstands, man solle „nicht unreflektiert die alten Ant-
worten darüberstülpen, wenn Dinge neu sind“ (Grossarth 2018). 
Ähnlich äußerte sich die BAG Wissenschaft, Hochschule und 
Technologiepolitik, die hinterfragte, ob die bisherigen Antwor-
ten der Partei in Anbetracht der von den neuen Verfahren neu 
gestellten ethischen Fragen noch adäquat seien. Zudem sei „[d]
ie derzeit verbreitete Haltung, dass es nichts zu besprechen gebe, 
weil die grünen Positionen zur Gentechnik auch auf die neue 
Gentechnik unverändert anwendbar seien“, nicht haltbar (B’90/
Grüne 2018 c).

Die Befürworter einer Neuausrichtung thematisieren durch-
aus auch etwaige Risiken. So stellte Habeck bereits frühzeitig 
fest, dass „neue gentechnische Verfahren […] reguliert wer-
den [müssten] und die Grundlagen des Lebens […] nicht pa-
tentiert und kommerzialisiert werden [dürften]“ (B’90/Grüne 
2018 b). Auch laut BAG sollte eine landwirtschaftliche Nutzung 
GVO nur dann ermöglicht werden, wenn diese von unabhängi-
gen Zulassungsverfahren als für den Menschen und die Umwelt 
unbedenklich eingestuft wurden (B’90/Grüne 2018 c). Diesbe-
züglich wird auch die vermeintliche Überbetonung von Risi-
ken durch Teile der Partei ins Visier genommen. So bezeichnen 
es zahlreiche Parteimitglieder als Aufgabe der Partei, die „An-
wendungen der Biotechnologie differenziert nach ihrem Poten-
zial und möglichen Risiken für eine nachhaltige und gerechte 
Gesellschaft zu bewerten“ (B’90/Grüne 2020 a). Auch There-
sia Bauer (2018) sprach sich für einen „reflektierten Einsatz der 
Gentechnologie“ aus. Ihr zufolge sei es „auch für Grüne kein 
kluger Weg“ die neuen Technologien weiterhin grundsätzlich 
abzulehnen. Vielmehr müsse „über Chancen und Risiken von 
neuen Technologien“ offen geredet und auf wissenschaftliche 
Risikofolgenabschätzung zurückgegriffen werden (ebd.). Diese 
Aspekte wurden auch etwa von Paula Louise Piechotta und Till 
Westermayer aufgegriffen, die führende Agrarpolitiker der Par-
tei dafür kritisierten, dass diese „fast schon reflexhaft“ erklär-
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zungen der „konventionellen“ Gentechnik werden auch von der 
BAG Landwirtschaft und ländliche Entwicklung sowie der BAG 
Christ*innen hinsichtlich der neuen Verfahren angeführt. Ihrem 
Debattenbeitrag zufolge hat die Gentechnik ihre Versprechen 
nicht einlösen können. Vielmehr habe sie dazu gedient, „pesti-
zidresistente Sorten zu schaffen, mit deren Nutzung eine zuneh-
mende Intensivierung des industriellen Monokulturanbaus und 
ein immer höherer Pestizideinsatz mit gravierenden Umweltbe-
lastungen sowie erschreckendem Biodiversitätsschwund einher-
gehen“ (B’90/Grüne 2020 c). Entsprechend verwirft Harald Eb-
ner den vom Bundesvorstand benannten möglichen Nutzen der 
neuen Pflanzenzüchtungstechniken hinsichtlich des Klimawan-
dels und der Ernährungssicherheit: „Alle Erfahrungen [zeigen], 
dass es dazu Gentechnik nicht braucht. Weder alte noch neue“ 
(B’90/Grüne 2018 f).

Vor dem Hintergrund des zu erwarteten Urteils des Euro-
päischen Gerichtshofs hinsichtlich der regulativen Einordnung 
neuer Pflanzenzüchtungstechniken in der EU forderte die grüne 
Bundestagsfraktion die Bundesregierung auf, sich engagier-
ter für eine Stärkung des Vorsorgeprinzips einzusetzen (Deut-
scher Bundestag 2019, S. 3). Ein Debattenbeitrag mehrerer grü-
ner Politiker um die führenden Gentechnik-Kritiker Harald 
Ebner und den EU‑Parlamentarier Martin Häusling stellte dies-
bezüglich Prämissen für eine Positionierung von B’90/Grüne 
auf (B’90/Grüne 2020 d). Demnach müssten die Grundsätze 
des Vorsorgeprinzips und der Rückholbarkeit bzw. Umkehrbar-
keit, der Risikoprüfung und Kontrolle und der Kennzeichnung 
und Wahlfreiheit gewährleistet sein. Die Unterzeichner des Bei-
trags stehen den neuen Techniken extrem kritisch gegenüber, 
was unter anderem daran deutlich wird, dass sie hinsichtlich 

der landwirtschaftlichen Nutzung davon ausgehen, dass „Neue 
Gentechnik […] den Pfad weiterer Intensivierung, Technisie-
rung, Industrialisierung“ unterstützten würde und Pfadabhän-
gigkeiten schaffe (ebd.).

Ein weiteres Argument, welches von parteiinternen Akteu-
ren gegen eine mögliche Neuausrichtung der Partei zu neuen 
Pflanzenzüchtungstechniken ins Feld geführt wird, betrifft die 
ökonomische Konzentration im Saatgutbereich. So kritisiert 
die Bundestagsfraktion, dass die „verfestigten Strukturen […] 
durch neue günstiger anwendbare Technologien der Gentech-
nik wie CRISPR/Cas und andere nicht aufzubrechen“ seien, 
weil nahezu sämtliche resultierende Pflanzen und Tiere paten-
tiert werden würden (Deutscher Bundestag 2019, S. 2). Außer-
dem werden ethische Argumente angeführt. So plädieren die 
BAG Landwirtschaft und ländliche Entwicklung und die BAG 

Christ*innen mit Blick auf medizinische Anwendungen beim 
Menschen, beispielsweise durch eine Intervention in die Keim-
bahn mithilfe von CRISPR/Cas, „dafür, dass nicht ausschließ-
lich wissenschaftsbezogen […], sondern auch politisch, ökono-
misch, ethisch oder religiös argumentiert werden muss“ (B’90/
Grüne 2020 c). Die Gegner einer Neuausrichtung wehren sich 
schließlich gegen den Vorwurf, sie würden sich gegen wissen-
schaftliche Erkenntnisse sperren und wären von undifferenzier-
ten Sichtweisen auf die neuen Verfahren geleitet. Harald Ebner 
hält solcher Kritik entgegen, dass B’90/Grüne „seit drei Jahr-
zehnten […] zu einer differenzierten und immer wieder aktuali-
sierten Bewertung“ der Gentechnik gekommen sei (B’90/Grüne 
2018 f). Entsprechend sei der Vorwurf, die Partei sei „wissen-
schaftsfeindlich“ und würde Gentechnik „pauschal und undiffe-
renziert ablehnen […] nachweislich falsch“ (ebd.).

Motivationen
Die Motivation der grünen Landwirtschaftspolitiker, eine Neu-
ausrichtung hinsichtlich neuer Pflanzenzüchtungstechniken ab-
zulehnen, speist sich insbesondere aus deren Präferenz für die 
ökologische Landwirtschaft sowie aus ihrer Skepsis hinsichtlich 
möglicher Risiken. Die Bundestagsfraktion in ihrer Gesamtheit 
lehnte bislang eine auf Biotechnologie zurückgreifende Land-
wirtschaft ab. Stattdessen präferiert sie eine ökologische Aus-
richtung durch eine umfassende Agrarwende. Nur wenige Be-
fürworter einer Neuausrichtung sind euphorisch hinsichtlich 
der neuen Verfahren. Es sind insbesondere zwei Einschätzun-
gen, mit denen sie ihr Eintreten für Grüne Gentechnik begrün-
den. Zum einen sehen sie die Möglichkeit, dass diese dazu bei-
tragen kann, negative Auswirkungen des Klimawandels abzu-

mildern. Zum anderen halten sie die Risiken eines Einsatzes 
der neuen Verfahren für durchaus kontrollierbar – oder zumin-
dest für noch unklar.

Die innerparteilichen Positionen umspannen sowohl extrem 
progressive Forderungen nach einer wissenschaftlich reflektier-
ten Nutzung der neuen Techniken zugunsten des Allgemein-
wohls als auch solche, die gentechnische Verfahren vollständig 
ablehnen. Die Bewertung von und der Umgang mit Risiken stellt 
einen der trennenden Faktoren in der innerparteilichen Debatte 
dar. Dabei stehen die Kritiker einer Neuausrichtung in der Par-
teitradition. Im Grundsatzprogramm von 2002 etwa wird Grüne 
Gentechnik noch entschieden abgelehnt, was mit einer mögli-
chen „Abhängigkeit der Bauern von der Agro-Industrie“, dem 
Erhalt der Sortenvielfalt und „noch längst nicht ausgeleuchte-
t[en]“ „ökologischen und gesundheitlichen Risiken“ begründet 
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wird (B’90/Grüne 2002, S. 57). Diese Position zur Grünen Gen-
technik entspricht einer grundsätzlich skeptischen Perspektive 
auf Verheißungen des technologischen Fortschritts, die Teil des 
ökologischen Paradigmas und damit auch Bestandteil der Pro-
grammatik grüner Parteien ist. Hingegen verorten sich die Be-
fürworter einer Neuausrichtung auf der Seite der Wissenschaft 
und deuten skeptische Haltungen bisweilen als Ausdruck einer 
latenten Wissenschaftsskepsis.

Doch warum initiierte der Parteivorstand überhaupt die par-
teiinterne Kontroverse über neue Pflanzenzüchtungstechnolo-
gien? Die Kontroverse barg erhebliche Potenziale für eine Ent-
fremdung von Teilen der Wählerschaft. Zudem nahm der Vor-
stand in Kauf, dass parteiinterne Konflikte auftreten und sichtbar 
werden. Hier kommen mehrere konkurrierende und/oder kom-
plementäre Erklärungen infrage. Erstens könnte der Vorstand 
eine Neuausrichtung der Partei im Sinne einer konsequenten 
Bearbeitung des Themas „Klimawandel“ als zielführend erach-
tet haben, was einem funktionalistischen Argument entspräche. 
Zweitens könnte der Vorstand die ablehnende Position abschwä-
chen wollen, um auch hinsichtlich dieser Thematik Offenheit für 
lagerübergreifende Koalitionen zu signalisieren. Drittens könnte 
der Vorstand die offene Diskussion über neue Pflanzenzüch-
tungstechniken in wahlstrategischer Hinsicht nutzen wollen, und 
zwar um B90’/Grüne als Partei zu positionieren, die sich selbst 
extrem kontroversen Debatten stellt. In diesem Zusammenhang 
könnte die sich verändernde Mitgliederstruktur der Partei be-
deutsam sein, insbesondere der Zuwachs an jüngeren Mitglie-
dern, die wissenschaftlich orientiert sind und durch den Klima-
wandel politisiert wurden.

Fazit

Das Ergebnis der Debatte über eine mögliche Neupositionierung 
der Grünen zu neuen Pflanzenzüchtungstechniken ist noch nicht 
absehbar. Vor dem Ausbruch der Covid‑19-Pandemie war die 
Entscheidung darüber für November 2020 im Rahmen der Ver-
abschiedung des neuen Grundsatzprogramms zu erwarten. Hier-
bei muss sich nicht notwendigerweise eine Position durchset-
zen. Vielmehr liegen Hinweise auf eine Kompromisslösung vor. 
Eine solche könnte sich an den Prinzipien orientieren, die von 
der BAG Wissenschaft, Hochschule und Technologiepolitik auf-
gestellt wurden. Demnach würden die Grünen die wissenschaft-
liche Forschung mit den neuen Verfahren unterstützen und den 
landwirtschaftlichen Anbau entsprechender Pflanzen unter den 
bestehenden Regelungen, insbesondere der Zulassungsverfah-
ren und der Anwendung des Vorsorgeprinzips, tolerieren. Dies-
bezüglich gehen wir davon aus, dass auch eine verstärkte wis-
senschaftliche TA der neuen Verfahren Teil eines Kompromis-
ses sein wird.

Wie schwierig es für B’90/Grüne sein kann, einen Kompro-
miss herzustellen und auch umzusetzen, zeigt ein Vorgang im 
grün regierten Baden-Württemberg. Landeswissenschaftsmi-
nisterin Theresia Bauer war im Sommer 2020 im Begriff, Ver-

suche mit gentechnisch veränderten Pflanzen im Umfang von 
5 Mio. Euro zu fördern. Der grüne Ministerpräsident Winfried 
Kretschmann unterband dieses Programm jedoch mit Hinweis 
auf Bedenken in der grünen Landesfraktion (auch ökologische 
Landwirte und Bienenschützer hatten Kritik geäußert; Stuttgar-
ter Zeitung 2020). Angesichts solcher Vorgänge bleibt abzuwar-
ten, wie eindeutig sich B’90/Grüne hinsichtlich neuer Pflanzen-
züchtungstechniken positioniert. Dass in diesem Feld für rele-
vante Teile der Partei auch Kompromisse nicht vorstellbar sind, 
wird spätestens im Falle einer Regierungsbeteiligung zu nicht 
unerheblichen Spannungen führen.
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Due to a lack of religious or metaphysical orientation in modern West-
ern societies, interpersonal conflicts of interest and value are solved 
under the premise of individuals acting rationally through the interac-
tion on a free market and the formation of political majorities gaining 
legislative power. However, the legitimacy of this approach becomes 
increasingly questionable when it comes to sustainability conflicts. In 
view of this, Hans Jonas considered the possibility of the need to sus-
pend democratic institutions in favor of a benevolent tyrant to avert a 
potential catastrophe. Since any form of centralism comes with its own 
problems of legitimacy, utilizing the more modest orientation claims 
of prudence ethics is a more promising alternative in deliberations on 
the justifiability of an occasional suspension of the majority principle 
without exposing a society to the dangers of domineering arbitrariness.

Demokratisches Mehrheitsprinzip in Gefahr?
Das Beispiel Nachhaltigkeitskonflikte

Aufgrund fehlender religiös-metaphysischer Orientierung werden inter-
personelle Interessen- und Wertkonflikte in modernen Gesellschaften 
unter der Prämisse rational handelnder Individuen durch die Interak-
tion auf freien Märkten und die Bildung politischer Mehrheiten gelöst. 
Dieser Ansatz sieht sich jedoch bei Nachhaltigkeitskonflikten mit Legi-
timationsproblemen konfrontiert. Angesichts dessen zog Hans Jonas 
die Möglichkeit in Betracht, dass demokratische Institutionen zuguns-
ten eines wohlwollenden Tyrannen suspendiert werden müssten, um 
eine mögliche Katastrophe abzuwenden. Jede Form von Zentralismus 
bringt jedoch ihre eigenen Legitimationsprobleme mit sich. Deshalb 
ist die Operationalisierung der bescheideneren Orientierungsansprü-
che der Klugheitsethik eine erfolgversprechendere Alternative in Be-
ratungen über die Rechtfertigbarkeit einer gelegentlichen Aufhebung 
des Mehrheitsprinzips, ohne dabei eine Gesellschaft den Gefahren herr-
schender Willkür auszusetzen.

Keywords: sustainability, practical philosophy, conflict management

Introduction

Conflicts are nothing unusual for modern societies that can no 
longer rely on religious or metaphysical traditions to guide col-
lective action. Democratically organized Western industrial so-
cieties deal with conflicts under the premise of purpose-rational 
individuals through the interplay of market events and the for-
mation of political majorities gaining legislative power. This 
takes place against the background of a Constitution that guar-
antees basic rights for the individual, so that the inferior parties 
in the power struggle will not be discriminated. These in turn ac-
cept the framework of action enforced by the majority because 
of the possibility of being able to determine legislation in the 
future by forming their own majorities (Rawls 1971, pp. 390–
392). However, the current implementation of the majority prin-
ciple reveals legitimation deficits. These are mainly due to a 
loss of deliberation oriented towards the common good in fa-
vor of bargaining oriented towards individual interests (Flaig 
2014, pp. 379–380). Especially if we look at the problem of sus-
tainability, which is extremely broad in terms of space and time, 
weaknesses in this approach become apparent.

For example, the issues to be negotiated are usually so com-
plex that it is difficult to orientate oneself towards purposeful, 
rational action. Furthermore, a lack of motivation for sustaina-
ble action can be identified, which is due to conflicts between 
short-term individual interests and long-term goals of sustain-
able development. In the face of such problems, the question 
can be asked whether majorities are justified in taking decisions 
against the will of minorities when it comes to issues of sustain-
ability. Hans Jonas, for instance, expressed his concern, as early 
as 1979, that a democratic majority principle might not be suit-
able for imposing on itself the measures that the threatening fu-
ture demands (Jonas 1979, p. 262). In this context, he discusses 
the potential advantages of a tyranny that in our context must 
be a benevolent, well-informed tyranny inspired by the right in-
sight. Even if Jonas concludes that Marxism, for him the most 
promising manifestation of such a regime, fails because of its 
utopian elements, the desire for such an “eco-dictatorship” per-
sists stubbornly1.

Democratic majority principle 
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The example of sustainability conflicts
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To clarify why we even bother to make decisions based on 
majorities, I will first briefly discuss the discourse-ethical justi-
fication of the majority principle and its application in technol-
ogy assessment (TA). In view of the already mentioned prob-
lems regarding sustainability issues, I will then turn to the sup-
posed (technical) advantages of centralized governance. Here, 
I will focus on the inability of such an approach to deal ade-
quately with normative and epistemic uncertainties of sustain-
ability issues. Having shown that an occasional suspension of 
majority decisions cannot be justified in this way, I will finally 
propose a promising alternative based on prudence-ethical ar-
guments.

The majority principle

The majority principle is a term historically rooted in the philo
sophy of the state and today in political science and law. Con-
sequently, in voting, opinion-forming processes, elections, etc., 
the whole is subject to the will of the greater part. The major-
ity principle has a strong affinity for democratic structures be-
cause of the accumulation of equal votes from all those affected 
by a decision. In the discussion on parliamentary democracy, 
the absolute majority principle applied within a constitutional 
order was identified as the relatively closest approximation to 
the idea of freedom and optimal protection of even minorities 
(Rawls 1971).

From Aristotle to the French Enlightenment and Kant, there 
were numerous attempts to make the recourse to the majority 
principle in decision-making plausible. The discussion about 
participation and democratization after the emergence of dis-
course ethics gave the majority principle another boost. Since 
the Habermasian approach to discourse ethics has been highly 
influential, especially in TA since the 1990s, I want to dive a lit-
tle bit deeper into the argument for the majority principle given 
in this line of reasoning.

Discourse ethics stands in the tradition of Immanuel Kant’s 
moral philosophy and thus sees the nominal validity of laws or 
norms of action as the basic phenomenon in need of explana-
tion. Instead of the categorical imperative, however, here the 
procedure of moral argumentation takes its place. Accordingly, 

1    Significant authors in the past were Arne Naess, Val Plumwood, Robin 
Eckersley, Rudolf Bahro. Recently, such elements have been taken up in the 
post-growth economy (Paech 2014).

only those norms may claim validity that could find the agree-
ment of all those concerned as participants in a practical dis-
course (Habermas 1986, p. 17). At the same time, the categor-
ical imperative is reinterpreted in terms of a principle of uni-
versalization, which states that the consequences of a general 
adherence to a norm must be able to be accepted by everyone 
without compulsion. According to Habermas, the claim of uni-
versal validity of discourse ethics in the face of plural offers of 
orientation can be derived from the presuppositions of our lan-
guage, which must always be recognized implicitly in discourse 
and are therefore inescapable. As stated by discourse ethicists, 
only those discourses that fulfil the prerequisites of communica-
tion such as freedom of domination, well-informedness, equal-
ity and so on, have the legitimatory power to generate a norma-
tive agreement.

Trying to see questions of TA as an application of discourse 
ethics, one encounters some difficulties as we are no longer con-
cerned merely with controversial claims of validity with regard 
to the correctness of standards of action, but with the appropri-
ateness of values (Habermas 1981, pp. 39–45). In this context, 
the German philosopher Konrad Ott draws attention to some 
particularities that require a conceptual specification of dis-
course ethics’ basic idea (Ott 2001, pp. 53–59). As a result, in 
real discourses the achievement of compromises that can be ac-
cepted by the majority rather than consensus is to be expected. 
Therefore, a decision based on a majority principle, insofar as 
these (compromises) come about under discourse conditions, 

appears to be the most plausible way to decide from a discourse 
ethicist’s point of view, as it is the closest possible approxima-
tion to the ideal procedure (Renn et  al. 2007, p. 180). Conse-
quently, the evaluation of socio-technical options for action in 
TA is often carried out based on a multi-criteria decision anal-
ysis, which has been preceded by a discursive process that is 
highly influenced by Habermasian discourse ethics2.

However, when it comes to the issue of sustainability, weak-
nesses in this approach can be identified, especially due to the 
spatial and temporal extension of the respective problems. In 
particular, the promise that an ecologically oriented minority 
could determine politics or the evaluation of socio-technical op-
tions for action in the future by forming majorities becomes 
questionable considering the structural results of current ac-

2   An example is the recently completed Kopernikus project “ENavi”, 
which was funded by the German government to evaluate possible coal exit 
paths (Gaschnig et al. 2020). 

In real discourses the achievement of compromises  
that can be accepted by the majority rather than consensus  

is to be expected.
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tions, which sometimes irreversibly limit the scope for future 
action. This might lead to growing authoritarian tendencies, es-
pecially among young people who see their future possibility to 
act threatened by today’s majority opinion3.

The elitist approach

Historically, an attack on the majority principle has a long tradi-
tion from Plato to Machiavelli and Tocqueville to socialist crit-
icism. And indeed, it could be argued that, given high approval 
ratings for more sustainable and environmentally friendly pol-
icies (Wolf 2020), there is simply a lack of appropriate means 
of enforcement. From this it is then sometimes deduced in the 
public ecological discourse that benevolent tyrants, inspired by 
the right insight into our responsibility for the future, are the 
only possible answer to an impending environmental catastro-
phe. Behind all of this lies the Platonic idea, that one only needs 
to know the good to do good. In this context, the German phi-
losopher of technology Christoph Hubig already reminded us 
in 1996, in the discussion about the so-called “Leitbild” of sus-
tainability, of Aristotle’s criticism of this way of thinking (Hu-
big 1996). Regarding the potential call for a government of ex-
perts, I consider it appropriate to bring this criticism to mind.

In principle, the criticism is about the idea that the recogni-
tion of a general mission statement initially yields nothing for 
practical implementation. Rather, we find ourselves in three fur-
ther problem areas: The problem of bridging the gap, the prob-
lem of interpretation and the problem of weighing up conflict-
ing models. In the following, I want to show this by briefly re-
capturing the controversy of different concepts of sustainability 
and their operationalization.

As mentioned above, nowadays there is a broad consensus 
that we have a responsibility towards future generations in re-
spect of valuable natural resources (general mission statement). 
However, the matter becomes less clear with regard to the na-
ture of this responsibility and the question of what we owe fu-
ture generations to preserve (Grunwald and Kopfmüller 2012, 
pp. 31–75). The reason for this lies in (normative and epistemic) 
uncertainties that lead  – unlike “conventional conflicts”  – to 

“wicked problems” (Norton 2005, pp. 132–138) and a multitude 
of conflicting conceptualizations of sustainability. This problem 
of interpretation results from unclarified basic concepts, which 
are present in the general mission statement itself. The conflict 
between weak and strong sustainability is particularly promi-
nent in this context4.

The core thesis of the weak sustainability concept is that a 
summative-aggregated preservation of all of society’s capital 

3   The environmental movement “Extinction Rebellion”, for example, is said 
to have such tendencies.
4   It would also be possible at this point to address the discussion between the 
Greifswald approach of strong sustainability and the Helmholtz Association’s in-
tegrative concept of sustainable development. However, I consider the chosen ▶

stocks is sufficient to fulfil the responsibility for the future. 
Since it is claimed that we know nothing about the preferences 
of future generations beyond certain basic needs and that dif-
ferent types of capital are fundamentally substitutable, future 
generations could only accuse us of lowering the level of wel-
fare economics (Solow 1991). These assumptions are disputed 
by supporters of stronger sustainability concepts. A first limita-
tion of the concept of weak sustainability is the relevance of a 
basic stock of natural capital that is indispensable for economic 
welfare. This results in the position of an ecological economy 
(Pearce and Barbier 2000). A further restriction of the weak sus-
tainability concept is made from a scientific-cybernetic perspec-
tive regarding the preservation of the assimilation ability of eco-
logical systems to changing environmental conditions as a regu-
lator of evolution (Holling 1978). However, the concept of weak 
sustainability is most restricted from an environmental-ethical 
perspective regarding the preservation of natural capital as a nec-
essary condition for the continuation of human autonomy and its 
axiological significance (Ott 2020).

The dispute about an appropriate conception of the idea of 
sustainable development reveals conflicts of value and shows 
that the good is not a generic term that can be differentiated into 
various class-forming sub-concepts. The fact that many things 
are good or bad in different ways forces us to weigh up in each 
concrete case (Hubig 1996, p. 230). In addition to competing 
views on material and non-material values, resulting from a pre-
liminary decision in favor of a certain value theory, the first rel-
evant question in this context is what the notion of value actu-
ally means. If different ways of speaking of value are neglected, 
one-sidedness of objectivist and subjectivist theories of value 
arise (Christen 2013, pp. 139–166), which contradict moral in-
tuitions and thus reduce the prospect of successful conflict res-
olution. Furthermore, there is additional potential for conflict 
within a certain sustainability concept when it comes to the 
specification of values in criteria and indicators (Hubig 2016). 
This brings us to the bridging the gap problem that arises for 
those who want to apply a recognized principle to certain can-
didates.

Hubig shows in his article from 1996 that, due to normative 
and epistemic uncertainties, theoretically justifiable solutions 
for sustainability problems are not in sight and that a mecha-
nism for their practical implementation cannot be based on un-
problematic, technically justified procedures either. Therefore, 
ways must be developed to deal with these uncertainties. The 
elitist approach to sustainability problems thus lags far behind 
the level of reflection in the discourse-ethical debate, which ex-
plicitly recognizes the existence of a well-founded pluralism of 
values.

▶ examples to be more purposeful for my line of argument, which aims to high-
light value conflicts between the concepts. Incidentally, I follow the assessment 
of Armin Grunwald, who considers a comparison between Greifswald and 
Helmholtz to be difficult, since each of these approaches seemingly tries to 
contribute to different discourses (Grunwald 2016, pp. 121–138).
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acter of action (in an Aristotelian sense)5. This puts prudence 
ethics up against a position which is merely oriented towards 
functionality for the realization of certain purposes like in util-
ity-based approaches (poiesis). Therefore, it provides important 
aspects of decision making, also and especially in the socio-po-
litical framework, and finds its perfection in (democratic) states-
manship that ensures that future (democratic) statesmanship re-
mains possible (Jonas 1979, p. 214).

Consequently, discourses on the design of technology in TA 
must, from the perspective of prudence ethics, ensure the pos-
sibility of a dynamic continuation of the reflective equilibrium 
between the assessment of facts, moral intuitions, and justifica-
tions. This is realizable if higher-level values act as regulatory 
principles in the evaluation of socio-technical options for action 
that prevent internal tensions in the field of conflict from lead-
ing to contradictions (Hubig 2007, p. 150).

A prudence-ethical approach

In modern prudence ethics, majority compromises as an ap-
proximation to the discourse-ethical ideal of consensual agree-
ment are regarded merely as a pragmatic stopgap for maintaining 
political peace. However, such compromises are not a genuine 
conflict resolution since numerous negative aspects of the com-
peting options for action continue virulently in the agreement 
reached. As Hans Jonas correctly stated, this leads to legitima-
tion problems, especially when compromises endanger the con-
ditions of the possibility of responsible action. Instead of now 
demanding a benevolent and insightful elite as a solution to the 

problem of responsibility for the future and thus exposing them-
selves to the danger of centralist errors, prudence ethicists are fo-
cusing on the greatest possible preservation of pluralism of val-
ues, in order to preserve a society’s ability to shape itself in the 
face of changing problems.

Prudence ethics therefore considers the prohibition of op-
tions for action justified only when risks of a particularly large 
extent can be avoided.6 However, we often do not have to deal 

5   E. g. self-restraint in the context of sustainability.
6   Jonas argues for a similar principle when he calls for uncertainties to 
be treated as certainties in such cases (Jonas 1979, p. 81). The precautionary 
principle, which is the federal law applicable in Germany (Art. 34 Abs. 1 EV, 
Einigungsvertrag), can be read in a similar way. The respective basic intention 
is that the treatment of uncertainty itself is not in itself uncertain but is both 
a prudent advice and (in this case) an undeniable imperative.

Other orientation possibilities in view 
of a well-founded pluralism

In view of orientation deficits of duty-based ethics (like dis-
course ethics) in dealing with concrete problems, prudence eth-
ics tries to take a different approach. In general, prudence is the 
ability of an individual or institutional actor to act in a reasona-
ble and considered manner appropriate to the situation. An actor 
is called prudent if he can do so even in seemingly unmanage-
able situations. It is also prudent to put one’s own goals to the 
disposal, if these threaten to come into conflict with an overall 
good life. In contrast to the concept of prudence as the principle 
of rational egoism, which is often used today in ethics in disso-
ciation from morality, this quality is an ability, which is called 
virtue when it has solidified into an attitude. It is the irreducible 
situation- and actor-specific knowledge about advice, which in-
cludes not only true and properly justified moral and legal (i. e. 
strongly normative) convictions, but also true and well-founded 
weakly normative convictions with regard to well-being or the 
good life. Here, of course, an ‘ought to be’ appears only with a 
hypothetical claim, as it is characteristic for the advice of pru-
dence (Luckner 2005, pp. 39–45).

Like (material) virtue ethics, prudence ethics does not take its 
starting point in norm-founding procedures, but in an investiga-
tion of the self-orientation competence of individuals. It differs, 
however, in that it seeks to reconstruct the formal conditions of 
successful practice instead of referring to the virtues of a spe-
cific community of values. These conditions of successful prac-
tice were first discussed in the Aristotelian analysis of phrónê-
sis, which is the virtue responsible for an overall good life (eu-

praxia). Although Aristotelian prudence requires general value 
patterns as they are found as normative frameworks in the re-
spective cultural and historical situations, prudence itself is not 
bound to certain value contents. The prudent individual rather 
relates to certain values by considering and weighing up how 
the continuation of action can be guaranteed in the face of situ-
ational conflicts of values. The ethics of prudence can therefore 
also be described as a formal virtue ethics which forms an im-
portant actor-centered alternative to the strongly normative eth-
ics, especially under value pluralistic conditions (Hubig 2007, 
pp. 127–137).

Due to its openness of content, it is also not limited to indi-
vidual ethics. The basic “concepts” of prudent action, like the 
situational appropriateness from the perspective of maintaining 
and developing the ability to act, emphasize the practical char-

Discourses on the design of technology in TA must ensure  
the possibility of a dynamic continuation of the reflective equilibrium 
between the assessment of facts, moral intuitions, and justifications.
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with decisions of such magnitude when it comes to sustainabil-
ity conflicts. Therefore, further situation-dependent strategies 
are needed to deal with well-founded dissent about the design of 
sustainable development. In this context, Christoph Hubig has 
proposed some strategies for dealing with dissent7 in his major 
ethical work (Hubig 2007, pp. 147–163), which coincide with 
what is known as “adaptive management” in the sustainability 
discourse (Walker et al. 2013; Kwakkel et al. 2016).

It is necessary to consider higher-level values in the evalua-
tion of socio-technical options of action to preserve the condi-
tions for such a prudent approach at the individual and institu-
tional level. The consideration of these option and bequest val-
ues (Hubig 2007, pp. 137–146), which are intended to enable 

decision-making individuals and institutions, need not be legit-
imized by a majority within a discursive process, but can be sub-
jected to each person willing to act. The estimation of the poten-
tial endangerment of criteria that enable a decision-maker to es-
tablish a self-determined relation to a situation must therefore be 
included and spelled out in TA practice in any specific case. Ac-
cordingly, from a prudence-ethical point of view, the avoidance 
of systematic constraints, the avoidance of restrictions on actors 
and decision-making capabilities, as well as the preservation of 
revisability and compensability must become a central value 
in the design of socio-technical systems. If these process-ori-
ented criteria remain a matter of subjective value assessments of 
discourse participants in multi-criteria decision analyses in TA 
there is a danger to the possibility of acting in accordance with 
a well-funded precautionary principle and thus jeopardize the 
conditions of the possibility of responsible action (Kornwachs 
2000). A good example for such a problem is the development 
of the transport system in Germany: With regard to these high-
er-level values and criteria, there never should have been such 
a one-sided, coercive transport policy which is now hardly able 
to react to uprising problems like climate change, lack of urban 
space, noise pollution, etc. (Bangert 2017).

Conclusion

I demonstrated that sustainability conflicts are characterized 
by normative and epistemic uncertainties. In most cases, this 
makes purpose-oriented conflict management, which is typi-

7   These rules for dealing with dissent are in accord with the tradition of René 
Descartes’ provisional morality. He drafted his maxims in the face of the abo
lition of traditional instances of orientation in the early 17thth century, so that 
he would not remain indecisive in his actions, while reason obliged him to be 
so in his judgments (Descartes 1637/2011, p. 41).

cal for modern societies, difficult. Where the usual utility-ori-
ented procedures for dealing with these conflicts are still used, 
a loss of acceptance and post-democratic tendencies can be ob-
served due to the lacking legitimacy of decisions reached in this 
way. However, the solution to install benevolent tyrants, who, 
inspired by the right insight, make decisions guided by a well-
founded responsibility for the future, brings along serious prob-
lems. In view of various forms of non-knowledge regarding fu-
ture developments, there is a danger of centralistic errors that 
could lead to far worse conditions than those currently prevail-
ing. In any case, the striving for consensus as a guarantee for the 
possibility of purpose-rational action at the societal level proves 
to be an unredeemable claim in most sustainability issues. Thus, 

competing social technologies for dealing with conflicts should 
not be evaluated on this basis.

In the spirit of a provisional morality, however, we can reflect 
on the limits of our power to act and envisage rules that should 
enable good action despite the uncertain decision-making situ-
ation. Here, the orientation towards prudence ethics reveals it-
self as a promising alternative, since it does not come up with 
the problematic universality claim of moral and technical im-
peratives, but rather aims to preserve the conditions of the pos-
sibility of practice as such (Luckner 2005, pp. 39–45). This re-
sults in process-oriented criteria beyond utility values that can 
be used to evaluate techniques for dealing with sustainability 
conflicts.

Criteria such as flexibility, error-friendliness, compensability, 
reversibility, transparency, or the avoidance of constraints speak 
in favor of conflict management on the basis of democratic in-
stitutions and against any form of centralism (Ott 2014). In short, 
this defines the preservation of the capacity to act. However, 
discourse boundaries in the form of a restriction of democratic 
participation and decision-making must be observed to prevent 
counterintuitive results of decisions made by the majority. The 
justification of these limits based on the prudence-ethical prin-
ciple of the preservation of practice comes with fewer difficul-
ties than strategies of justification based on duty-oriented ethics 
and utilitarianism. In conclusion, the appropriate response to a 
swan song for democratic institutions in the face of an impend-
ing climate catastrophe and comparable dangers would be the 
foundation and/or strengthening of institutions which ensure the 
possibility of future (democratic) statecraft8.

8   If these institutions already exist as deliberative intermediate realms 
(Ott 2014) – including the practice of technology assessment – or whether 
they must first be created as environmental councils (Gesang 2014) must 
be clarified elsewhere.

Orientation towards prudence ethics aims to preserve the conditions 
of the possibility of practice as such.
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Die Akzeptanz unter Bewohnern und Bewohnerinnen gewinnt bei hoch 
komplexen, technisch anspruchsvollen energetischen Sanierungen 
als „Innovationsmotor“ zunehmend an Relevanz. Der Beitrag basiert 
auf zwei Fallstudien zur partizipativen Nutzereinbindung bei energe­
tischen Sanierungen im genossenschaftlichen Wohnbau historischer 
Stadtquartiere in Regensburg. Neben einer sozialverträglichen Sanie­
rung wurde jeweils ein hohes Maß an Energieeffizienz bei den tech­
nischen Lösungen angestrebt. Haushaltsbefragungen und qualitative 
Interviews zeigen die hohe Akzeptanz von Sanierungsmaßnahmen, so­
fern die Senkung der Energiekosten die erhöhte Miete kompensiert. 
Abschließend werden Akzeptanzfaktoren wie Partizipation, Vertrauen, 
Sozialverträglichkeit und Autarkie erörtert.

Building restoration between energy efficiency and user acceptance
Two empirical case studies

Acceptance among residents is becoming increasingly important in es-
tablishing highly complex technical energy systems and energy-effi-
cient modernization measures. This paper is based on two case stud-
ies on user involvement in the energy-efficient restoration of two coop-
erative owned building complexes in historic quarters of Regensburg/
Germany. Household surveys and qualitative interviews show the high 
acceptance of restoration measures, provided that the reduction of en-
ergy costs compensates for the increase in rents. Finally, acceptance 
factors such as participation, trust, social acceptability, and self-suffi-
ciency are discussed.

Keywords: energy-efficient building restoration, user acceptance, 
household survey, historic quarter, renewable energy

Einleitung

Der vorliegende Beitrag untersucht Akzeptanz von technischen 
Innovationen bei der Gebäudesanierung als einen wesentlichen 
sozialen Aspekt für den Erfolg der Energiewende (Wüstenha­
gen et al. 2007, S. 2684). Gebäudesanierungen können die Le­
bensqualität insbesondere von Personen im Mietverhältnis ver­
bessern und die Energieeffizienz von Gebäuden erhöhen. Aller­
dings stagniert die nationale Sanierungsquote auf niedrigem 
Niveau bei etwa einem Prozent pro Jahr (Deutsche Energie-
Agentur 2018, S. 15), obwohl die Bundesregierung verstärkt die 
Sanierung von Wohnungsbeständen fordert, um nationale Klima- 
ziele einzuhalten (Weiß et al. 2012, S. 14).

Unsere sozialwissenschaftliche Begleitforschung untersucht 
die Akzeptanz technischer Innovationen und Geschäftsmodelle 
zur sozialverträglichen Gebäudesanierung bei zwei energeti­
schen Sanierungsprojekten bei Wohnungsbaugenossenschaften 
im Regensburger Stadtgebiet. Hier wurden die Haushalte vor 
Beginn der Baumaßnahmen mit einem Fragebogen über ihre 
Akzeptanz zum Sanierungsvorhaben und Bedarfe bei baulichen 
Veränderungen im Quartier jeweils schriftlich befragt (ex-ante-
Forschung). Neben der standardisierten Querschnittsbefragung 
wurde bei einer Fallstudie auch eine qualitative Interviewstu­
die durchgeführt. Die Bewohnerwünsche wurden erhoben, um 
sie bei der Planung mit zu berücksichtigen. Eine Umsetzung 
der Schlussfolgerungen im Praxisforschungsbericht und Leitfa­
den (Steffens et al. 2016) fand während der Projektlaufzeit nicht 
statt. Bei der Fallstudie MAGGIE erfolgte die Erprobung wäh­
rend des Projekts in einem Testgebäude. Neuartig ist die tech­
nische Entwicklung mit folgender Baumaßnahme und sozial­
wissenschaftlicher Begleitforschung. Erstmalig geht der Beitrag 
auf soziale Aspekte dieses Fallbeispiels ein und zeigt Ergeb­
nisse eines Reliabilitätstests durch eine wiederholte Akzeptanz­
befragung.

Gebäudesanierung zwischen 
Energieeffizienz 

und Sozialverträglichkeit
Zwei empirische Fallstudien
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Theoretischer Hintergrund

Bewohnereinbindung in die Planung 
einer Sanierungsmaßnahme
Nach Tappeiner et al. (2004, S. 141) kann das Expertenwissen 
der Bewohnerschaft bei einer Bewohnereinbindung einen Bei­
trag zu einem innovativen Sanierungskonzept leisten und so als 

„Innovationsmotor“ wirken. Insbesondere die Akzeptanz der 
energetischen Sanierung konnte durch Einbindung der Bewoh­
nerschaft gesteigert werden (Hacke und Lohmann 2006, S. 35, 
S. 86).

Neben Besichtigungen, Veröffentlichungen und Informa­
tionsveranstaltungen kommt Bürgerbefragungen eine sehr wich­
tige Bedeutung als Beteiligungsform zu. Unten soll gezeigt wer­
den, wie eine Berücksichtigung von Befragungsergebnissen 
bei der Planung von Sanierungsmaßnahmen mit erneuerbaren 
Energien möglich ist. Bei Genossenschaften kommt noch ein 
Mitspracherecht bei Entscheidungen über die Sanierung hinzu 
(siehe folgenden Abschnitt).

Die Bewohnereinbindung impliziert jedoch nicht automa­
tisch eine hohe Sanierungsbereitschaft. Aufseiten der Bewoh­
nerschaft sind Alter, Familienstand oder Haushaltseinkommen 
(Tappeiner et al. 2004, S. 141) ebenso Einflussfaktoren wie auf­
seiten der Hauseigentümerinnen und -eigentümer ökonomische 
Aspekte oder fehlendes technisches Fachwissen (Koch und Ro­
senberger 2019, S.  20). Letzteres kann z.  B. durch unabhän­
gige Energieberatungsstellen adressiert werden, stellt aber auch 
arbeitsorganisatorische Herausforderungen für den fortlaufen­
den Betrieb energieeffizienter Gebäudetechnik (Böhm et  al. 
2019).

Rolle von Wohnungsbaugenossenschaften 
bei Gebäudemodernisierungen
Eine energetische Gebäudesanierung kann als Investition in das 
Kollektivgut Weltklima angesehen werden, unterliegt somit aber 
auch dem Kollektivgutproblem: Kollektive Interessen werden 
oft nicht realisiert, weil es rational ist, auf das Engagement an­
derer zu warten (Diekmann und Preisendörfer 2001, S. 75). Fak­
toren, die die Bewirtschaftung eines Gemeinguts unter diesen 

Bedingungen erfolgreich werden lassen, sind Restriktion des 
Zugangs zum Kollektivgut, Umweltangepasstheit, Partizipation, 
Monitoring, Sanktionierbarkeit, Konfliktregulierung und Auto­
nomie (Diekmann und Preisendörfer 2001, S. 92–93).

Wie Ostrom (1999) zeigt, sind Genossenschaften für die Lö­
sung einer Kollektivgutproblematik besonders geeignete Insti­
tutionen. Ebenso weisen Genossenschaften durch ihre Organi­
sationsform auch ein hohes Potenzial für „zukunftsfähige Quar­

tiersentwicklungen“ auf (Heinze und Bölting 2019, S. 65), z. B. 
sind sie aus Perspektive der Kommunen ein Erfolgsfaktor bei 
der Nutzung erneuerbarer Energien (Wehnert et al. 2007, S. 5). 
Da das anteilige Eigentum stärker zu einer Modernisierung und 
Werterhaltung des Baubestandes motiviert, müsste demnach bei 
Wohnungsbaugenossenschaften im Vergleich zu anderen Akteu­
ren eine höhere Bereitschaft zu Klimaschutzmaßnahmen, Stei­
gerung der Energieeffizienz von Gebäuden und energetischen 
Sanierungen vorliegen. Da Vorstand und Mitglieder demokra­
tisch entscheiden, ist auch mit weniger Konflikten als beispiels­
weise bei Mietern und privaten Wohnungsunternehmen zu rech­
nen (Atmaca 2014, S.  66). Zudem beteiligen sich Baugenos­
senschaften aktiv an der Gestaltung des lokalen Umfelds und 
vertreten auch sozial benachteiligte Bewohnergruppen wie äl­
tere Menschen (BMVBW 2004, S. 383).

Anreizstrukturen und Motive für die 
Gebäudesanierung
Eine energetische Gebäudesanierung trägt durch die Reduk­
tion des CO22-Ausstoßes zum Kollektivgut Weltklima bei. Doch 
Hauseigentümerinnen oder Mieter haben in der Handlungsstruk­
tur eines Kollektivgutproblems wenig Motivation, Mehrkosten 
aufzuwenden, selbst wenn sie eine Präferenz für Umweltschutz 
haben und die energetische Sanierung hohe Akzeptanzwerte hat. 
Daher können finanzielle Anreize zur Förderung der energeti­
schen Sanierung von Wohngebäuden oder zur Einspeisung re­
generativ erzeugter Energie Sanierungsmaßnahmen (mit) aus­
lösen (Haug et al. 2017, S. 587). Um Energieziele einzuhalten, 
bieten bspw. die Energieeinsparverordnung (EnEV), Förderpro­
gramme der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) oder das Er­
neuerbare-Energien-Wärmegesetz finanzielle Anreize (Vögele 
et al. 2016, S. 1).

Wilson et al. (2015, S. 15) analysierten Kosteneinsparungen, 
Komfort und Nutzen für die Umwelt als Motive sowie Sanie­
rungskosten und Informationsdefizite als Hemmnisse bei der 
energieeffizienten Sanierung. Weiterhin gibt es persönliche 
Einflüsse wie Information und Bewusstsein, Einstellungen und 
Meinungen, Erfahrungen und Kenntnisse sowie kontextuelle 
Einflüsse wie Merkmale des Haushalts, soziostrukturelle Merk­

male, Wohnsitz, Charakteristik des Gebäudes sowie Anreize 
durch die Politik. Eine qualitative Erhebung der Sanierungsmo­
tive ergab, dass Wirtschaftlichkeit, Kosteneinsparungen, die Er­
höhung des Wohnkomforts, z. B. durch Behebung von Störfakto­
ren, für Gebäudeeigentümer sehr bedeutsam sind. Des Weiteren 
wurde auch die Nutzung regenerativer Energie genannt (Gos­
sen und Nischan 2014, S. 34). Für Wohnbaugenossenschaften 
bietet sich auch die Möglichkeit, Mitglieder und Mieter für Be­

Finanzielle Anreize können die Akzeptanz 
energetischer Sanierungen erhöhen.
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Beteiligung neue Technologien für ein regeneratives, intelligent 
gesteuertes Energiesystem mit Photovoltaik und Blockheizkraft­
werk, solaraktivem Putz und weiteren Maßnahmen an einem 
Testgebäude der Baugenossenschaft Margaretenau (Abb. 2). Das 
MAGGIE-Team ist teilweise in das Sanierungsmanagement 
(SAMM)3 involviert. Basierend auf dem MAGGIE-Test wird 
2018 bis 2021 für das gesamte baugenossenschaftliche Quartier 
ein Sanierungskonzept erarbeitet.

sität Bayreuth, die Stadt Regensburg (Amt für Stadtentwicklung), die Energie­
agentur Regensburg e. V., Franken Maxit Mauermörtel GmbH & Co., Carno­
therm Wärmelogistik GmbH & Co, Luxgreen GbR, TGA Projektierung GmbH, 
Kugler + Kerschbaum Partnerschaft, REWAG Regensburger Energie- und Wasser­
versorgung AG & Co KG und Consolinno Energy.

teiligung an Genossenschaftsstromerzeu­
gung durch Anreize wie Stromkostenvor­
teile oder Umweltaspekte zu gewinnen 
(Kamburow et al. 2016, S. 103).

Zwei Fallstudien zur ener-
gieeffizienten Gebäude-
sanierung in Regensburg
Zwei Fallstudien zur energetischen Sanie­
rung wurden von einem interdisziplinä­
ren Team der Ostbayerischen Technischen 
Hochschule (OTH) Regensburg zusammen  
mit verschiedenen Stakeholdern initiiert. 
Zum einen sind hier als wichtige Partner 
jene zwei Wohnungsbaugenossenschaf­
ten zu nennen, die die Sanierungsobjekte 
besitzen und die Sanierungsmaßnahmen 
durchführen. Beim Projekt MAGGIE sind  
eine Reihe weiterer Beteiligter zu nennen, 
insbesondere die Stadt Regensburg, die 
Energieagentur Regensburg e. V., ein loka- 
ler Energieversorger und Netzbetreiber so- 
wie Unternehmen aus dem Bau- und Ener­
giegewerbe und Dienstleistungsanbieter.

Beschreibung der Projekte
In beiden Fällen werden energetische Mo­
dernisierungskonzepte entwickelt, die auf 
regenerative Energieversorgung setzen. 
Dabei soll der Ensemble-Charakter der 
historischen Stadtquartiere erhalten blei­
ben. Die Gesamtwohnkosten sollen durch 
die Sanierungskosten nicht steigen. Ge­
lingen soll dies durch geringere Energie­
kosten, die den genossenschaftlich ver­
einbarten Anstieg der Miete kompen­
sieren. Im Projektverbund RENARHIS1 
(Dezentrale regenerative Energieversor­
gung als Schwerpunkt einer nachhaltigen 
Restaurierung historisch bedeutender Stadtquartiere des frühen 
20.  Jahrhunderts) wurde exemplarisch für das Plato-Wild-En­
semble im Regensburger Osten aus den 1920er-Jahren von 2014 
bis 2016 ein nachhaltiges Sanierungskonzept erarbeitet (Abb. 1).

Das MAGGIE-Projekt2 (Energetische Modernisierung des 
genossenschaftlichen Wohnquartiers Margaretenau in Regens­
burg) entwickelt und testet von 2017 bis 2021 unter vielfältiger 

1   Projektleitung: OTH Regensburg, Prof. Dr. Oliver Steffens, gefördert durch 
die Forschungsinitiative „Zukunft Bau“ des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und 
Raumforschung (Steffens et al. 2016).
2   Projektleitung: OTH Regensburg, Prof. Dr. Oliver Steffens, gefördert vom 
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi). Beteiligt sind neben 
der OTH Regensburg und der Baugenossenschaft Margaretenau die Univer-

Abb. 1: Projekt RENARHIS: Gebäude im Plato-Wild-Ensemble Regensburg.  
� Quelle: Matthias Vernim, OTH Regensburg

Abb. 2: Projekt MAGGIE: Testgebäude in der Margaretenau Regensburg.  
� Quelle: Annika Zeitler, OTH Regensburg
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Bei beiden Projekten wurden für eine Sozialstudie Informa­
tionen zur soziodemografischen und sozioökonomischen Zu­
sammensetzung der Quartiersbevölkerung sowie zur aktuellen 
Situation, zum zukünftigen Bedarf und zur Akzeptanz der ener­
getischen Sanierung erhoben. Übergeordnetes Ziel ist, die Le­
bensqualität von Genossenschaftsmitgliedern nachhaltig zu ver­
bessern und die Sanierungsmaßnahmen so sozialverträglich wie 
möglich zu planen (Haug et al. 2017, S. 580).

Methodik und Durchführung der sozialwissenschaft-
lichen Fallstudien
Durchgeführt wurden die zwei sozialwissenschaftlichen Fallstu­
dien (kurz Sozialstudien) vom Institut für Sozialforschung und 
Technikfolgenabschätzung (IST) an der OTH Regensburg (Haug 
et  al. 2017, S.  580). Im Plato-Wild-Ensemble des Genossen­
schaftlichen Bauvereins Regensburg fand im Vorfeld einer ge­
planten Sanierungsbaumaßnahme und begleitend zur Erstellung 
eines technischen Gebäudesanierungskonzepts die erste Fallstu­
die im Projekt RENARHIS statt (Haug und Vernim 2016; Haug 
und Steffens 2019). Von 158 Wohneinheiten konnten im Befra­
gungszeitraum 14. 10.–30. 11. 2013 in 73 Haushalten teilstandar­
disierte mündliche Interviews durchgeführt werden (Ausschöp­
fungsquote 46 %).

Beim Projekt MAGGIE fand im genossenschaftlichen Quar­
tier Margaretenau im Zeitraum 10. 01.–15. 02. 2019 im Planungs­
stadium der energetischen Sanierung SAMM eine schriftliche 
Haushaltsbefragung statt. Der Rücklauf der Vollerhebung betrug 
195 von 344 Fragebögen (Ausschöpfungsquote 57 %). Weitere 
Beteiligungsformen bei MAGGIE waren Informationsbriefe an 
alle Haushalte, eine Informationstafel im Quartier, eine Infor­

mationsveranstaltung mit wissenschaftlichen Vorträgen, eine Be­
gegnungsveranstaltung und Baustellenbesichtigungen. Zur Ver­
tiefung wurden im November 2019 qualitative Interviews mit 
acht Haushalten aus dem Testgebäude geführt, in dem technische 
Entwicklungen zur Energiezentrale und Fassadendämmung er­
probt wurden. Die Haushalte waren während der Baumaßnahme 
und Befragung teilweise in Ersatzwohnungen untergebracht.

Bei beiden Projekten wurden zusätzlich aggregierte amtliche 
Daten der Stadt Regensburg ausgewertet. Die Sozialstrukturana­
lyse sollte einen Überblick über die soziodemographische Lage 
der amtlichen Wohnbezirke liefern  – Safferlingstraße für das 

3   Projektleitung: Tobias Saller, Luxgreen Climadesign, gefördert von der Kredit­
anstalt für Wiederaufbau (KfW-Bank) im Programm „Energetische Stadtsanierung“ 
und der Stadt Regensburg (2018).

Projekt RENARHIS (Haug und Vernim 2016, S. 54 ff.) sowie 
Margaretentau für das Projekt MAGGIE. Ausgewertet wurden 
Alters- und Geschlechtsstruktur, natürliche Bevölkerungsbewe­
gung, Wanderungen, Familienstand, Familienform, Haushalts­
größe, Staatsangehörigkeit sowie Arbeitslosen- und Beschäf­
tigungsquoten. Die Nettomiete liegt in der Margaretenau mit 
durchschnittlich 5,16  €/m22 deutlich unter dem Regensburger 
Durchschnitt (8,96 €/m22).

Ergebnisse

Sozialstrukturanalyse und Zufriedenheit
Die Sozialstrukturanalyse zeigt die Besonderheiten in den 
Wohnbezirken der Safferlingstraße und der Margaretenau auf. 
Generell ist die Bevölkerung in Regensburg (Stand 31. 12. 2017: 
166.467 Einwohner) relativ jung und stark durch die Alters­
gruppe 20 bis 30 geprägt.

Die Bewohnerschaft im Wohnbezirk Safferlingstraße (RE­
NARHIS) war zum Untersuchungszeitpunkt (Stand 31. 12. 2012) 
etwas jünger als die Regensburger Gesamtbevölkerung und be­
sonders durch Menschen mit Migrationshintergrund geprägt 
(Haug et al. 2017, S. 591–592). Hinweise auf die prekäre ökono­
mische Situation der Haushalte geben das relativ niedrige durch­
schnittliche Pro-Kopf-Einkommen, die hohe Arbeitslosendichte 
und auch hohe Zahl an Räumungsklagen aufgrund bestehender 
Mietrückstände (Haug und Vernim 2016, S. 57).

Im Wohnbezirk Margaretenau (MAGGIE) zeigt sich hin­
gegen ein überproportional hoher Anteil an Haushalten mit über 
65‑Jährigen (Stand 31. 12. 2017), jüngere Personen sind im Ver­

gleich zur Stadt Regensburg sehr viel seltener vertreten. Auch 
leben dort mehr Ein- oder Zweipersonenhaushalte als Mehr­
personenhaushalte und die Erwerbstätigenquote ist höher als in 
der Gesamtstadt (Stadt Regensburg, Amt für Stadtentwicklung 
2019).

Beide Quartiere verfügen über einen mehr als 100‑jährigen 
Baubestand und weisen Einschränkungen bei der Wohnqualität 
auf. Insbesondere Probleme mit den Fenstern, der Heizung und 
Schimmelbildung wurden von den Befragten genannt (Haug und 
Vernim 2016, S. 71). In der Margaretenau, deren erste Gebäude 
1918 errichtet wurden (Baugenossenschaft Margaretenau 2018), 
berichteten die Haushalte vor allem von störendem Trittschall 
(37,5 %) und renovierungsbedürftigen Bädern (25,1 %). Weitere 
Problembereiche betreffen die Energieversorgung (Heizung und 
Warmwasser), Schimmelbildung und Müllentsorgung.

Übergeordnetes Ziel ist,  
die Lebensqualität von Genossenschaftsmitgliedern nachhaltig  

zu verbessern.
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wiegende Mehrzahl jedoch mit Gastherme. Ähnliche Ergebnisse 
finden sich auch für die zentrale Warmwassererzeugung. 

Eine genossenschaftliche Photovoltaikanlage auf dem Dach, 
die kostengünstig Strom für die Baugenossenschaftsmitglieder 
erzeugt, erfährt bei MAGGIE sehr hohe Akzeptanz mit 76,1 %. 
Besonders jüngere Haushalte mit geringer Wohndauer stehen 
einer genossenschaftlichen Stromversorgung offener gegenüber 
als andere Personengruppen.

An der deutlichen Zustimmung zu einer Genossenschafts­
stromerzeugung ist ein Wunsch nach Selbstversorgung bzw. Au­

Trotzdem sind die Zufriedenheits­
werte der Bewohnenden mit der Woh­
nungsausstattung und insbesondere mit 
den Mietkosten hoch (Abb. 3), was sich 
u. a. durch die geringen Kaltmieten in der 
Margaretenau erklären lässt, die 45 % 
unter dem städtischen Durchschnitt lie­
gen (Stadt Regensburg, Amt für Stadt­
entwicklung 2018, S. 5). Bei Strom- und 
Heizkosten tritt demgegenüber häufiger 
Unzufriedenheit auf. Dieser Trend spie­
gelt sich auch in den Ergebnissen von RE­
NARHIS wider.

Sanierungsmotive 
und Sanierungshemmnisse
In beiden Befragungen konnte die Bewoh­
nerschaft als offene Antwortmöglichkei­
ten ihre Hoffnungen und Ängste im Zu­
sammenhang mit der Sanierung formulie­
ren. Die meistgenannte Hoffnung war in 
beiden Studien mehr Behaglichkeit und 
Komfort, wobei sie mit 13,3 % in MAG­
GIE unter dem Wert von RENARHIS mit 
16,1 % liegt (Abb. 4). Auf das Einsparen 
von Heiz- und Energiekosten hoffen ver­
stärkt die Menschen bei MAGGIE, wäh­
rend dies bei RENARHIS mit 3,6 % keine 
so starke Rolle spielt.

Die meistgeäußerten Befürchtungen 
stimmen ebenfalls überein. Etwa ein Drit­
tel rechnet mit einer Mieterhöhung (RE­
NARHIS: 36,1 %; MAGGIE: 27,7 %). 
Ebenfalls befürchtet werden eine lange 
Sanierungsdauer oder ein notwendiger 
Auszug.

Akzeptanz des zukünftigen 
Erneuerbaren-Energien-Systems
Da beim genossenschaftlichen Wohn­
bau Mieterinnen und Mieter gleichzeitig 
stimmberechtigte Mitglieder sind, ist de­
ren Einstellung zu geplanten Maßnahmen 
entscheidend. Bei RENARHIS wurde als 
Energiesparmotiv die Umweltschonung mit 59 % fast ebenso 
häufig wie das Kostensparen mit 61 % genannt. Dem geplanten 
regenerativen Energiesystem stehen sowohl bei RENARHIS als 
auch bei MAGGIE viele Haushalte positiv gegenüber (Tab. 1). 
Bei MAGGIE liegt der Wunsch nach einer Zentralheizung bei 
45,2 %, wobei dieser bei Einpersonenhaushalten, bei jüngeren 
Personen, bei Personen mit geringerer Wohndauer oder bei nicht 
sehr mietpreissensiblen Personen signifikant stärker ausgeprägt 
ist als bei der jeweiligen Vergleichsgruppe. In der Margaretenau 
heizen einige Haushalte noch mit Holz oder Kohle, die über­
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13,3%

Energiekosten-
einsparung

10,3%Vorfreude
3,6%

Sonstiges
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Abb. 4: Hoffnungen (grün) und Befürchtungen (rot) bezüglich Sanierungsmaßnahme (offener Nennungen).  
� Quelle: eigene Erhebung MAGGIE Haushaltsbefragung (N = 195)
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Abb. 3: Zufriedenheit mit Strom-, Heiz und Mietkosten sowie Wohnungsausstattung.  
� Quelle: eigene Erhebung RENARHIS (Haug und Vernim 2016, S. 62) und MAGGIE
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tarkie ablesbar. Genossenschaftlicher So­
larstrom entspricht diesem Autarkie-Mo­
tiv (Haug et al. 2017, S. 602). Der Wunsch 
nach Selbstbestimmung bzw. Autonomie 
zeigt sich bei einer Minderheit der befrag­
ten Haushalte bei RENARHIS und MAG­
GIE in einem weniger häufig ausgepräg­
ten Wunsch nach zentraler Warmwasser- 
und Heizenergieerzeugung. (Tab. 1). Ein 
Teil der Haushalte hat keine Meinung.

Bei Interviews in den MAGGIE-Test­
haushalten zeigte sich neben einer allge­
meinen Technikoffenheit die Durchführung des Forschungs­
projekts selbst als akzeptanzförderlich: „Ja, ich denke, dass es 
sehr gut ist, weil es ja alles wissenschaftlich ausgewertet wurde 
schon. Und ich denke, dass das alles eben auf modernsten Stand 
dann sein soll. Und auch für die Mieter von Vorteil.“

Mieterhöhung, Informationen und Vertrauen 
in Genossenschaft
Obgleich der Mietpreis in der Wichtigkeit höher als die Woh­
nungsausstattung rangiert, zeigte sich bei RENARHIS bereits 
eine erstaunlich hohe Akzeptanz einer Mieterhöhung bei knapp 
70 % im Zusammenhang mit einer neuen Heizung. Vergleich­
bar würden 65,3 % eine höhere Miete akzeptieren, wenn sie da­
für preisgünstigen eigenproduzierten Solarstrom beziehen könn­
ten. Die Ergebnisse von MAGGIE bestätigen mit 64,7 % die Ak­
zeptanz dieses Szenarios (Tab. 1). Gleichzeitig bestehen vielfach 
Befürchtungen vor einer Kostenbelastung (Abb. 4), die sich auch 
in den Interviews in MAGGIE-Testhaushalten zeigen: „Das an­
dere ist, in wie weit das sozialverträglich ist. Verstehen Sie?“ 

„[E]s geht um das Geld und ich kann nicht so weit nach oben ge­
hen.“ „[D]as was wir jetzt hier zahlen, ist ja sowieso echt super­
günstig […]. Von dem her wäre ich da schon einverstanden und 
würde da ein bisschen mehr zahlen.“ Insgesamt wären sechs von 
acht Haushalten im Testgebäude mit einer Mietkostenerhöhung 
bis zu maximal 100 € einverstanden.

Vertrauen in eine von Genossenschaftsinteressen geleitete 
Umsetzung spielt ebenfalls eine Rolle bei der Akzeptanz der 
geplanten Sanierung. Die qualitativen Interviews ergaben, dass 
Vertrauen teils durch Informationsveranstaltungen aufgebaut 
wurde, teils bereits zuvor in die Genossenschaft als Institution 
sowie in ihre handelnden Personen bestand.

Abschließende methodische Reflexion
Die Befunde sprechen für eine hohe Retest-Reliabilität, da bei 
der wiederholten Akzeptanzbefragung in zwei Baugenossen­
schaften annähernd gleiche Ergebnisse erzielt wurden.

Als generelle Schwierigkeit ergibt sich bei der ex-ante-For­
schung zur Akzeptanz die Befragung über noch nicht realisierte 
Sanierungsmaßnahmen (Schäfer und Keppler 2013, S. 76). Das 
Beschreiben der geplanten technischen Veränderungen scheint 
oft nur mithilfe komplexer Fachtermini möglich. Einfache Er­
läuterungen sowie Visualisierungen können jedoch die Ver­

ständlichkeit erhöhen. Bei der ex-ante-Befragung bei RENAR­
HIS und MAGGIE wurden daher Begriffe wie Photovoltaik ver­
mieden und stattdessen nach „Solarstromanlage auf dem Dach“ 
gefragt. Im MAGGIE-Fragebogen wurden auch Erläuterungen 
gegeben. So wurde eine Smart-Meter-Anzeige umschrieben mit 
dem Satz „Es gibt Anlagen, die in der Wohnung eingebaut wer­
den können, an denen abgelesen werden kann, ob gerade Solar­
strom erzeugt wird, den Sie günstig nutzen können.“. Bei später 
durchgeführten Interviews im MAGGIE-Testgebäude konnten 
auch Abbildungen gezeigt werden (z. B. Dämmplatten, Wärme­
pumpe, Photovoltaikanlage). Eine beantragte ex-post-Befragung 
zur Technikakzeptanz wurde durch den Fördergeber nicht fi­
nanziert.

Zeitdruck, wie er bei Begleitstudien zu energetischer Sanie­
rung häufiger auftritt (ebd., S. 76), erschwerte die Akzeptanz­
forschung. Ein inhärentes Problem bei zeitlich parallel zur tech­
nischen Entwicklung und Testphase verlaufenden Begleitstu­
dien wie MAGGIE ist die Schwierigkeit einer Änderung von 
Komponenten, die im Förderantrag festgelegt sind. Als vorteil­
haft erwies sich hierbei die Verknüpfung des Forschungsprojek­
tes MAGGIE mit dem zeitlich nachgelagerten Sanierungs- und 
Quartiersmanagement SAMM. So können beim Sanierungs- 
und Quartierskonzept Erkenntnisse zur Realisierbarkeit techni­
scher Innovationen bei der Gebäudesanierung und auch zum Be­
darf der Bewohnerinnen und Bewohner an erneuerbarer Energie, 
barrierearmen Wohnungen, Fahrzeugstellplätzen und nachhalti­
gen Gemeinschaftseinrichtungen berücksichtigt werden.

Fazit

Die Ergebnisse zeigen ein hohes Ausmaß an Akzeptanz für die 
energetische Gebäudesanierung im genossenschaftlichen Wohn­
bau. Schlussfolgernd werden auf Basis der zwei Fallstudien Ak­
zeptanzfaktoren hervorgehoben. Die im Projekt RENARHIS 
festgestellten Präferenzmuster und Akzeptanzfaktoren (Haug 
et al. 2017, S. 602) konnten durch die zweite Fallstudie bestä­
tigt und ergänzt werden.

Partizipation: Aus der hohen Rücklaufquote bei den Haus­
haltsbefragungen und Teilnahme an Informationsveranstaltun­
gen kann ein Wunsch nach Beteiligung an der Planung der ener­
getischen Modernisierung der genossenschaftlichen Wohnquar­

Einstellungen zum Energiesystem RENARHIS MAGGIE

Wunsch Zentralheizung 44,4 % 45,2 %

Wunsch zentrale Warmwassererzeugung 45,7 % 44,2 %

Akzeptanz Solarstrom auf dem Dach 67,6 % 76,1 %

Akzeptanz Mieterhöhung bei Genossenschaftssolarstrom 65,3 % 64,7 %

N 73 195

Tab. 1: Einstellungen gegenüber einem erneuerbaren-Energiesystem und Mieterhöhung.  
� Quelle: eigene Erhebung RENARHIS und MAGGIE
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tiere abgelesen werden. In genossenschaftlichen Wohnformen 
bestehen beste Möglichkeiten, partizipative Elemente bei einer 
energetischen Sanierung einzusetzen. Bei diesen stehen neben 
der Informationspolitik die Mitbestimmung der Mieterschaft bei 
der Entscheidung zur Sanierung und das Eingehen auf individu­
elle Wünsche der Haushalte im Vordergrund.

Vertrauen: Eine bestehende Vertrauensbasis zwischen Be­
wohnern und Genossenschaftsvorstand ist von hoher Bedeutung. 
Sind zudem unabhängige Beratungsinstitutionen wie im Fallbei­
spiel die Energieagentur Regensburg beteiligt, fördert dies zu­
sätzlich, wie Koch und Rosenberger (2019) betonen, das Ver­

trauen in die Technik und die beteiligten Dienstleistungsunter­
nehmen. Im Fallbeispiel MAGGIE konnte die ingenieurs- und 
sozialwissenschaftliche Begleitung zudem als vertrauensförder­
licher Faktor wirken. Sofern dieses Vertrauensverhältnis besteht, 
können Kommunikation und Entscheidung über technische Kom­
ponenten an den Vorstand und, im Fallbeispiel MAGGIE, an das 
Forschungsteam und Sanierungsmanagement delegiert werden.

Sozialverträglichkeit: Ein Sanierungsmotiv ist die Senkung 
von Energiekosten, wobei Sorgen bzgl. eines Mietkostenanstiegs 
weit verbreitet sind. Haushalte sind in relativ hohem Maße für 
eine sozialverträgliche Umsetzung technischer Lösungen offen. 
Voraussetzung ist, dass durch Effizienzgewinne im Energiebe­
reich ein Anstieg der Gesamtbelastung vermieden wird.

Autarkie: Der Wunsch nach Selbstversorgung ist in der deut­
lichen Zustimmung zu einer genossenschaftlichen Eigenstrom­
erzeugung bei RENARHIS und MAGGIE ablesbar. Ein Bei­
spiel dafür ist die von vielen Haushalten gewünschte Genos­
senschaftsstromgewinnung. Während bei der Sanierung des 
Plato-Wild-Ensembles darauf verzichtet wurde, sollen MAGGIE 
und SAMM zeigen, wie dies technisch und betriebswirtschaft­
lich gelingen kann. Bei der aufwändigen Planung ist die Zusam­
menarbeit verschiedener Stakeholder mit divergierenden Inte­
ressen, insbesondere lokaler Stromanbieter und Netzbetreiber, 
erforderlich.

Als Fazit lässt sich festhalten, dass Baugenossenschaften gute 
Voraussetzungen mitbringen, um die Sozialverträglichkeit bei 
einer Gebäudesanierung zu berücksichtigen. Als vorteilhaft er­
wies sich gemäß den Empfehlungen von Tappeiner et al. (2004) 
oder Wehnert et al. (2007) ein interdisziplinäres Team unter Ein­
bindung unterschiedlicher Stakeholder. Weiteren Forschungsbe­
darf gibt es in Bezug auf die Frage der Zufriedenheit nach der 
Sanierung.
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We examine the concept of responsible research and innovation (RRI) 
in Germany in the context of national science, technology and inno-
vation (STI) as well as its legal and normative framework in relation 
to ethics and societal engagement and compare the results to simi-
lar international research. Our analysis shows that responsibility plays 
a central role in research practice guided by research ethics stand-
ards and societal grand challenges. Consequently, there is a signif-
icant increase in demands for inclusion and engagement of a wider 
stakeholder spectrum in STI. Compared to other countries, the con-
cept of RRI in Germany is increasingly superseded by that of sustaina-
bility. We argue that responsibility and sustainability are conceptually 
close and highly interchangeable in the German national debate. We 
conclude with basic recommendations for greater clarity in research 
on responsibility and sustainability and the aims of ethics and soci-
etal engagement.

Verantwortung, Ethik und gesellschaftliche Partizipation
Der deutsche Wissenschafts-, Technologie-, Innovationskontext

Im Folgenden wird das Konzept „Responsible Research and Innovation“ 
(RRI) im Kontext nationaler Forschung, Technologie und Innovation (FTI) 
sowie seiner rechtlichen und normativen Rahmen in Bezug auf Ethik 
und gesellschaftliche Partizipation untersucht und mit Erkenntnissen 
internationaler Forschung verglichen. Die Ergebnisse zeigen, dass Ver-
antwortung eine zentrale Rolle in einer Forschungspraxis einnimmt, die 
auf forschungsethische Standards und große gesellschaftliche Heraus-

forderungen ausgerichtet ist. Forderungen nach Einbeziehung und Par-
tizipation eines breiteren Stakeholder-Spektrums in FTI nehmen daher 
deutlich zu. Im Vergleich zu anderen Ländern zeigt sich, dass das RRI-
Konzept in Deutschland jedoch zunehmend durch das der Nachhaltig-
keit verdrängt wird. Wir argumentieren, dass Verantwortung und Nach-
haltigkeit in der deutschen Debatte konzeptionell nahe beieinander 
liegen und häufig austauschbar sind. Der Beitrag schließt mit grund-
legenden Handlungsempfehlungen für mehr Klarheit in der Forschung 
zu Verantwortung und Nachhaltigkeit sowie den Zielen von Ethik und 
gesellschaftlicher Partizipation.

Keywords: responsible research and innovation, ethics, engagement, 
science-technology-innovation, sustainability

Introduction

In the last decade, the European debates on social responsibility 
and accountability in science, technology and innovation (STI) 
have been dominated by the concept of responsible research and 
innovation (RRI). It represents the latest attempt to align STI 
developments with societal expectations. The European Com-
mission has described RRI as a cross-cutting issue in its recent 
research framework programme Horizon2020 by defining five 
RRI keys: Gender, Open Access, Science Education, Ethics, and 
Public Engagement (EC 2020). The original and most influen-
tial conceptualisation of RRI focuses on the process of establish-
ing responsibility, by highlighting core dimensions such as an-
ticipation (i. e. impact of research), reflexivity (i. e. discussions 
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on ethical and societal roles and functions), inclusiveness (i. e. 
stakeholder invitation to discussions) and responsiveness (i. e. 
policy reaction to RRI demands) (Stilgoe et al. 2013).

In order to understand RRI and the concept of responsibil-
ity as part of the national STI system, one needs to assess it not 
only within the national context itself but also in comparison to 
other national systems. As part of the European Commission 
funded project Responsible Research and Innovation in Prac-
tice (RRI-PRACTICE), research into aspects of responsibility 
in STI was undertaken in a total of 12 countries. Following simi-
lar research protocols in every country, the German analysis pre-
sented here concentrated on the embedment of RRI in national 
research structures (NR Germany).

The reflections in the present paper make use of national re-
ports issued in 2019 by RRI-PRACTICE on the relevance of 
RRI keys and dimensions in national research and research pol-
icy landscapes and in responsible research performing and re-
search funding organisations. The countries covered are Aus-
tralia, China, France, Germany, India, Netherlands, Norway, and 
the United Kingdom. In the RRI practice project the information 
and insights available from these reports have been studied in a 
comparative perspective in order to identify the overall state and 
understanding of responsibility in research and innovation. The 
results of these comparative ambitions are reports dealing with 
comparisons for the 5 RRI keys. These are complemented by a 
report on the integration of the dimensions (inclusiveness, re-

sponsivity, reflexivity and anticipation) in research and research 
management practice, and a report dealing with interactions or 
mutual influence of concepts and practices regarding the RRI 
keys. In this paper, reference to national reports is given by “NR” 
followed by the name of the country.1.

In the context of the project RRI-practice, research in Ger-
many and other countries involved a national workshop with 10 
to 15 stakeholders in national research policy, two focus groups 
(5–7 participants) with researchers and administrative and man-
agement staff of research and research funding organisations, 
and five interviews with researchers and research management. 
The semi-structured interviews covered questions on the under-
standing of responsibility in the resp. organisation, relevant or-
ganisational programmes and activities, the state of implemen-
tation of RRI keys and dimensions, as well as questions about 
the perceived drivers and barriers of RRI related activities in the 
organisation. The research was conducted in spring and summer 
2017. For identifying and evaluating the activities represented 

1   All national reports cited in this paper are available online, see the note 
below the manuscript.

in the table we collected material for the German national re-
port and other papers of the RRI-Practice project documenting 
the results of analysis in the respective country. The material has 
been read independently by the authors. The structured findings 
have been compared and discussed and a consensual decision on 
the assignment of findings has been reached.

The context for RRI: values in Germany’s 
STI strategy

The identification of values that relates to STI developments in 
Germany is influenced by the Charter of Fundamental Rights 
and the European Union Treaty of Lisbon, as is the case with 
every other European Union member state. These values are Cit-
izens’ rights, equality, justice, freedom, and solidarity, the appli-
cation of which affects also the area of STI (Schroeder and Re-
rimassie 2015, p. 53.). There are various national STI documents 
that provide the chance to identify such culturally embedded 
values in practice. Paradigmatic ones are the French Assemblée 
Nationale’s “resolution on science and progress in the French  
Republic” (French National Assembly 2017), or the Norway Re-
search Council’s “strategy for innovation in the public sector” 
(Norway Research Council 2015). In Germany, the High-Tech-
Strategy (HTS), presents the broad vision of STI2. The HTS is 
the main document to lead public research and innovation, also 

mentioning the importance of research on the social implica-
tions of STI. The current HTS from 2014 provides a good rep-
resentation of the strategic priorities in Germany and their con-
nection to political and cultural values. The main challenges and 
topics the current HTS addresses are: digital economy and soci-
ety, sustainable economy and energy, the innovative workspace, 
healthy living, intelligent mobility and civil security (BMBF 
2014, p. 5). These are regarded as holding high innovation po-
tential as well as dealing with (global) challenges and future 
well-being. In this way, these foci tie the need for research and 
innovation to the future prosperity and quality of life in Ger-
many. Here, the close connection of the development and pub-
lic funding of STI and the societal goals of enhancing well-be-
ing, prosperity and growth, show clearly. These thematic priori-
ties and subsequent societal benefits are shared widely with the 
European neighbours (see for instance the notion of “21 pro-
cesses” in NR Norway p. 12) but also with key emerging STI-

2   The Ministry provides an English version of the strategy from 2014 here: 
https://www.hightech-strategie.de/de/The-new-High-Tech-Strategy-390.php. 
The High-Tech-Strategy as a tool has been implemented for around 10 years.

In Germany, sustainability is often connected to the idea  
of responsibility towards future generations.
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(e. g. supply and acquisition). The project links sustainability to 
issues in the context of responsibility in research and provides 
best practices as well as orientation questions revolving around 
inter- and transdisciplinarity, inclusion and participation, unin-
tended impacts or uncertainties for researchers during their work. 
As such, LeNa is an important project showing the growing im-
portance of sustainability within the German research context.

Overall in Germany, sustainability is often also connected 
to the idea of responsibility towards future generations. For in-
stance, the energy transition or the highly contested discussions 
on nuclear waste disposal are often debated in the context of 
Sustainability. This is a unique characteristic in the German 
STI-focused debates, whereby sustainability has become inter-

twined with the understanding of responsibility and has resulted 
in concrete incorporation tools (e. g. for industry standards). It 
has brought to life a variety of local or regional initiatives that 
try to re-shape how development or progress are understood. 
One example of this is the ITAS project “Quartier Zukunft”, a 
local urban initiative to make a city quarter more sustainable in 
a wider and transdisciplinary sense including consumption pat-
terns, or economic and social aspects (Quartier Zukunft et al. 
2020). Although the notion of Sustainability is internationally 
accepted as national priority in our samples, it is only Germany 
that has a direct relationship to responsibility (Ladikas et al.).

Ethics and societal engagement 
in the national context

The analysis shows widespread awareness and agreement in the 
view that researchers and research organisations have certain 
responsibilities regarding society. It is an interesting aspect that 
the overall content of responsibility revolves around the need of 
research and science to communicate and interact with society, 
with the goal of bringing the aims of science and those of soci-
ety closer together. There is importance given to receiving feed-
back from society in STI but there is also clear criticism of the 
current standard research practice, that focuses on negative chal-
lenges instead on a positive concept of responsibility.

The concept of responsibility
From the analysis of the documents and the discussions, we de-
duce the development of at least two different understandings of 
Responsibility. First, responsibility is perceived as being respon-
sible towards society and also as a critique of research without 
limits or boundaries (e. g. NR Netherlands). This implies that the 
Responsibility of research is about pursuing the aims of society 

based economies (see description of Neruhvian approach to STI 
in NR India p. 20).

Next to the thematic priorities, a further key part of the HTS 
is the emphasis on inclusion where the underlying values of a 
democratic, open society can be found. Next to the procedural 
aspects of providing a creative ground for the flourishing of in-
novation, the HTS highlights the need for widened ideas of inno-
vation: “We are emphasising an expanded concept of innovation 
that includes not only technological innovation but also social in-
novation – and that includes society as a central player” (BMBF 
2014, p. 4). The inclusion of citizens in STI developments is 
seen as a way towards improved innovations that are widely ac-
cepted within society. The HTS describes plans to enable citi-

zens to help shape innovation policy and it plans to improve its 
information provision regarding new technologies (BMBF 2014, 
p. 45). The move towards more inclusion, although often vague 
in terms of formats or its incorporation in the political system, 
can be seen as a way to increase the legitimacy and acceptance 
of STI policies. This aspiration is widely shared amongst all par-
ticipants in RRI Practice regardless whether their national pol-
icy system is amenable to inclusion (e. g. in The Netherlands) 
or not (e. g. in China). In every case, inclusion is described as 
an indispensable part of national STI developments (NR China; 
NR Netherlands).

Although the fundamental rights of individuals and their dig-
nity, as stated in the first paragraph of the German Constitution 
as well as the European values of freedom, citizens’ rights, jus-
tice, equality, are clearly identified in documents such as the 
HTS, the concept of sustainability also shows tremendous trac-
tion. Over the past decades the German socio-political land-
scape has been highly influenced by sustainability, which has 
in turn shaped the STI discussions. This has also influenced re-
search organisations, which have put issues of sustainability on 
their scientific agendas (e. g. focusing on climate change or ad-
vancements in energy or mobility) as well as aiming at integrat-
ing it on organisational levels. For instance, the LeNa project 
(Sustainability Management for Non-University Research Or-
ganisations) was a collaboration of the biggest research organ-
isations in Germany – Helmholtz, Fraunhofer and the Leibniz 
Association – and developed a manual with sustainability guide-
lines for these organisations (LeNa Project 2016). LeNa focused 
on several areas within these organisations such as the manage-
ment and strategic level (e. g. compliance, integrative planning), 
research (e. g. good practice, societal responsibility, contribut-
ing to solving grand challenges), personnel (e. g. service oriented 
management, networking and cooperation), infrastructure (e. g. 
operation and management, removal and disposal) and support 

Responsibility of research is about pursuing the aims of society 
ensured by constant exchange with societal actors.

66

FORSCHUNG

Miltos Ladikas, Julia Hahn, Leonhard Hennen, Constanze Scherz   29/3 (2020)



and ensuring this by a constant exchange with societal actors. 
Second, responsibility is about how research is conducted in or-
der to ensure a certain standard and progress (e. g. NR China). 
This understanding is seen in contrast (or to a certain degree op-
posed) to the demands for more responsibility towards society, 
a point that is usually highlighted by the representatives of re-
search funding organizations.

In Germany, the concept of responsibility is interlinked with 
the federal system of STI policy. Importance is given to cooper-
ation between federal, state and institutional levels, since they all 
have a certain autonomy in structuring their activities. There is 
a demand by researchers to be provided with more open spaces 
for discussion and exchanges between the different policy lev-
els and societal actors. This is important in the current con-
flict between the increasing application of quantitative stand-
ards in research evaluation processes, on the one hand, and the 
mainly qualitatively assessed inclusion of various stakeholders 
in the research process, on the other. The national research sys-
tem does not take these inclusive aspects into the evaluation 
process, resulting in difficulties to correctly assess the impact 
of research and researchers. As such, evaluation criteria should 
be reassessed, opening up spaces for discussions in which top-
ics and challenges can be reframed. The actual establishment of 
responsibility has to be done on the level of peer groups with a 
focus on the communication between different actors within the 
science system. A top down approach is not appropriate in this 
case, since there is a need to pursue a “cultural change” within 
research peer groups (NR Germany).

Ethics in STI
The ethics debate on STI in Germany is strongly influenced by 
medicine and the life sciences, as is the case in most nations. 
Since 1973, the establishment of ethics committees provides the 
most important institutionalized control procedures. Since the 
1990s, consultation by an ethics committee has been manda-
tory by law in all medical research projects with people. These 
serve as internal scientific bodies of self-control and administra-
tion. As such, the basic structure of ethics committees has been 
adopted for the debate of major concerns at the national level. 
The central national institute is the German Ethics Council, es-
tablished in 2001 and composed of 26 members specializing in 
scientific, medical, theological, ethical, social, economic and 
legal concerns result in connection with research and develop-
ment (Ethics Council 2020). The Council formulates statements, 
recommendations and reports on various topics that serve as a 
basis for political decision-making. In addition to its advisory 
function, its task is also to promote a social debate, resulting in 
an increasing involvement of the public in its processes. Simi-
lar structures are evident in UK, France and the Netherlands but 
not in emerging STI powers such as China or India.

The focus of ethics discussions in Germany continues to be 
mainly on the life sciences, with a shift from directly human-re-
lated ethical issues such as the beginning and end of life, to so-
cio-economic and socio-cultural issues, such as intersexuality 

or cost-benefit assessments. In addition to other classic topics 
such as animal experiments and military research, similar ap-
proaches are also being extended to other research topics: e. g. 
in 2011, a national ethics committee for safe energy supply was 
set up, which called for a nuclear phase-out, while in 2018, a na-
tional ethics committee for autonomous driving followed. This 
trend also reached other scientific disciplines and led to the es-
tablishment of corresponding committees and codes, among oth-
ers in the engineering and social sciences. In view of this devel-
opment, some scientists speak of an increasing “ethicization” of 
research (Bogner 2013).

In addition to the establishment of advisory and controlling 
bodies, since the 1980s scientific institutes have increasingly 
been developing (interdisciplinary) research on social aspects 
of technology and technology ethics has become established as 
an independent discipline. This trend also resembles that seen 
in UK and Norway (NR UK; NR Norway). Despite the current 
debate on the ethical aspects of progress, the main challenge re-
mains its integration into the practice. Above all, in view of eth-
ics committees as a central instrument there is the danger of 
a pure ‘checking box’ approach, instead of actually discussing 
the consequences. In such a case, it would be mere enforcement 
without essence. A separate position takes up the question of in-
ternal research ethics and scientific integrity. Shaken by a par-
ticularly serious case of scientific misconduct, the German Re-
search Foundation (DFG) issued scientific recommendations to 
ensure good scientific practice, whereby ombudspersons and 
commissions are used as central instruments to ensuring good 
practices (DFG 2019).

Societal engagement in STI
In terms of societal engagement, Germany’s paradigm is not dis-
similar to that of other advanced economies, although there is 
certainly difference in the development of the field with emerg-
ing economies such as China and India. Since the 1970s in west-
ern countries, the increasingly critical public, which expressed 
doubts about some technical developments, as well as about the 
self-controlling abilities and legitimacy of STI, laid the foun-
dation for the current developments. In Germany, the first ever 
implementation of societal engagement in the official decision 
making took place in the early 1980s as the task of a parlia-
mentary (Enquête) Commission on Genetic Engineering in the 
Bundestag, while in the 1990s, the consultation of civil society 

Despite the current debate  
on the ethical aspects of progress, 

the main challenge remains  
its integration into practice.
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ity is better known and well-integrated in the national research 
system is due to the fact that it has been specifically developed 
as a tool for a more inclusive, transparent and social responsi-
ble research in the major national research organisations. As 
such, sustainability would not only be a very similar concept to 
that of RRI in its original conception, but it also allows its use 
as a definition of responsible STI in the national context in a 
more comprehensive fashion than RRI. In this manner, it is ad-
visable to further investigate the uptake of responsibility in the 
national STI system by analysing closer the implementation of 
Sustainability vis a vis the various parameters of its application 
(e. g. key performance indicators). In addition, if ethics and so-
cietal engagement are a vital part of a responsible and sustain-

able STI, this is true not only in Germany but also in any other 
STI-intensive economy. Notwithstanding differences in politi-
cal systems and decision making structures, these two concepts 
are evident in every national discourse and can potentially be 
used interchangeably in the STI debates. As such a future con-
ceptualisation of RRI should be based closely on that of sus-
tainability.

Moreover, coordination of action amongst countries in this 
field, is crucial. As the concept of RRI has been developed 
mainly within European Union STI projects, national compari-
sons is the preferable way to analyse and establish the underly-
ing concepts at international level. Any further developments in 
the standardisation of ethics or societal engagement will also re-
quire multi-national or even global efforts and research project, 
that are coordinated centrally. We will not attempt to provide 
a specific recommendation about the location of such “central 
governance” structure. The UN system offers such opportunities 
(e. g. the UN Commission on Science and Technology for Devel-
opment -UNSCTD, or the UN Educational, Scientific and Cul-
tural Organisation -UNESCO) and so do big international fund-
ing programmes such as the Horizon Europe. In any case, the 
necessity to undertake such research actions is evident and the 
field is mature to move to a global level of activity.

National Reports (NR)
National reports issued in 2019 by the EU funded project (2016–2019) 

Responsible Research and Innovation in Practice (RRI-PRACTICE) are 
available online at https://cordis.europa.eu/project/id/709637/results, 
last accessed on 28. 10. 2020.

Further information on RRI-PRACTICE is available online at https://cordis.
europa.eu/project/id/709637 and at www.rri-practice.eu, last accessed 
on 28. 10. 2020.

groups became a standard instrument of the Commissions. Ever 
since, participatory activities have been normalised either in in-
dividual STI topics, or as a broad citizens’ dialogue on the fu-
ture of STI. One could argue that nanotechnology has become 
an important paradigm in this development, as it represents the 
first enabling technology that has included widespread societal 
engagement activities in most nations very early in the technol-
ogy development trajectory (as opposed for instance to biotech-
nology where engagement was initiated at a much later stage in 
technology development). Examples are national initiatives on 
public dialogue or citizen consultation programmes attached to 
funding programmes for nanotechnologies in Germany, UK and 
France (NR Germany; NR UK; NR France).

Recently, there has been a renewed effort to re-define the so-
cietal role that scientific organisations play via the pursuit of ‘so-
cietal challenges’. This new approach has been adopted in organ-
isational mission statements and funding programmes in Ger-
many. It however still must be regarded a niche practice in the 
majority of research organisations (Hennen et al. in print). This 
is by no means unique to Germany though, as we see similar ap-
proaches in China (NR China), France (NR France), Australia 
(NR Australia) etc, with a similar divide between mission state-
ments and actual practice. In Germany, it also takes the form of 
citizen science. From 2014 to 2016, the BMBF led comprehen-
sive efforts to promote Citizen Science with the formulation of 
the Green Paper – Citizen Science Strategy 2020 for Germany, 
after 13 dialogue forums with more than 900 participants in-
cluding (BMBF 2016).

Despite these efforts, a particularly critical point is the ques-
tion of public involvement in the actual agenda setting. For in-
stance, even the policy paper on participation in the HTS was 
formulated without much public involvement. Research organ-
isations also tend to coordinate their research programmes di-
rectly with policy makers as elected representatives, without in-
volving other representatives of civil society. There is thus the 
risk that actual inclusion of various stakeholder or citizen per-
spectives in official research policy will remain unattained.

Discussion

Based on the analysis of the national STI context in Germany 
and the comparisons with other countries, it is clear that Ethics 
and Societal Engagement are intrinsically related to responsibil-
ity and sustainability. The fact that the concept of Sustainabil-

It is advisable to further investigate the uptake  
of responsibility in the national STI system by analysing closer  

the implementation of sustainability.
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A ‌s in all democratically constituted ‌sta- 
tes, scientific policy advice to the legis- 
lature in the U.  S. is faced with the 
challenges of this time: What can 

good advice look like given the rapidly devel-
oping new technologies and their far-reaching 
implications for society? Despite decades of 
collaboration between consultants and advi-
sors, mutual trust must be won over and over 
again. Against this background, it is particu-
larly interesting to take a closer look at cur-
rent developments in the U.  S.: Timothy M. Per-
sons, GAO’s Chief Scientist, gives insights into 
the work of the U.  S. Government Accountabil-
ity Office (GAO), which advises the U.  S. Con-
gress. It becomes clear that balanced re-
sults of technology assessment and other 
GAO products arise when not only the major-
ity but also the minority party is heard when 
prioritizing congressional inquiries. The re-
search questions must be impartial and meet 
congressional requirements. The interview 
was conducted by Constanze Scherz (ITAS-
KIT).

TATuP: In 2019 GAO launched a new 
Science, Technology Assessment, and 
Analytics team to better meet Congress’ 
growing need for information. First of all, 
could you give us an insight into the size 
and features of GAO?

Timothy M.  Persons: GAO is an inde-
pendent, nonpartisan agency that pro-
vides objective, reliable information to 
the U.  S. Congress and federal agencies. 
We have a staff of over 3,000 and an an-
nual budget of around $ 635 million. In 
fiscal year 2019, we identified $  214.7 
billion in financial benefits from our 
work – a return of about $ 338 for every 
$ 1 invested in us. We also contributed to 
more than 1,400 improvements in govern-
ment programs and operations, including 
many related to science and technology 
programs or issues.

GAO has expertise in science and 
technology across a number of our teams, 
the primary one being the Science, Tech-
nology Assessment, and Analytics 

(STAA) team. STAA has about 100 staff, 
at least 61 with an advanced degree in sci-
ence, technology, engineering, or mathe-
matics, and full access to dozens of other 
experts, including social scientists, econ-
omists, and attorneys.

What is the particular challenge in the 
U.  S. context when scientists advise poli-
ticians, or federal administration on cur-
rent technological developments?

Science is constantly evolving, and an-
swers to research questions can take 
years or decades. Similarly, new technol-
ogy often takes far longer to develop than 
we would like. Yet policymakers can-
not wait for perfect information or per-
fect technology (if such things even exist). 
The central challenge of giving science 
and technology advice to government, in 
any nation, is to reconcile these differ-
ing time scales and to provide actionable 
information when so much is uncertain. 
The current pandemic has painfully re-
minded us of the need to make decisions 
based on imperfect knowledge, whether 
it’s decisions about mask requirements, 

social distancing, or how to develop vac-
cines quickly but safely.

No matter what is going on in the U.  S., 
GAO’s mission is to remain nonpartisan 
and objective. This is critical to our abil-
ity to support Congress in an era where 
scientific findings are often being viewed 
as inherently political.

Can you give an example of a recent 
GAO advice project and of how advice is 
brought to politicians and taken up in de-
cision making?

GAO often generates advice in the form 
of recommendations to agencies of the 
U.  S. federal government and, where ap-
propriate, may propose matters for con-
gressional consideration (i. e., identifying 
the possible need for statutory changes in 
law). Additionally, we’ve been providing 
science and technology policy advice by 
identifying and analyzing policy options 
in many of our technology assessments 
(TA). For example, we have an ongoing 
series of TAs on the use of artificial in-
telligence (AI) in health care (a series be-
ing conducted jointly with our country’s 
National Academy of Medicine), and in 
December 2019 we looked at options for 
enhancing benefits and mitigating chal-
lenges with the use of AI in drug devel-
opment. One notable option we looked at 
was for policymakers to create a system 
to provide broader access to high-quality 
data on drug compounds and their effects 
while protecting patient privacy. We think 
this sort of thing is key for policymakers: 
detailed analysis of the pros and cons of 
specific actions they might take.

This type of analysis of the pros and cons 
and making them available to policymak-
ers also led to the establishment of TA in 
Germany and other Western European 
countries. Despite decades of collabo-
ration between those who provide and 
those who request advice, we learned 
that mutual trust must be won over and 
over again. What consulting needs does 
the Congress bring to GAO?

You’re right that human values like trust 
are critical, even with issues that may 

This is an article distributed under the terms 
of the Creative Commons Attribution License CCBY 4.0 
(https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/)
https://doi.org/10.14512/tatup.29.3.70

INTERVIEW

Nonpartisan 
advice 

for the U.  S. 
Congress 
matters

Insights into the work 

of the U.  S. Government 

Accountability Office (GAO)

70

INTERVIEW

Timothy M. Persons, Constanze Scherz   29/3 (2020)

https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
https://doi.org/10.14512/tatup.29.3.70﻿


seem to be purely technical or scientific. 
We are increasingly becoming a trusted 
source that helps Congress cope with in-
formation overload. We frequently get re-
quests for short-term assistance, which 
we can often provide within a few hours or 
days. Not surprisingly, such requests for 
assistance commonly track to issues be-
fore the Congress, including COVID-19, 
antimicrobial resistance, telecommunica-
tions policy, energy issues, and the use of 
algorithms in forensic investigations.

And how does GAO handle these re-
quests?

Generally speaking, we conduct more in-
depth reviews when mandated in law, re-
quested by Congress or, less frequently, 
on our own initiative. For congressional 
requests, which are the most common, 
GAO procedures prioritize the leaders of 
the committees with jurisdiction over an 
issue from both the majority and the mi-
nority parties. We then work to formulate 
a set of unbiased questions and report-
ing time frame that will meet the request-
er’s needs. The STAA team has built a 
client base of dozens of congressional 
committees and subcommittees of the 
House and Senate, and the demand sig-
nal for our work has been increasing sig-
nificantly – not only due to the pandemic, 
but because of the extensive array of sci-
ence and technology issues we are facing.

Technological innovation, production 
and diffusion as well as social and en-
vironmental effects of technology are 
global phenomena. How does GAO coop-
erate with international TA institutions?

We live in a hyperconnected world that 
requires global technological coopera-
tion in order to function. We do aim to 
increase our cooperation with interna-
tional institutions. For one example to 
this end, we regularly contribute to the 
European Parliamentary Technology As-
sessment group, which has a running list 
of our recent work, and oftentimes fea-
tures it on their homepage, eptanetwork.
org. We have also regularly attended 
EPTA events and plan to continue to do 

so. We are hopeful that this regular co-
operation will continue indefinitely. We 
have presented to this group as recently 
as May 2020.

We are also connected with the Inter-
national Network of Government Science 

Advisers (INGSA), where we have ex-
plored new TA methods and approaches 
to ensure that we are increasing the ab-
sorption of our advice into the U.  S. Con-
gress. We contribute to INTOSAI’s (the 
International Organization of Supreme 
Audit Institutions) Working Group on 
the Impact of Science and Technology on 
Auditing. In addition, we frequently brief 
international organizations and supreme 
audit institutions on the nexus of technol-
ogy and policy. In the past year, we have 
presented to the Consulate of the King-

dom of the Netherlands, the Inter-Ameri-
can Development Bank, the World Bank, 
Statistics Netherlands, the Delegation of 
the EU to the U.  S., the supreme audit in-
stitutions of Chile and Japan, as well as 
many other domestic groups.

Over the past years a growing number 
of populist movements and authoritar-
ian politicians have demonstrated their 
disregard for scientific findings. What is 
TA’s role as a mediator between science, 
politics and society?

Technology assessment needs to be not 
only credible, but relevant to the ur-
gent issues we face as a society. So we 
of course take no position on what pol-
icymakers should do, but with our tech-
nology assessments we try to show them 
why a technology is relevant and what 
might be the consequences of the vari-
ous actions they might take. We also want 
to help foster greater mutual understand-
ing between our technical disciplines and 
the rest of society. One of the great ob-
stacles to this is uncertainty. It’s inevita-
ble in science and technology, but it can 
cause confusion for members of the pub-
lic. So we always strive to clearly com-
municate what we know, how we know it, 
and what remains unknown.

In December 2019 the GAO Handbook 
for Key steps and Considerations in the 
Design for Technology Assessment was 
published. It provides approaches to se-
lect TA design and implementation chal-
lenges. One challenge in conducting TA 
is engaging all relevant internal and ex-
ternal stakeholders. Are there any pro-
jects in GAO where stakeholders were 
involved in the research process?

We involve external experts and stake-
holders in all of our technology assess-

Dr. Timothy M. Persons

is the Chief Scientist of the U.  S. 
Government Accountability Office 
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cars by 2035 indicates a clear link be-
tween technology policies and environ-
mental policies. How does GAO deal with 
issues of sustainability and environmen-
tal concerns?

Even though many of us now spend a lot 
of time in “virtual environments”, the 
natural environment is what sustains 
life on Earth. GAO has produced several 
technology assessments focused on envi-
ronmental issues, including climate engi-
neering, sustainable chemistry, and water 
scarcity in agriculture, cities, and the en-
ergy sector. In addition, STAA collabo-
rates regularly with a different GAO team 
that focuses on natural resources and the 
environment.

How was the feedback from parliamen-
tarians to these reports?

We generally brief the Members of Con-
gress who requested each report on the 
results, and we regularly hear that it met 
their needs for timely, relevant infor-
mation. Environmental issues are often 
highly contested, and Congress is get-
ting a lot of information from stakehold-
ers. In fact, it’s been called “the most ad-
vised body in the world”. The Members 
routinely tell us that they value what we 
can give them because it comes with no 
agenda beyond supporting informed de-
cisions. Our nonpartisan brand and ex-
tensive quality assurance processes are 

trusted by both political parties since they 
do not view our work as thinly veiled lob-
bying or otherwise ideological or presup-
positional in its premises.

In some cases, the impact of our re-
ports can be seen through congressional 
action. For example, the year after our 
TA on sustainable chemistry, two of the 
Members who requested it, joined by two 

numbers, are bound to have ideas that 
hadn’t occurred to us.

In the last few months the debate about a 
possible reopening of the Office of Tech-
nology Assessment (OTA) in the U.  S. has 
intensified again. In the paper “Science, 
Technology, and Democracy: Building a 
Modern Congressional Technology As-
sessment office” (authors: Zach Graves 
and Daniel Schumann; January 2020) 
three potential approaches were re-
flected, amongst other things a “hybrid 
approach wherein both GAO and a new 
OTA develop different capabilities and 
specifications”. What would be the ad-
vantages and disadvantages of such a hy-
brid model?

We believe GAO is well positioned to 
meet the growing needs of Congress for 
science and technology information. We 
are about to mark our 100thth anniversary 
of ensuring the accountability of the fed-
eral government, and this very much in-
cludes taxpayer spending on science and 
technology. We began doing TAs in 2002 
and, as we grow our staff and expertise, 
we are rapidly expanding our capacity for 
technology assessment, as well as brief 
overview documents, such as two-page 
explainers called Science  &  Tech Spot-
lights, which we launched in 2019.

At the same time, if Congress decides 
to reopen OTA, we are ready to coordinate 
with them. Science and technology is such 

a vast topic that there is more than enough 
work to go around. It is ultimately up to 
Congress to decide on what agency appa-
ratus will most efficiently and effectively 
deliver the products and services it needs.

The U.  S. has been hit by a number of 
natural disasters and California’s recent 
plan to ban the sale of new gas driven 

ments. One of the most important com-
ponents of this is our partnership with 
the National Academies of Sciences, En-
gineering, and Medicine, which help us 
identify leading experts and bring them 
together to collaborate with us on most 
of our assessments and provide a frame-
work for external reviews. We of course 
also include separate interviews with nu-
merous experts and stakeholders, as well 
as literature reviews, and we engage with 
third-party external reviewers as part of 
our extensive quality assurance process.

In our handbook we discuss more col-
laborative options for involving external 
stakeholders beyond our expert meetings. 
There are some promising options, but as 
every TA institution in the world knows, 
there is a trade-off between timeliness 
and meeting the needs of the clients on 
the one hand, and the nature and extent 
of external review and engagement on the 
other. We also see internal stakeholders 
as critical, since science and technology 
is relevant to a large share of GAO’s work. 
Throughout the course of a TA’s develop-
ment, we collaborate with relevant pol-
icy and subject matter experts, attorneys, 
methodologists, and economists within 
GAO to make sure we are on the right 
track and that we are addressing the rel-
evant issues.

I found it very inspiring to learn that 
Crowdsourcing could be a practice of 
obtaining information or input into a 
task or project. Two GAO reports (GAO-
17-507 and GAO-17-14) are about how 
other federal agencies could use open in-
novation in their own work. What could 
be the overall aim of these practices espe-
cially with regard to analyses in the con-
text of TA?

We have not used crowdsourcing in TA, 
but it’s something we might use in the 
future. I agree it’s an exciting possibility. 
As scientists, we may be the experts in 
our field, but we need to be humble and 
remember that we are not experts in the 
impacts of science and technology across 
society. We need to draw on the wisdom 
of our citizens, who because of their di-
verse lived experiences and their sheer 

We see internal stakeholders as critical,  
since science and technology is relevant  

to a large share of GAO’s work.
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other Members of Congress, introduced 
a bill that proposed some of the poten-
tial options included in our report. For 
example, the bill, H. R. 2051, would cre-
ate a new entity to coordinate U.  S. fed-
eral programs and activities in support of 
sustainable chemistry. It would also cre-
ate a mechanism to support partnerships 

between institutions of higher education, 
nongovernmental organizations, consor-
tia, or companies. The bill passed the 
House of Representatives in December 
2019. It may not become law before the 
end of 2020, but it could be reintroduced 
after the new Congress is seated in 2021.

And would you say that the need for ad-
vice on environmental issues has in-

creased? What were the topics of the re-
ports for the Congress on these ques-
tions?

In a world faced with an array of complex, 
adaptive, systems problems (e. g., cyber, 
food, financial, and health care insecu-
rity) – including a deadly and disruptive 

global pandemic – I would say that the 
need for nonpartisan, timely, and relevant 
TA on these and equally concerning en-
vironmental issues has increased substan-
tially. STAA has seen a steady flow of re-
quests for TAs and other science-related 
work relevant to the environment, includ-
ing climate, sustainability, food, and wa-
ter. For example, we are currently work-
ing with our environmental colleagues to 

examine the potential adverse effects of 
the oil spill dispersants used in response 
to the Deepwater Horizon spill in 2010. 
We will also start work soon on two TAs 
related to per- and polyfluoroalkyl sub-
stances (PFAS)  – a class of over 4,000 
synthetic chemicals that are used in a 
wide range of commercial and consumer 
products. We anticipate additional TAs in 
the future on topics such as decarboniza-
tion technologies, the use of AI for en-
vironmental modeling, addressing en-
ergy-related waste, metrics for environ-
mental restoration, and green building 
technologies. Finally, we will continue 
to produce Science & Tech Spotlights on 
topics where technology can contribute 
to progress on energy and the environ-
ment. We recently produced Spotlights 
on nuclear microreactors and consumer 
electronics recycling, and by the time 
this is published we expect another on air 
quality sensors.

If Congress decides to reopen OTA, 
we are ready to coordinate with them.
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The COVID-19 pandemic has resulted in unprecedented shocks 
to our societies: jobs lost in the crisis may not be recovered, vac-
cine innovation may not be fast enough, digitisation is acceler-
ated, global supply chain disruptions may increase inequalities 
and social distancing may be here to stay. There is high pressure 
on decision-making in the face of these uncertainties. What role 
can Technology Assessment (TA) play in this radically novel sit-
uation? To deliver on its promises of bringing together science 
and technology with societal needs, foreseeing unintended so-
cial, environmental and economic consequences, moderating de-
bates, and providing multidisciplinary policy advice, TA needs 
to critically question what its contributions can be to help build 
societies that are more resilient. In this opinion piece, we thus 
argue for a new form of TA in our immensely changing world.

The intensified pressure on scientific knowledge to deliver 
answers to complex questions rapidly raises its importance and 

attention in society while at the same time increasing critical 
scrutiny by society. The failure, for instance, of the U.  S. and 
U.  K. governments, for instance to adequately deal with the crisis 
despite strong (and often well-funded) science systems, shows 
that the separation of science from society is deeply ingrained 
in modern politics and needs to be acted upon quickly (Pielke 
2020). A key factor here is the rise of explicitly antiscientific 
(conspiracy) ideologies, which have also gained support from 
some policy makers in a number of parliaments and govern-
ments. For TA this entails an intensified need for more reflec-
tion on its methods of research and forms of advice. Further-
more, with regard to attacks on science, the role of TA in science 
communication – which also should not be uncritical PR – has 
to be strengthened. As the crisis has made even more obvious, 
the assessment of science, technologies and their application is a 
crucial and permanent practice of society at large, in which pro-
fessional TA practitioners have to redefine their roles.

In the recent past, TA scholars have increasingly discussed 
conceptual and internal issues of normativity and neutrality and 
questions of reflexivity and anticipation. Yet, in order to avoid 
this becoming a too self-referential endeavour, this reflection 
now needs to be adapted to the rapidly changing contexts. Pro-
fessional TA has well-tested processes and established institu-
tional settings with well-defined goals and target groups. Yet, 
the new COVID reality has the potential to disrupt TA rou-
tines, questioning many established paths, methods and research 
foci. It is therefore necessary to reflect on which key aspects of 
TA will endure and which are likely to change: How does TA 
find emerging and relevant topics? Why was a global pandemic 
not sufficiently on our radar? How can we set agendas in more 
pro-active ways? Against this backdrop, our goal here is to start 
a discussion by focusing on a key competency of TA: giving 
advice to policy makers, stakeholders and society at large. By 
re-thinking how we, as a professional TA community, provide 
advice and how our role may be adapted to a world in transition, 
we will better understand and define what is needed from us in 
current and in future crises.

The need for a pro-active honest broker
The changing contexts of our advisory practices also necessi-
tate more reflection on how and when to provide which kind of 
advice. We posit that due to dramatic changes described above, 
more real-time TA (Guston and Sarewitz 2002) activities and 
strongly transdisciplinary approaches are needed. As a TA com-
munity, we must take on a more “pro-active” role in order to re-
main relevant and stay true to our mission, more visibly position-
ing ourselves within the current, highly politicized debates on 
socio-technical transformation that transgress established proce-
dures and boundaries of the science-policy nexus. This position-
ing is of course tricky. Institutionalised TA aims to function as an 

“honest broker” (Pielke) presenting different options for actions 
to decision makers of various kinds using or deciding on science 
and technologies. Participatory TA and foresight studies identify 
future opportunities and concerns regarding long-term technol-
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ogy developments by including the perspectives of citizens, stake-
holders and experts. Traditionally, TA researchers have different 
roles depending on the types of knowledge and the decision-mak-
ing contexts (Bauer and Kastenhofer 2019). As the COVID cri-
sis has made clear, there is now a need for a pro-active TA com-
munity that interacts with a wide array of actors, dealing with 
rapidly changing scientific knowledge bases for decision-making. 
This forces TA researchers to be more “hands-on” as facilitators 
of new communication formats that transparently and effectively 
feed into deliberation and decision processes, making values in 
research agendas more explicit. Such “real-time TA 2.0” should 
seek ways to intervene in ongoing, often short-term debates, de-
liberation and decision processes, leaving the comfort zone of 

established institutional settings and professional TA routines. 
The aim is to have an impact in highly dynamic political and so-
cial processes, by means of actively setting agendas, providing 
concrete orientational knowledge also for short-term decisions, 
and enabling their continuous societal assessment.

As a TA community, we thus need to improve experimental 
and strategic actions as politically thinking, publicly engaged, 
problem-oriented researchers who do not simply wait to be 

“(t)asked”. Individuals and groups are faced with and make de-
cisions based on evaluations of science and the assessment of 
technologies, which in turn shape their everyday (socio-tech-
nical) lives, making them increasingly important addressees – 
while in the meantime (due to heightening scepticism of sci-
ence and democracy) they turn into rather “tough customers” – 
of our TA community. In turn, we may profit from increased 
public awareness that societal challenges need interdisciplinary 
and transdisciplinary activities – also more long-term ones than 
usual TA projects  – in which TA researchers act as “agenda 
setters” rather than “service research” providers; and as honest 
knowledge brokers for citizens and politicians helping create a 
common language.

Innovative TA practices
The immediate social context of professional TA is also under-
going huge changes. Research and higher education are being 
digitally rewired while at the same time becoming more po-
liticized. In political systems in the state-of-emergency mode, 
the possible is redrawn, democratic institutions are challenged, 
and the public sphere is increasingly polarized, morphing into a 
self-observatory of massively experimenting societies. In times 
when political actions lead to restrictions on personal freedom 
and public life, we see the need and the potential for more cit-
izens to contribute to political decision processes, including 
those with mid- and long-term effects.

Assessing visions of socio-technical futures can help TA ex-
plore a possible near-future world in which COVID-19 will still 
not be under control, but also mid-term or long-term futures in 
which new (pandemic) crises will emerge. Given that the cur-
rent state is also a crisis of trust in science and democracy, the 
engagement of stakeholders and the public is more important 
than ever. As a TA community, we should support “citizen TA” 
activities, as citizen science in which individuals learn about 
TA methods and apply them to assess and evaluate science or 
technology developments. In order to increase the capacities of 
societies to assess ongoing socio-technical challenges, further 
new processes and institutions could be envisioned that can help 
deepen democracy and fill the gaps in existing science-policy-

society arrangements. Permanent civic conventions on science 
and technology, for example, could be forums for more robust 
and democratic deliberation even in times of “emergency pol-
icy making”.

The stakes are high. New forms of TA that pro-actively en-
gage in deepening democracy in a time of (multiple) crises 
should be our response. We need to strengthen existing and help 
create new (international) interfaces of science, politics and so-
cieties, with a view towards democratic ideals, societal respon-
sibilities of science and globalising publics.
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Wer sich mit der Digitalisierung beschäftigt und nach dem 
Beitrag der Soziologie zum Verständnis der Gesellschaft des 
21. Jahrhunderts fragt, kommt nicht umhin, sich mit den Zeit-
diagnosen von Hartmut Rosa und Armin Nassehi zu befassen – 
zwei prominenten Vertretern des Faches, die das Bild der So-
ziologie in der Öffentlichkeit prägen. Denn das Projekt der Di-
gitalisierung ist kein rein technisches Unterfangen, sondern ist 
auf die Mitwirkung der Sozialwissenschaften angewiesen. Wenn 
es beispielsweise um die Akzeptanz neuer Technik, die Ände-
rung alltäglicher Praktiken und Routinen oder das Vertrauen in 
Institutionen (etwa des Datenschutzes) geht, ist soziologische 
Kompetenz gefragt. Auch die Abschätzung der gesellschaftli-
chen Folgen neuer Technik, also ihrer Potenziale und Risiken, 
kann nicht anderen Wissenschaften überlassen werden.

Die Technikfolgenabschätzung darf von der Soziologie folg-
lich erwarten, nicht nur TA‑kompatible Methoden und Refle-
xions- bzw. Orientierungswissen zur Verfügung gestellt zu be-
kommen. Sie darf vielmehr auch auf Konzepte hoffen, die zu 
einem Verständnis der Funktionsweise komplexer soziotech-
nischer Systeme beitragen und zudem Ansatzpunkte für deren 
nachhaltige Gestaltung aufzeigen.

Weder Hartmut Rosa noch Armin Nassehi gelingt es, diese 
Erwartungen zu erfüllen. Beide liefern Diagnosen der moder-
nen Gesellschaft, die mit wohlfeilen Worten elegant am Kern 
der Sache vorbeiargumentieren und zentrale Fragen unbeant-
wortet lassen  – insbesondere diejenigen, die die TA‑Commu-
nity interessieren.

Beschleunigung
Hartmut Rosa hat eine Theorie der modernen Gesellschaft vor-
gelegt, die in dystopischen Tönen die Beschleunigung des All-
tags beschreibt, welche mit der Einführung jeder neuen Tech-
nik einhergeht. Der sich beschleunigende technische und soziale 
Wandel brächte, so Rosa, eine Beschleunigung des Lebenstem-

pos sowie eine Steigerung der „Zahl der Handlungs- und/oder 
Erlebnisepisoden pro Zeiteinheit“ (2005, S. 463) mit sich. Zwar 
verspreche jede neu eingeführte Technik eine Zeitersparnis, 
doch führe dies letztlich zu Stress und Burnout. Vor diesem 
Hintergrund rückt Rosa die Frage in den Mittelpunkt, wie eine 

„Soziologie des guten Lebens“ (2012, S. 7) möglich sei. Er fin-
det Antworten in Formen der Entschleunigung und neuerdings 
auch im Konzept der „Resonanz“ (2016) – einer neuen Form der 
Weltbeziehung, durch die das Individuum versucht, mit sich und 
der Welt wieder ins Reine zu kommen.

Rosas Analyse fokussiert nahezu ausschließlich auf die 
Ebene des singulären Individuums, thematisiert insbesondere 
dessen psychische Belastung und sucht neuerdings Auswege 
im Esoterischen. Gesellschaftspolitische Fragen der Gestaltung 
der modernen, digitalen Gesellschaft behandelt er allenfalls am 
Rande. Rosa brilliert vor allem mit starken, suggestiven Behaup-
tungen, die nur schwach empirisch fundiert sind und als Quel-
len vor allem soziologische Klassiker sowie anekdotische Evi-
denzen anführen.

Muster
Im Gegensatz dazu verzichtet Armin Nassehi auf jeglichen 
Alarmismus und demonstriert mit Beispielen aus dem Alltag 
des Homo Digitalis, dass er sich in der digitalen Gesellschaft 
gemütlich eingerichtet hat. Er behauptet gänzlich unbescheiden, 
die erste Theorie der digitalen Gesellschaft vorgelegt zu haben, 
gesteht aber zugleich ein, nie zum Thema geforscht zu haben 
(2019, S. 11).

Nassehi etikettiert seinen Ansatz dezidiert als Techniksozio-
logie (S. 18 f.). Dies kann als eine Kampfansage an die sozialwis-
senschaftliche Technikfolgenforschung verstanden werden; denn 
er formuliert explizit sein Anliegen, den Blick auf die gesell-
schaftlichen Voraussetzungen der Digitalisierung statt auf deren 
gesellschaftliche Folgen zu richten. Auf diese Weise entledigt er 
sich der meisten Fragen, die die TA‑Community interessieren 
würden, und erteilt sich zugleich eine Art Generallizenz, über 
dieses und jenes zu räsonieren, z. B. über das frühe Christentum 
und den Buchdruck – beides Themen, bei denen sich die Verbin-
dung zur digitalen Gesellschaft nicht gerade aufdrängt.

Sein zentrales Credo lautet, die Gesellschaft sei schon immer 
digital gewesen, und deshalb passe die Digitalisierung so gut zur 
Gesellschaft (S. 20, 343). Eigentlich gebe es nichts Neues zu 
entdecken (S. 349). Schon der Buchdruck des 15. Jahrhunderts 
hätte eine zeichenhafte Verdopplung der Welt geleistet (S. 146–
151), und auch die Sozialstatistik des 19. Jahrhunderts hätte mit-
hilfe ihrer Rechenverfahren bereits Muster in den Daten erkannt 
(S. 49–51). Nassehi setzt hier Zeichenhaftigkeit und Rechenhaf-
tigkeit mit Digitalisierung gleich und blendet damit das Spezi-
fikum digitaler Daten aus, die – auch im Bereich der privaten 
Lebenswelt – maschinell erhoben, verarbeitet und zu Echtzeit-
Lagebildern aggregiert werden können. Dies konnten weder Gu-
tenberg noch die frühen Sozialstatistiker.

Nassehi verzichtet auf eine systematische Analyse der di-
gitalen Gesellschaft und verweist stattdessen auf Analogien 
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und Ähnlichkeiten – nach dem Trump’schen Motto: Corona ist 
so ähnlich wie Grippe. Digital ist so ähnlich wie analog (z. B. 
S. 191). Googles Suchmaschine wäre demnach nicht weiter als 
eine gigantische Druckerpresse, deren Auswirkungen auf die 
Gesellschaft nicht zu analysieren lohnt.

Letztlich dienen Nassehis Ausführungen vor allem dem 
Nachweis, dass alles, was man über die digitale Gesellschaft 
wissen muss, bereits in den Werken der Klassiker nachzulesen 
sei, z. B. bei Niklas Luhmann, dessen Systemtheorie die Welt in 
die Schubladen der operativ geschlossenen Systeme einsortiert. 
Aber die Digitalisierung passt nicht ins Schema, überschreitet 

sie doch Grenzen, beispielsweise der Privatheit. Also macht man 
sie passend. Binäre Codes in den Funktionssystemen, binäre Co-
dierung im Digitalen. Das klingt irgendwie ähnlich und erklärt – 
Nassehi wiederholt es unermüdlich –, warum die Digitalisierung 
so gut zur Gesellschaft passt (S. 190, 257, 262, 264, 344). Mit-
hilfe dieses Tricks entledigt Nassehi sich seiner Ausgangsfrage 
nach den gesellschaftlichen Voraussetzungen der Digitalisie-
rung. Die Systemtheorie ist wieder mit sich im Reinen und muss 
sich nicht mehr mit den Details des digitalen Alltags befassen.

Evidenzbasierte Wissenschaft?
Weder Rosa noch Nassehi leisten eine Analyse der digitalen Ge-
sellschaft, die Ansatzpunkte für deren humane, nachhaltige, ri-
sikoarme Gestaltung eröffnet und Impulse für die Technikfol-
genforschung gibt. Ihre eloquenten Streifzüge durch die Geistes- 
und Kulturgeschichte vergangener Epochen sind ein folgenloses 
Räsonieren, das am Kern einer soziologischen Analyse komple-
xer Sozialsysteme vorbeigeht.

Von einem Klimaforscher erwarten wir, dass er singuläre Er-
eignisse (z. B. das Schmelzen der Gletscher) systematisch mit 
dem Zustand eines von ihm modellierten Systems (des Weltkli-
mas) verknüpft und mithilfe von Modellrechnungen Prognosen 
generiert (z. B. eines Ansteigens des Meeresspiegels). In der So-
ziologie sind evidenzbasierte Modelle wenig verbreitet, die die 
Mikroebene des Individuums systematisch mit der Makroebene 
gesellschaftlicher Funktionssysteme (z. B. des Verkehrs- oder 
Energiesystems) verknüpfen und die Wechselwirkungen der bei-
den Ebenen thematisieren (Esser 1993). Eine derartige Model-
lierung ermöglicht es, die Systemdynamiken zu verstehen, vor 
allem aber Prognosen über mögliche künftige Ereignisse zu tref-
fen. Zudem lassen sich auf diese Weise Ansatzpunkte für steu-
ernde Interventionen identifizieren.

Echtzeitsteuerung
Eine Soziologie der digitalen Gesellschaft kann mehr leisten 
als nur die Temporalinsolvenz zu beklagen (Rosa) oder die zei-
chenhafte Verdopplung der Welt zu thematisieren (Nassehi). Sie 
sollte auch Phänomene wie die Echtzeitsteuerung in den Blick 
nehmen – eine neue Form der Steuerung komplexer soziotech-
nischer Systeme, die durch deren Digitalisierung möglich wird.

Das Beispiel des Verkehrssystems illustriert die erstaunliche 
Leistungsfähigkeit dieses neuen Governance-Modus, der Ele-
mente von zentraler Steuerung und dezentraler Koordination 
kombiniert: Die Verkehrsteilnehmer*innen produzieren große 
Mengen von Daten, die zu Lagebildern verdichtet werden, wel-
che es wiederum ermöglichen, quasi in Echtzeit steuernd in 
das Systemgeschehen einzugreifen. Dieser Mikro-Makro-Mi-
kro-Mechanismus erlaubt es den gesteuerten Individuen, auto-
nom zu entscheiden, ob sie den Empfehlungen (z. B. eine andere 
Route zu wählen) folgen oder nicht. Ob und wie dies funktio-
niert und wie sich das Verkehrs- oder das Energiesystem nach-
haltig transformieren lässt, kann man mithilfe von Computermo-
dellen und Simulationsexperimenten erforschen (Weyer 2019).

Insofern greift es zu kurz, von der digitalen Gesellschaft zu 
sprechen, wenn man in soziologischer Perspektive das Verhält-
nis von (digitaler) Technik und Gesellschaft untersucht. Denn 
Digitalisierung ist der technische, nicht aber der komplemen-
täre gesellschaftliche Prozess. „Echtzeitgesellschaft“ wäre eine 
mögliche Alternative (Weyer 2019), weil dieses Konzept die so-
zialen Dimensionen einer beschleunigten Gesellschaft (Rosa) in 
den Blick nimmt, in der algorithmisch generierte Muster (Nas-
sehi) dazu verwendet werden, komplexe soziotechnische Sys-
teme in Echtzeit zu steuern.
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Nassehi richtet den Blick  
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Voraussetzungen der Digitalisierung 
und nicht auf deren Folgen.
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Visual communication in everyday digital messages between in-
dividuals has become ubiquitous in the last few decades. Given 
its proliferation, it begs the question of how it is evolving with 
our language practices and social norms. Visualizing digital dis-
course. Interactional, institutional and ideological perspectives, 
edited by C. Thurlow, C. Dürscheid and F. Diémoz, is a collec-
tion of recent research by some of the best academics in the 
field of digital discourse analysis, assessing social impacts of 
visuality with exciting new data from key sources such as You-
tube, SMS services, Instagram and Distractify. The disciplinary 
lenses through which the data is viewed are sociolinguistics and 
communication studies, with specific focus on the technology 
area of multimodality. Multimodality implies the combination 
of graphemes and symbols within one medium, such as for ex-
ample letters and emojis in text messages.

In the book’s introduction, editors C. Thurlow and C. Dürsc-
heid state that digital discourse studies is by now a well-estab-
lished field because scholars have been continuously expand-
ing their theories and methods to keep up with fast-paced inno-
vations in communication technologies. Although traditionally 
concerned with language and linguistic developments, C. Thur-
low and C.  Dürscheid argue that “the increasingly multi-me-
dia and inherently multi-modal nature of digital communica-
tion makes this single track, and sometimes single-minded, ap-
proach more and more untenable” (p. 3). In short, increasingly 
diverse options to communicate in multi-media formats require 
a step towards analyzing the social change with respect to these 
new modes. The concern for how our individual interactions and 
practices in digital communication create and are created by so-
cial norms and power relations also makes this a relevant book 
to enrich technology assessment (TA). The findings from other 
interdisciplinary fields open some novel gateways to answering 
questions that arise in TA research.

Book content
The first chapter by R. Jones, a leading scholar in the field of dis-
course analysis, sets the scene by analyzing mobile digital pho-
tography as a medium through which we negotiate power rela-
tions between ourselves and others. Taking selfies and filming 
videos of interactions with law enforcement officers illustrate 
how these two activities create and reinforce specific ‘rights’. 
The ‘right to see’ and the ‘right to be seen’, for example with the 
turn of the camera to oneself (‘look at me’), signify a novel way 
in which these technologies are structuring users’ relationships.

The following chapters are organized in three parts. Part 1 
focuses on popular symbolic complements to written language, 
such as emojis, emoticons and other kinds of symbolic images, 
for example in text messages. C. Thurlow and V. Jaroski present 
a critical analysis of the dominant mediatized view of emojis as 
making users dumb and illiterate. Based on analysis of new text 
message data, the authors find that emoji symbols are enrich-
ing rather than replacing ‘proper’ language. In the next chap-
ter, G. Albert offers a definition of emojis and positions them 
in language theory. He argues that they should not be labelled 
as images, but rather defined by their functions in text, which 
over time have become quite stable. The following chapter by 
R. Panckhurst and F. Frontini examine emoji use in a French lan-
guage corpus of text messages. In their data they identify three 
main uses of emojis: (1) redundant addition, where an emoji is 
used in text but is not essential for comprehending the text; (2) 
necessary addition, where an emoji is used in text in which it is 
required for accurate interpretation; and (3) lexical replacement, 
where an emoji replaces actual words. The authors find that re-
dundancy is the most frequent usage, followed by necessity and 
lexical replacement.

Part 2 of the book presents four chapters on how social me-
dia is shaping relationships and interactions among users, and 
more generally in society. The first chapter by S. Leppänen on 
blogging mothers is a captivating analysis which compares and 
contrasts two types of blogs, namely mothers signaling their per-
fection and mothers signaling their imperfections. The blogs are 
interpreted as either replicating two social stereotypes of moth-
erhood. On the one hand, mothers are depicted as being neat, 
tidy, responsible and modest, thus conforming to the elitist im-
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age projected by sustainability and organic food movements. 
On the other hand, the counter-image is produced by ridiculing 
mothers’ strive for perfection through the display of images of 
‘bad’ motherhood, or images of lower class motherhood. In both 
cases, bloggers are neither poor nor lower class. In a very orig-
inal way, the authors show that classy motherhood blogs are in 
a sense truly portraying their reality, whereas the ‘bad mother’ 
blogs are fakes that use degrading stereotypes to caricature and 
ridicule lower class motherhood. In the next chapter, A. Schmidt 
and C. Marx explore the attraction of a very popular Youtube 
genre, known as Let’s Plays, i. e. recorded videos in which gam-
ers talk about what they are doing while playing a game. The au-
thors describe how players make these videos entertaining, even 
though it is not possible to join them playing. The third chap-
ter by D. Cserzö analyses virtual video chat tours in which users 
show their surroundings to others through the camera of their 
devices. The approach used is mediated discourse analysis, a 
combination of methods to precisely evaluate details of frames 
and comments. In the authors’ analysis two video chatters con-
vey their social status and create intimacy throughout their di-
alogue, accompanying the multi-modal video tour. R. Venem 
and K. Lobinger in the following chapter show how users man-
age close personal relationships by exchanging photos, and how 
this is related to general cultural policy and social representa-
tion. In contrast to dominant public views of the negative im-
pacts of sharing images on relationships, this chapter finds that 
photos make people feel close, connected and mutually bonded.

Part 3 focuses on multimodality in digital representation, 
thereby deepening the book’s general argument that communi-
cation consists of more than just words and letters, but rather in-
cludes symbols and images, ‘listicles’ and (advertising) videos, 
all of which have become much more powerful through the in-
ternet. H. Stöckl discusses image-centricity as a central concept 
in multi-modal media research and argues for a differentiation 
between images in new and traditional media, suggesting that 
new media technologies have reconfigured the role of images in 
communication. The next chapter by L. Portmann analyses the 
construction of ‘good taste’ in how two supermarket chains in 
Switzerland, Coop and Migros, display photos of simple foods 
on Instagram. Portmann states that through the use of mate-
riality and modality the two supermarket chains present very 
mundane and simple foods as sophisticated and classy. In the 
following chapter J. Pflaeging analyses the use of purposefully 
distracting texts such as ‘listicles’ on websites that take readers’ 
attention away from on their intended focus towards advertising 
and ideally motivate them to start shopping. The final chapter 
of the volume by D. Meer and K. Staubach analyses so-called 

‘haul’ videos in a popular Youtube channel whose presentations 
target teenagers to purchase the clothes being shown. Acting 
as an older sister or friend of the teenage viewer, the so called 
‘hauler’ and ‘influencer’ projects intimacy and trustworthiness 
to her teenage audience, for example by creating an impression 
of intimacy (by filming in her bedroom). At the same time, the 

‘hauler’ is described as a ‘trickster’ who navigates between the 
intimate space of her home and the professional sphere of mod-
elling, through which she is not experienced by her audience as 
a fraud, but rather as a fashion expert, and thereby increasing 
her popularity.

Benefits in a TA context
This book is a stimulating read for TA researchers and practi-
tioners because of three main reasons. First, in TA studies it 
can be a real challenge to get good data, and to figure out which 
kind of data is needed to asses technology impacts on society. 
The types of data presented in this volume, as well as the meth-
ods of analysis, are useful for understanding how to evaluate im-
pacts of technical change in new media on social relationships 
and individual consumption. Even though the findings are per-
haps not all surprising, the material presented is fascinating be-
cause of the diversity of data and methods. The reader is given 
an overview of how much analysis can be done with relatively 
small bits of data (lines of text, individual videos), given suita-
ble frameworks. Second, the perspectives in the book are inter-
disciplinary and the framings (for example, Foucault, Heideg-

ger, or Bourdieu) are familiar, making the book comprehensible 
to an interdisciplinary TA community and to anyone unfamil-
iar with the field of sociolinguistics itself. Third, the individual 
chapters are very well written, presenting original and critical 
perspectives based on theoretically informed analyses. I recom-
mend this book to anyone trying to both get a grasp on deeper so-
cial issues played out in our day-to-day communication, as well 
as to experts in the fields who seek novel takes on traditional 
questions of social change. Finally, the sociolinguistic framings 
for textual analysis could be very beneficial for questions raised 
in the TA community on the impacts of new media products and 
systems on individuals.

This book’s findings open some novel gateways  
to answering questions that arise in TA research.
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Gorleben ist rausgefallen! Der sogenannte Teilgebiete-Bericht 
der Bundesgesellschaft für Endlagerung hat die notwendige Rea-
lisierung eines Endlagers wieder ins Bewusstsein der Gesell-
schaft zurückgeholt. Der Standort Gorleben wurde nach geowis-
senschaftlicher Analyse anhand neuer Sicherheitskriterien nicht 
mehr unter die günstigen Gebiete gelistet. Das umstrittene so-
ziotechnische Projekt war schon nach jahrzehntelangen gesell-
schaftlichen Auseinandersetzungen gescheitert. Für einen ver-
änderten Regierungsstil, für den Neustart in der Endlagersuche 
steht nun das Standortauswahlgesetz. Das Gesetz legt einen star-
ken Akzent auf die Öffentlichkeitsbeteiligung. Die soll in einem 
dialogorientierten Prozess erfolgen. Wie gut oder wie schlecht 
kann das funktionieren?

Für eine Abschätzung kommt das Buch des Medienwissen-
schaftler Bernhard Pörksen und des Kommunikationspsycholo-
gen Friedemann Schulz von Thun zum Stand und Stellenwert 
des Dialogs in der Gesellschaft gerade recht, denn leider besteht 
Grund zur Skepsis. Nach ihrer Ansicht benötigt die Gesellschaft 
nicht nur eine Anleitung zum Dialog – und hierzu vermitteln 
die Autoren vielfache Hinweise und Standards – vielmehr stel-
len sie fest: Dem Dialog geht es schlecht! Die Bedingungen für 
eine gelingende Kommunikation, so die Autoren, verschlechtern 
sich im gegenwärtigen Strukturwandel der Öffentlichkeit, der 
von Aluhüten, Digitalisierung und „mehr Senden als Zuhören“ 
(S. 17) geprägt sei, selbst im Privaten werde das längere, tiefer-
gehende Gespräch (plötzlich) als ausufernd bestaunt, so es sich 
überhaupt noch ergibt.

Dass sie also Arbeit an der Utopie des guten Dialogs leisten, 
ist den Autoren wohl bewusst. Rechtzeitig hängen sie deshalb 
den Anspruch des Buches auch nur in mittlerer Höhe auf, indem 
sie Fertigrezepte für alle Fälle verweigern. Stattdessen wollen 
sie nützliche Denkmodelle und Reflexionswerkzeuge vorstel-

len und Kommunikations- und Medienanalyse verbinden, um 
einen Beitrag zur Entgiftung öffentlicher Debatten zu leisten: 

„Wir wollen Kategorien liefern, Kriterien der individuellen Lö-
sungssuche präsentieren. Es ist eine Heuristik im Sinne einer 
Kunst des Herausfindens, die wir anbieten. Sie soll den Weg zu 
einer persönlich und situativ stimmigen Kommunikation ebnen, 
nicht mehr und nicht weniger“ (S. 41). Dazu verknüpfen sie In-
dividualpsychologie und systemische Betrachtung.

Dramaturgisch schlagen sie einen Bogen, der im Vorwort 
von Pörksen unter der Überschrift „Gesellschaft der Gleich-
zeitigkeiten – Über den kommunikativen Klimawandel“ seinen 
Ausgangspunkt nimmt. Die Kapitel absolvieren die Stationen 
„Dynamik der Polarisierung“ (I, S. 43 ff.), „Möglichkeiten und 
Grenzen des Dialogs“ (II., S. 83 ff.), „Transparenz und Skandal“ 
(III, S. 126 ff.) sowie „Desinformation und Manipulation“ (IV., 
S. 166 ff.). Den Schluss bildet das Nachwort von Schulz von Thun 
über „Navigationskunst im Dilemma – Ehrlichkeit und Diploma-
tie, Achtung und Ächtung, Authentizität und Kalkül“ (S. 204 ff.). 
Interessierte finden ausgewählte Literaturhinweise (S. 215 ff.).

Das heftige Interesse an der Kommunikation
Die Autoren greifen ein zentrales Thema auf, das die Gesell-
schaft heftig umtreibt. Ein Beleg dafür ist, dass das Buch in kur-
zer Zeit bereits in dritter Auflage erscheint. „Man kann ohne 
falsche Übertreibung sagen: Die Art und Weise des Sprechens 
und Streitens ist der entscheidende Gradmesser demokratischer 
Vitalität. Wir bringen die Welt, in der wir leben erst im Mitein-
ander-Reden hervor.“ (S. 40). Ohne Wertschätzung keine Kom-
munikation (S. 23). Ohne die Bereitschaft, die eigene Wahrheit 
für obsolet zu halten, kein Dialog. Kein Allheilmittel (S. 84 f.), 
aber notwendig.

Allerdings, so ihre Diagnose, bringt die sich ändernde Me-
dienwelt auch Veränderungen ihrer klassischen Charakteris-
tika mit sich, wie z. B. die Unterscheidungen privat/öffentlich, 
Emotion/Information oder auch wahr/falsch. Auf die Heraus-
forderungen dieser Veränderungen wollen die Autoren mit dem 
Dialog als Ideal antworten und setzen dafür eine dem Dialog 
zugeneigte Haltung voraus: Nach dem Grundgesetz der Kom-
munikation ist das Zuhören im Grunde wichtiger als das Re-
den. „Wer das Kommunikationsklima verbessern will, muss das 
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Zögern lernen, das Abwarten, die zunächst möglichst vorsich-
tige um Genauigkeit ringende Bewertung“, so Pörksen (S. 66). 
In einem erhitzten gesellschaftlichen Klima wächst der Auf-
wand, steigert sich die Zumutung des Dialogs. Trotz unzumut-
barer Darbietung oder bei schwächelnden Argumenten geht es 
darum, „den wertvollen, richtigen, vielleicht jedoch noch ver-
borgenen Kern in der Auffassung des anderen zu entdecken“, so 
Schulz von Thun (S. 74). Richard Sennett hat an anderer Stelle 
darauf hingewiesen, dass Menschen oft nicht das sagen, das sa-
gen können, was sie meinen.

Zur Wahrheit gehört auch, dass wer sich angegriffen, belei-
digt, attackiert fühlt, gerade schlecht mustergültig zum Dialog 
beitragen kann (S. 72). Aus dieser dysfunktionalen Praxis hat der 
gesellschaftliche Konflikt um die friedliche Nutzung der Kern-

energie erst nach einem schockhaften Ereignis, der Kraftswerks-
havarie in Fukushima 2011, herausgefunden. Schulz von Thun 
interpretiert die Polarisierung dagegen als „eine fruchtbare Zwi-
schenphase in der Auseinandersetzung, nicht mehr und nicht we-
niger“ (S. 58). Allerdings macht er zur Voraussetzung, dass die 
harte Auseinandersetzung in der Sache gepaart ist mit Respekt 
und Empathie auf der Beziehungsebene.

Angesichts der Verrohung des gesellschaftlichen Klimas  – 
mit bespuckten Feuerwehrleuten, Politikerbeleidigungen, Mord-
drohungen und Attentaten – nehmen die Autoren, über die mehr 
oder minder ideale Sprechsituation hinausgehend, auch die 
Frage aufs Korn, wie mit denen zu kommunizieren ist, die das 
System des Grundgesetzes und der Bundesrepublik Deutsch-
land ablehnen, es abschaffen oder zerstören wollen. „Bevor ich 
auf Dialog schalte, sollte ich immer prüfen, ob die Vorausset-
zungen dafür überhaupt vorliegen“ (Schulz von Thun, S. 101). 
Und: „(…) Intoleranz gegenüber der Intoleranz ist keine schöne 
oder elegante Lösung, aber sie erscheint mir notwendig“ (Pörk-
sen, S. 101).

Die Grund-Kalamität des öffentlichen Dialogs
Gut fassbar gemacht wird auch die Grund-Kalamität des Dia-
logs in der Öffentlichkeit, wenn z. B. neben der direkten Aus-
einandersetzung mit dem politischen Gegner um die Zustim-
mung womöglich eines Millionenpublikums gebuhlt wird. Eine 
gemeinsame ins Offene weisende Suche nach der ‚Wahrheit, die 
zu zweit beginnt‘ müsste die situative Tatsache ausblenden, dass 
der eigentliche Adressat das Publikum ist. Dass eine strategische 
Kommunikation nicht dialogorientiert ist, wusste auch schon 
Habermas. Müsste der Untertitel des Buches dann nicht lauten 

„Über den Dialog in Gesellschaft und Politik, den es jedenfalls 
öffentlich nicht geben kann“?

Freilich, auch aufs Ganze gesehen: Nicht jeder aufklärerische 
Gedanke überzeugt. So will Pörksen die Filterblase als unter-
komplexe Small-Talk-Schablone entlarven. Es hänge ja ledig-

lich am eigenen Nutzerverhalten, sich breitflächig zu informie-
ren (S. 22). Jedem, der ein bisschen reflektiert das Netz nutzt, 
wird dieses Licht auch von alleine aufgegangen sein. Umgekehrt 
ist eben nicht jeder User wie ein wieselflinker Medienanalyti-
ker im Internet unterwegs. Manches Informationsverhalten er-
zeugt dann eben doch eine ideologische Kuschelecke in den ver-
störenden, weil kontrastierenden Weiten nicht enden wollender 
Informationen.

„Form follows function.“ Es war wohl unausweichlich, dass 
die Kapitel des Buches in Dialogform gehalten sind. Das geht 
im Wesentlichen auch auf, lockert Darstellung und Inhalt, lässt 
die Sprechenden kenntlicher hervortreten, sorgt für Lebendig-
keit. Dass die Anmutung gleichwohl etwas papieren bleibt: un-
vermeidlich – solange es ein Buch ist. Die Übergänge können 

mitunter als Vorbild dienen („… so verstehe ich sie …“, „Wür-
den Sie das auch so sehen?“), schrammen mitunter auch am 
Rande der Selbstpersiflage entlang (Schulz von Thun: „Mein 
Vorschlag: die ’DBSE-Formel’.“ Pörksen: „Das klingt toll. Aber 
was ist die DBSE-Formel? Sie sprechen in Rätseln“ (S. 165).

Welches kaum erreichbare Niveau der Auseinandersetzung – 
trotz aller Mäßigungsbeteuerungen – hier propagiert wird, zeigt 
das Eingeständnis, wie sehr und oft das zugrundeliegende Ge-
sprächsmaterial der beiden Kommunikationsprofis überarbeitet 
werden musste (S. 212), um zum vorliegenden Buch konden-
siert zu werden.

Für die Dialoge im Standortauswahlverfahren für ein End-
lager bedeutet das, dass die Latte für die Kommunikationsstan-
dards ziemlich hoch gehängt wurde. Zugleich wird sich in einer 
Unzahl von Gesprächen die gesetzlich geforderte Qualität nicht 
immer einlösen lassen.

Resümee
Die Mischung aus Diagnose, Kompetenz, Reflexion, Ratlosig-
keit, Anregungen und angebotenen Trittsteinen gefällt. Wer sich 
zum Thema unterrichten will, erfährt auf knapp über 200 Seiten 
viel. Die Doppelbödigkeit der verhandelten Inhalte erfreut den 
Leser, wenn auf den Spuren von Paul Watzlawiks „Anleitung 
zum Unglücklichsein“ zum Auftakt des Gesprächs gezeigt wird, 
wie man in der Kommunikation am besten alles falsch machen 
kann (S. 43 ff.). Oder wie Begriffswahl und Framing zur Mani-
pulation und Aufbau einer antiaufklärerischen Gegenkultur ge-
nutzt werden können (S. 172 f.). Die Autoren liefern nicht mehr 
als sie versprochen haben: „Wer von diesem Buch handfeste Lö-
sungen erwartet, kommt kaum auf seine Kosten.“ (S. 209) Ihre 
Leistung liegt aber darin, das Thema in seinen Facetten, Ab-
gründen und Wegweisungen ausgeleuchtet, die Vielfalt der As-
pekte und Widersprüchlichkeiten zum (intellektuellen) Glitzern 
und Funkeln gebracht zu haben. Ob das hilft, „das Beste, was wir 
hatten“ (Jochen Schimmang) zu retten, bleibt offen …

Dem Dialog geht es schlecht! 81

REFLEXIONEN

Ulrich Smeddinck  29/3 (2020)



REZENSION

Zukunftswissen 
für die Politik

 
 

Hans-Jochen Luhmann, Wuppertal Institut für Umwelt, Klima, Energie, 
Döppersberg 19, 42119 Wuppertal (jochen.luhmann@wupperinst.org)

Der Sammelband „The Politics and Science of Prevision. Gover-
ning and Probing the Future“ unternimmt aus der Perspektive der 
sicherheitspolitischen Community einen Klärungsversuch hin-
sichtlich der Begrifflichkeiten von „Zukunft“ und „Wissen“ in 
der wissenschaftlichen Politikberatung. Die drei herausgeben-
den Akademiker*innen zählen alle zum sozialwissenschaftlichen 
Zirkel der Sicherheitspolitik und sind oder waren am Center for 
Security Studies der ETH-Zürich verortet, Herausgeber Andreas 
Wenger ist dort Professor für Internationale und Schweizer Si-
cherheitspolitik. Alle eint die Erfahrung in der Politikberatung.

Es ist diese Erfahrung an der Schnittstelle von Wissenschaft 
und Politik, aus der heraus ihr Anliegen verständlich ist. Es ist 
auch nicht spezifisch für ihr Spezialgebiet, die Beratung der Si-
cherheitspolitik. So wie ihnen geht es allen Sozial-Wissenschaft-
ler*innen, die politiknah oder gar politikberatend tätig sind. Das 
Modell moderner Wissenschaft, science, ist kommunikativ ge-
sehen solipsistisch – in diesem Kontext aber wird die Wissen-
schaft in Relation gefordert. Es tritt die Frage auf: Ist das ledig-
lich eine kommunikative Herausforderung? Oder auch eine in 
Methodik und Selbstverständnis?

Vertreter*innen der Wissenschaften nehmen wahr, dass die 
Politik Zukunft gestaltet – und dafür die Unterstützung durch 
Wissenschaften sucht. So geht es den Umweltwissenschaft-
ler*innen seit langem, den Klimawissenschaftler*innen neu-
erdings – und für die Szene der Technikfolgenabschätzung ist 
diese an sie gerichtete Frage gleichsam ein „alter Hut“.

Für die (militärische) Sicherheitsszene ist das Thema so neu 
auch nicht, weil das Militär mit seinen Sandkästen (für Übun-
gen) gleichsam die Brutstätte dessen ist, was heute als „Realla-
bor“ bzw. als Learning Loop (beim US‑Militär) allseits bekannt 
ist (Luhmann 2013). Es besteht aber ein bedeutender Unter-
schied, obwohl auch der nicht hundertprozentig ist. Bei mili-
tärischen Analysen gilt gemeinhin das Gebot der Geheimhal-
tung – und sofern Sicherheitsanalysen militärisches Know-how 
als Input brauchen oder im Sicherheitswettbewerb einen Vor-
teil versprechen, werden sie aus strategischen Gründen hinter 

verschlossenen Türen durchgeführt. Es ist heute kaum bekannt, 
dass im 17. Jahrhundert Studien zu geographischen Karten oder 
zum Bruttoinlandsprodukt (Luhmann 2014) Geheimprodukte 
der Wissenschaft waren, weil ihre asymmetrische Kenntnis im 
Kriegsfall einen Vorteil versprach. Früher wurden solcherart mi-
litärische Analysen in Militärakademien zumindest im Nachhi-
nein für Offiziere ungeachtet ihrer Nationalität, also nach den 
Regeln des Gelehrtentums, erstellt. Die Wissenschaft, die sich 
heute dezidiert als öffentliche und kritisch-objektive, also eher 
nicht kooperative versteht, ist in dieser Funktion teilweise nach-
gerückt. Sie hat aber die Tradition des Im-Sandkasten-Lernens 
nicht in ihren Methodenkasten übernommen  – sie sieht sich 
folglich gleichsam neuaufgestellt auf einem unbeackerten Feld. 
So entsteht ihr aktuelles Orientierungsbedürfnis.

Die fragliche Ausgangslage, die sich einer so aufgestellten 
Sozialwissenschaft aufdrängt, stellt sich, als Dreisatz formuliert, 
wie folgt dar:

1.	 Die Politik sucht von uns etwas Orientierendes zur Zukunft.
2.	 Wir sind Wissenschaften.
3.	 Folglich muss das, was wir der Politik bieten, „Wissen“ (zur 

Zukunft) sein.

Letzteres ist einerseits ein definitorisches Postulat seitens des 
Anbieters, das aber zugleich auch den Bedürfnissen der Nach-
fragenden entsprechen muss, etwa hinsichtlich der Problem- und 
Umsetzungsorientierung. Für die Wissenschaft jedenfalls ent-
steht so eine zentrale Frage mit zwei begrifflichen Polen (Wis-
sen/Wissenschaft und Zukunft/zukunftsorientierte Aussagen): 
In welchem Sinne sind die Aussagen, die die politikberatende 
Wissenschaft zur Zukunft macht, Teil eines Wissens?

Ein Schwerpunkt liegt somit, so die Begrifflichkeit der Her-
ausgeber*innen in ihrer Zusammenfassung, bei der Klärung der 

„epistemology of prevision“ (S. ii). Hinsichtlich des Verständnis-
ses des Pols „Zukunft“ wird eine Ambivalenz gepflegt. Es geht 
da um das Zukünftige, über das Wissen generiert oder behaup-
tet wird. Die Ambivalenz zieht sich durch den gesamten II. Teil 
des Sammelbandes, der unter dem Titel „Academic perspectives 
on future-oriented policy-making“ fünf Beiträge enthält. Das 
Zukünftige, um dessen Wissbarkeit es gehen soll, wird in je-
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dem Kapitel anders benannt. Es geht u. a. um „prevision“, „fore-
sight“, „forecasting“ oder „prediction“ – und das sind nicht etwa 
nur anderslautende Bezeichnungen für in etwa dasselbe. Ent-
sprechend variieren bei den Autor*innen dieses Teils die Ver-
ständnisweisen sowohl von Wissen/Wissenschaft als auch von 
Zukunft/zukunftsorientierten Aussagen – das aber ist konsistent, 
denn beide Begriffe sind nur in ihrer Bezogenheit aufeinander 
angemessen bestimmbar. Die Beitragenden entwickeln eigene in 
sich je konsistente Begrifflichkeiten hinsichtlich des Bezugs von 
Wissen und Zukunft und somit mit Gewinn zu lesende Studien. 
Eine konsistente Überblicksdarstellung dieser Diversität wird 
von den Herausgeber*innen aber nicht geleistet.

Derselbe Befund gilt für die sieben Fallstudien aus Teil III 
(Empirical perspectives across policy fields). Der Sachhorizont 
geht da weit über das Militärische und im engeren Sinne Sicher-

heitspolitische hinaus, da geht es u. a. auch um Risiken aufgrund 
des Klimawandels, im Bereich öffentlicher Gesundheit oder im 
Finanzsystem.

Umso beeindruckender ist die Leistung der Herausgeber*in-
nen in ihrer abschließenden „Conclusion“ (IV. Teil). Unter der 
Überschrift „The politics and science of the future. Assemb-
ling future knowledge and integrating it into public policy and 
governance“ zeigen sie, dass nach ihrem Verständnis der bei-
den Schlüsselbegriffe Wissen und Zukunft sowohl Politik als 
auch Wissenschaft Ko-Produzenten der Zukunft sind. Aus-
führlich entwickeln und erläutern sie einen Schematismus die-
ses Ko-Produzententums, der mit seinen Rückkopplungsschlei-
fen an den klassisches Learning Loop erinnert (Abb. 14.1) und 
schließlich von den Herausgeber*innen auch kulturell eingebet-
tet wird. Das ist alles eindrücklich belesen und gelehrt – und ver-
mutlich auch richtig, denn im Kern wird gesagt: Diversität ist zu 
erwarten und legitim.

Doch spezifisch für Sicherheitspolitik ist das alles offenkun-
dig nicht.
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Materialities 
and temporalities 
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(ITAS), Karlsruhe Institute of Technology (KIT), Karlstr. 11, 76133 Karlsruhe 

(paulina.dobroc@kit.edu)  https://orcid.org/0000-0003-4537-8405

Every four years the European Association for Science and 
Technology Studies (EASST) and the Society for Social Stud-
ies of Science (4S) hold their joint conference. Although origi-
nally planned to take place in Prague, this year’s conference was 
held in a virtual form due to the Covid-19 pandemic. Thus, the 
organizers from the Czech Academy of Sciences had to move 
435 sessions and 1777 presentations from all over the world into 
digital space – a unique experiment and very much in line with 
the conference’s overall concern for “Locating and Timing Mat-
ters: Significance and Agency of STS in Emerging Worlds”. The 
call highlighted the rapidity of societal change that evokes feel-
ings of urgency, unease and confusion and asked for contribu-
tions that address continuities and discontinuities with a view to 
global geopolitical and economic differences.

The opening lectures by Ulrike Felt (Univ. of Vienna, Presi-
dent of EASST) and Joan Fujimura (Univ. of Wisconsin-Mad-
ison, President of 4S) discussed these issues in the context of 
the present Covid-19 pandemic: Who gets to decide over meas-
ures against the pandemic? What is the role of technologies? 
And how does the focus on the pandemic affect dealings of STS 
scholars with previous or newly arising global and local chal-
lenges, like climate change. Indeed, a number of individual pres-
entations as well as two out of six sub-plenaries analyzed the 
pandemic through the lenses of “political ecologies and inequal-
ities” as well as “Big Data and datafication”.

Conference presentations covered case studies from the 
fields of biotechnology, medicine, energy use, or urban research, 
among others, as well as conceptual approaches and theoretic 
reflections related to global and local knowledge, intra- and 
transdisciplinarity, Responsible Research Innovation (RRI) and 
much more. Exchange across disciplinary boundaries was par-
ticularly fruitful where the same issues were addressed from dif-

In welchem Sinne sind Aussagen 
der politikberatenden Wissenschaft 

zur Zukunft Teil eines Wissens?
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ferent angles. For example, Technology Assessment (TA), which 
also deals with scientific visioneering, can learn from the expe-
riences in-house anthropologists have gained by intervening in 
the work of their own colleagues.

Two panels focused particularly on TA issues. Contributions 
to the panel Prototyping Urban Futures, organized by S. Dickel 
and M. Woznica (both JGA), K. Weller and A. Schikowitz (both 
MCTS/TUM), discussed prototyping and comparable concepts 
as techno-social practices in the urban context: robot buses, city 
models and maps, the Vienna Baugruppen, or the Smart City. 
Beyond the presentation of concrete prototypes, panel partici-
pants also underscored the need for a critical theory of the so-

cio-technical impact of prototypes and processes of prototyping. 
Prototypes in this analysis are not innocent and neutral, but own 
subjectivity and agency to promote certain kinds of socio-tech-
nical transformation whose goals and biases are not unanimously 
shared and should therefore be part of public and political de-
bate (H. Mittal, IIMA; A. Baliga, LSE and M. Roßmann, ITAS/
KIT). The participants of the panel also showed that prototypes 
do not guarantee the materialization of the future, but can play 
an important role as initiators of developments quite different 
from the ones first suggested (M.  Jalonen and S.  Yli-Kauha-
luoma, Aalto Univ. School of Business; Carlos Cuevas-Garcia 
and Federica Pepponi, MCTS/TUM). They can also make the 
future capable of action (A. Schikowitz, MCTS/TUM). The in-
teresting point about prototypes as elements in dispositifs is also 
that they highlight different materialities of the future in contrast 
to future discourses. In this context Sabrina Huizenga (Erasmus 
Univ. Rotterdam) and colleagues raised the question of how the 
future is made actionable through prototypes. Daniela Peukert 
(Leuphana Univ. of Lueneburg) and colleagues highlighted the 
values of prototypes, whose visuality and spatial situatedness 
provide an addition to written text and spoken word.

Participants in the panel Politicization of Socio-technical Fu-
tures, stretching over three sessions organized by M. Roßmann, 
A. Lösch and P. Dobroć (all from ITAS/KIT), presented case 
studies and theoretical reflections on the politicization of so-
cio-technical futures. With reference to various case studies such 
as Climate Governance, Greenhouse Gas Removal, Air Taxis, 
or 3D Printing, presenters illustrated how politicization through 
narratives (M. Eggert and A. Zweck, RWTH Aachen; Ch. Paven-
städt and S. Rödder, Univ. of Hamburg), visions of the future 
(A. Kazakova, Bauman MSTU) and promises in the discourses 
immerse, unfold and eventually become influential in pres-
ent-day political rationalities (N. Markusson, D. McLaren and 

colleagues, Lancaster Univ.; S. Low and M. Boettcher, IASS). 
In this sense futures (in the plural!) are negotiatable (P. Dobroć, 
ITAS/KIT; E. Araujo, Univ. do Minho). Additionally, the po-
liticization of futures may be supported by the implementa-
tion of concepts and artifacts such as prototypes for the purpose 
of demonstrating or illustrating the future (M. Woznica, JGU; 
J. Bareis, ITAS/KIT; Th. Bächle, HIIG). Also, the processes 
of de- and repoliticization (G. Bouleau/INRAE, Ch. Pavenstädt 
and S. Rödder, Univ. of Hamburg) were strongly reflected in the 
presentations. Of particular interest in this context was the pres-
entation by G. Bouleau in which the future was described as a 
place of repoliticization that can be used to (re)create space for 

debate when a critical topic should be an object of social ne-
gotiation but has fallen out of consideration. This point is par-
ticularly interesting for TA, since in scientific visioneering and 
transformative action (A. Lösch, ITAS/KIT) TA is also called 
upon to initiate debates and coordinate re-politicization.

The simultaneity of the conference’s virtual organization, im-
posed by the pandemic, and the pandemic as object of STS re-
search turned this meeting itself into an experiment with the 
new spatio-temporal realities of the Covid-19 world. This fact 
was noticed by the participants as soon as they selected their 
time zone upon entering the platform. There also was an ex-
tended conference temporality as recorded sessions remained 
accessible for two months – another benefit of this special so-
cio-technical reality. Despite the usual technical issues with on-
line meetings and the obvious downside of not being able to en-
joy random on site interaction, there were many benefits: cli-
mate-friendly, resource-efficient avoidance of flying, flexible 
participation from home, to name just a few. As is usual with 
EASST/4S meetings, this virtual conference, too, offered break-
out sessions for more intimate discussions among participants, 
featured a virtual exhibition and facilitated exchange with prac-
titioners, e. g. from the field of gardening by asking “How so-
cial are the seeds?”. EASST/S4 has shown that a virtual confer-
ence is not necessarily impersonal but may find its own ways of 
interaction and sociability.

In scientific visioneering TA is called upon  
to initiate debates and coordinate re-politicizations  

of the future.

Conference program, abstracts and 
welcome speeches

https://www.easst4s2020prague.org/program/
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BERICHT

Wissenschafts-
kommunikation als 

Politikberatung
Wächst zusammen, 

was zusammen gehört?
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Kaiserstr. 12, 76131 Karlsruhe (philipp.schroegel@kit.edu)  
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Mit Blick auf die gegenwärtige Covid‑19-Pandemie und den da-
raus resultierenden Bedarf an wissenschaftlicher Gesellschafts- 
und Politikberatung hätte das Forum Wissenschaftskommunika-
tion 2020 kaum einen aktuelleren Schwerpunkt wählen können. 
Dabei wurde das Motto „Einmischen erwünscht!? Wissen-
schaftskommunikation und Politik“ schon vor einem Jahr vom 
Programmbeirat gesetzt, der damit womöglich „seherische Fä-
higkeiten bewiesen hat“, wie Markus Weißkopf von Wissen-
schaft im Dialog in einer Videobotschaft zur Tagung mit einem 
Augenzwinkern anmerkte.

Dieser humorvolle Einstieg wäre normalerweise nicht wei-
ter berichtenswert, aber in diesem Fall zeigt er zwei die Tagung 
prägende Aspekte auf. Einerseits zeigt das genutzte Medium die 
ganz praktischen Auswirkungen der Pandemie, denn die Konfe-
renz fand als reine Online-Veranstaltung statt. Andererseits hat 
die Anmerkung einen wahren Kern, denn es gilt dasselbe, was 
schon so häufig in Analysen zu den Folgen der Covid‑19-Pan-
demie festgestellt wurde: Die Krise verstärkt oder zumindest 
verdeutlicht schon länger bestehende Probleme und Herausfor-
derungen. So ist die Kommunikation an und mit Politik zwar 
eigentlich schon länger Teil der theoretischen Fassungen des Fel-
des der Wissenschaftskommunikation, wurde aber sowohl in der 
Forschung als auch in der Praxis bisher kaum thematisiert. Da-
bei hatten auch schon vor der Covid-19-Pandemie zentrale The-
men der Wissenschaftskommunikation eine wichtige politische 
Dimension, sei es zum Beispiel der Klimawandel oder die Gen-
technik.

Kommunikation zur Covid‑19-Pandemie
Dennoch prägte die gegenwärtige Pandemie verständlicherweise 
die Beiträge und Diskussionen. Vor diesem Hintergrund wurde 
von vielen Teilnehmenden – unter anderem Ernst Dieter Ross-
mann (Vorsitzender des Bundestagsausschusses für Bildung, 
Forschung und Technikfolgenabschätzung) – die zentrale Rolle 
des Journalismus betont, Informationen bereitzustellen. Ebenso 
häufig Thema war das öffentliche Vertrauen in Wissenschaft, 
das insgesamt laut einer Befragung des Wissenschaftsbarome-
ters nicht geringer wurde, auch wenn die große mediale Präsenz 
von Verschwörungsgläubigen anderes vermuten lässt. Allerdings 
merkte der Psychologe Rainer Bromme dazu an, dass es hier 
durchaus gilt, themenspezifisch genau nachzufragen.

Neben dem Wissenschaftsbarometer in Deutschland gab es 
ähnliche Befragungen auch in Schweden und Italien.1 Neben den 
sehr unterschiedlichen Verläufen der Pandemie in diesen drei 
Ländern zeigte sich eine interessante Gemeinsamkeit: Haupt-
quellen für Nachrichten waren überall die klassischen Medien 
wie Fernsehen, Zeitungen und Radio, danach die offiziellen 
Webseiten öffentlicher Behörden und Institutionen. Social Me-
dia hat sogar an Bedeutung verloren laut der Befragungen. Da-
gegen wurde allerdings in weiteren Fragen der Berufsgruppe der 
Journalist*innen durchgängig am wenigsten Vertrauen zugespro-
chen. Weiterhin zeigt sich in allen drei Ländern, dass bei bis zur 
Hälfte der Befragten zwei Aspekte kritisch gesehen werden: die 
Uneinigkeit und Unsicherheiten in wissenschaftlichen Bewer-
tungen und Empfehlungen. Letzteres ist keine überraschende Er-
kenntnis, sollte aber Anlass geben, sich dieser beiden Aspekte 
in einer sich weiter wandelnden medialisierten Realität anzu-
nehmen – eine Perspektive, die auch Technikfolgenabschätzung 
(TA) jenseits formalisierter Beratungsstrukturen stärker beden-
ken sollte.

Wissenschaftskommunikation entdeckt Politik
Das Forum Wissenschaftskommunikation ist primär eine Ver-
anstaltung, die sich an Praktiker*innen, zum Beispiel in Kom-
munikationsabteilungen von Hochschulen, richtet. So wurden in 
einem praxisorientierten Workshop zu Public Affairs Methoden 
und Formate vorgestellt und diskutiert. Nur wenige Kommuni-
kator*innen haben angegeben, vorher schon in dem Bereich ak-
tiv gewesen zu sein, auch wenn manche der Methoden wie Me-
dienkampagnen genauso in der Öffentlichkeitsarbeit angesiedelt 
sind. Die grundlegenden Fragen aber blieben offen – inwiefern 
Hochschulen überhaupt politisch strategiefähig sind und sein 
sollten und wie dortige Entscheidungsprozesse für oder gegen 
gezielte politische Einflussnahme ablaufen sollen.

Auch wenn in den letzten Jahren zunehmend allgemeinver-
ständliche Fachbeiträge über Wissenschaftskommunikations-
forschung ins Programm des Forums aufgenommen wurden, 
sind Wissenschaftler*innen weiterhin häufiger aufgrund eige-
ner Kommunikationsaktivitäten oder als Funktionsträger*innen 

1   Offenlegung: Der Autor des Tagungsberichtes war Moderator der Session 
zu diesem Thema.
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beteiligt. So in diesem Jahr unter ande-
rem der Präsident der Leopoldina, Ge-
rald Haug. Sein Keynote-Vortrag war 
eine eher anekdotische Perspektive auf 
die Rolle der Akademie in der Corona-
Pandemie und einige grundlegende Ge-
danken, wie beispielsweise die auch von 
anderen auf der Tagung häufiger thema-
tisierte Gemeinwohlorientierung wis-
senschaftlicher Politikberatung in Ab-
grenzung zu interessengeleitetem Lob-
byismus. Leider wurde dies nicht weiter 
ausgeführt, dabei gäbe es schon zur Frage 
des Gemeinwohls und dessen Definition 
aus Expert*innengremien heraus viel zu 
diskutieren. Auch auf die Kritik, die sich 
die Leopoldina in diesem Jahr an ihrer 
Covid-19 Stellungnahme und insbeson-
dere an der Zusammensetzung der Gre-
mien anhören musste, ging Haug nur 
am Rande und mit wenig neuen Einbli-
cken ein. Einen positiven Aspekt zum 
vergangenen Jahr gab es aber doch zu vermelden: Vor der Co-
vid‑19-Pandemie kannten nur 3 Prozent der deutschen Bevölke-
rung die Leopoldina – jetzt sind es 14 Prozent.

Immer wieder ließ sich im Verlauf der Tagung beobachten, 
dass die fehlende Einbindung sozial- und kommunikationswis-
senschaftlicher Expertise dazu führt, dass vermeintlich neue De-
batten zur Rolle von Wissenschaft in der Politik- und Gesell-
schaftsberatung immer wieder geführt wurden, obwohl diese 
eigentlich mindestens seit dem Werturteilsstreit in der deutschen 
Soziologie Anfang des 20. Jahrhunderts mit allen Argumenten 
bereits auf dem Tisch liegen. Es gab aber auch Ausnahmen – so 
beispielsweise Georg Schütte, Generalsekretär der Volkswagen-
Stiftung. Er verwies explizit auf Ottmar Edenhofers Ausführun-
gen zu Politikberatung in seinem Beitrag zur Eröffnungsdiskus-
sion: „Wissenschaftskommunikation sagt nicht, wo man hinge-
hen soll, sondern erstellt eine Landkarte, zeigt Wege auf. Dabei 
stellt sich auch die Frage, wer (welche Disziplin) an der Land-
karte mitarbeitet.“

Wissenschaftskommunikation ist Technikfolgen
abschätzung ist Wissenschaftskommunikation
Durch das Schwerpunktthema des Forums drängt sich mir mehr 
als zuvor schon die Frage nach den Gemeinsamkeiten und der 
künftigen Entwicklung der beiden Felder Wissenschaftskommu-
nikation und Technikfolgenabschätzung auf. Sicher liegt der Fo-
kus bei ersterem eher auf (massen-)medialen Phänomenen, den 
Kommunikationsprozessen und Formaten – in der Technikfol-
genabschätzung eher auf den wissenschaftlichen Themen und 
ihren sozialwissenschaftlichen und philosophischen Implikatio-
nen, den (institutionalisierten) Beratungssettings oder kleineren 
deliberativen Teilöffentlichkeiten. Beide eint aber, dass sie so-
wohl Praktiken als auch Forschung sind und dass sie keine Dis-

ziplinen sind, sondern Felder, die sich methodisch und theore
tisch aus einer Vielzahl an Disziplinen bedienen, fokussiert 
auf ihren Untersuchungsgegenstand. Gerade mit Blick auf die 
Überschneidungen würde sich eine künftig stärkere gemeinsame 
Entwicklung anbieten; viele der Diskussionen auf dem Forum 
Wissenschaftskommunikation hätten jedenfalls auch bei einer 
TA‑Tagung geführt werden können.

Einer Online-Konferenz fehlt natürlich manches, wie das in-
formelle Gespräch in der Kaffeepause. Aber die technische Um-
setzung eröffnet auch neue Möglichkeiten zum Austausch, zum 
Beispiel durch kollaboratives Arbeiten in einem Online-Board 
oder die Nutzung der Chat-Funktion bei Videovorträgen für pa-
rallele Diskussionen.

Abb. 1: Digitales Networking und Austausch auf Konferenzen in Zeiten der Covid‑19-Pandemie ist, 
wenn sich ein Roboter mit einem Krokodil vor dessen virtuellen Stand unterhält.  
� Quelle: Screenshot des Autors aus dem in Mozilla Hubs angelegten Konferenzraum

Weitere Informationen

Dokumentation der Tagung  
https://www.wissenschaft-im-dialog.de/forum-
wissenschaftskommunikation/dokumentation-fwk20/

Covid-19 Bevölkerungsbefragung Schweden:  
https://v-a.se/english-portal/projects/studies/the-public/
corona/

Covid-19 Bevölkerungsbefragung Italien:  
https://www.observa.it/italian-citizens-and-
coronavirus/?lang=en

Covid-19 Bevölkerungsbefragung Deutschland:  
https://www.wissenschaft-im-dialog.de/projekte/
wissenschaftsbarometer/wissenschaftsbarometer-corona-
spezial/
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Eigentlich als Frühjahrstagung geplant und dann aufgrund der 
Sars-CoV2-Pandemie verschoben, fand die interdisziplinäre Ta-
gung „Künstliche Intelligenz (KI) und Weltverstehen“ nun vom 
30. September bis zum 2. Oktober statt. Geladen hatte die Deut-
sche Akademie der Naturforscher Leopoldina in Kooperation 
mit dem Interdisziplinärem Nachwuchsnetzwerk für Wissen-
schafts- und Technikforschung INSIST nach Halle, wobei die 
Tagung aufgrund der Umstände als hybrides Format, d. h. teil-
weise mit Online-Vorträgen und interaktiver Liveübertragung im 
Internet stattfand. Erfreulicherweise blieb die Zahl der online 
zugeschalteten und auch aktiv an der Diskussion partizipieren-
den TeilnehmerInnen die ganzen zwei Tage über konstant hoch.

Den Auftakt machte der Abendvortrag von Andreas Kamin-
ski (High Performance Computing Center Stuttgart), der sich 
mit Begründungen im Kontext von Maschinellem Lernen und 
Entscheidungen befasste. Kaminski zufolge wird in der KI‑For-
schung Reliabilität, d.  h. das Verhältnis von richtigen Ergeb-
nissen zur Gesamtzahl der Ergebnisse, als dominante Begrün-
dungsform angesehen. Reliabilität sei jedoch nicht in allen Kon-
texten eine angemessene Form von Begründung. Daher könne 
auch eine Verbesserung der Reliabilität nicht in allen Fällen zu 
einer Verbesserung der Rechtfertigung des Einsatzes von Syste-
men Maschinellen Lernens führen. In einigen Fallkonstellatio-
nen könne es sich schlichtweg um die falsche Art von Gründen 
handeln, wie Kaminski an Beispielen aus der Rechtsprechung 
sowie anhand des Einsatzes von KI‑Systemen zur Modellierung 
von Vertrauenswürdigkeit in Grenzsicherungssystemen illust-
rierte. Allerdings bedeute das nicht zwangsläufig, dass deshalb 
auch auf die Anwendung der Methode verzichtet werde. Eine 

Methode könne zwar trotz ihrer Verlässlichkeit unangemessen 
sein. Oftmals werde aber argumentiert, dass sie immer noch bes-
ser sei als eine nicht verlässliche Methode. Die anschließende 
Diskussion drehte sich u. a. um die Abgrenzung zwischen nor-
mativen und epistemischen Fragen sowie um die Implikationen 
der Fokussierung der KI‑Forschung auf die Verbesserung der 
Reliabilität algorithmischer Systeme.

Computer und Gehirn, Software und Denken
Den Einstieg in die Vorträge am Donnerstag gaben Dinah Pfau 
und Helen Piel vom Deutschen Museum in München mit einem 
historischen Blick auf die Anfänge der KI‑Forschung. Darin 
zeichneten sie nach, wie diese ausgehend von den USA und dem 
Gründungsmythos der Summer School am Dartmouth College 
1956 über Großbritannien sich erst langsam in Deutschland eta-
blierte, wo sie noch in den 1970er-Jahren stiefmütterlich behan-
delt wurde. Bereits in diesem Vortrag wurde Bezug genommen 
auf die Analogiebildung zwischen Computer und Gehirn bzw. 
zwischen Software und Denken, die während der Tagung im-
mer wieder thematisiert wurde und auch zentraler Gegenstand 
der Podiumsdiskussion war. Auch Susanne Schregel (Universi-
tät Köln) befasste sich in ihren Überlegungen zur Geschlechter-
geschichte der künstlichen Intelligenz insbesondere mit den An-
fängen der KI‑Forschung in der Bundesrepublik Deutschland 
und Großbritannien bis in die frühen 1980er-Jahre.

In der Podiumsdiskussion diskutierten Rudolf Seising (Deut-
sches Museum München), Gabriele Gramelsberger (RWTH 
Aachen) und Christian Vater (Karlsruher Institut für Technolo-
gie), moderiert von Martin Carrier (Universität Bielefeld) und 
unter Einbeziehung des vor Ort präsenten wie auch online zu-
geschalteten Auditoriums, insbesondere die Grenzen Künstli-
cher Intelligenz und die Differenz zum Menschen. Seising unter-
strich zu Beginn gar, dass so etwas wie eine KI im engeren Sinne 
überhaupt nicht existiere. Konsens herrschte dahingehend, dass 
KI nicht denken könne – zumindest nicht so, wie ein Mensch. 
Gleichwohl spreche eine Tendenz dafür, dass sich nach und 
nach sämtliche Denkleistungen des Menschen durch entspre-
chende Systeme substituieren und gar übertreffen lassen, wie 
Christian Vater mit Verweis auf Alan Touring bemerkte. Al-
lerdings, so Carrier, müsse man sich auch mit den Konsequen-
zen auseinandersetzen, die KI unterhalb dieses Anspruchs mit 
sich bringt. Welche Bedeutung ergebe sich etwa für die Wis-
senschaften, wenn computergenerierte mathematische Beweise 
selbst von den besten Mathematikern nicht mehr nachvollzogen 
werden? Oder wenn rein musterbasierte und damit letztlich auf 
Statistik beruhende Prognosen von Naturkatastrophen heute teil-
weise treffsicherer sind als solche, die direkt auf den Gesetzen 
der Physik bzw. der Thermodynamik beruhen? Die Spannung 
zwischen einer dramatischen Vertiefung und einer zugleich er-
folgenden Verflachung der Erkenntnis durch den Rückgriff auf 
KI‑Systeme könne, so betonte Carrier, eine Verschiebung der 
Art und Weise, wie wissenschaftliches Wissen generiert werde, 
mit sich bringen. Deren Implikationen wurden von den Diskuss-
ionsteilnehmerInnen durchaus verschieden beurteilt – ein will-
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kommenes Moment des Dissens in einer Podiumsdiskussion, in 
der die Positionen der TeilnehmerInnen einander mitunter allzu 
sehr ähnelten.

Philosophiehistorisch ausgerichtet waren die beiden Vorträge 
von Lorina Buhr (Universität Göttingen) und Sandro Herr (Uni-
versität Wuppertal). Buhr betrachtete Künstliche Intelligenz als 
eine Form von mathesis universalis. Im Anschluss an Descartes’ 
Idee einer berechenbaren Welt, die es mittels einer mathema-
tisch verfassten Einheitswissenschaft zu erfassen gelte, folgte sie 
dieser Leitidee über Leibniz’ Formalisierung und Husserl Kri-
sis-Schrift, in der dieser eine Krise des kulturellen Sinns konsta-
tierte, bis hin zu Foucault. Buhr erläuterte davon ausgehend die 
Rolle von KI im Wissenschaftssystem und in der digitalen Ge-

sellschaft. Anstelle eines Fazits warf Buhr 15 in mehrere Unter-
gruppen kategorisierte Fragen auf, die auch die weitere Diskus-
sion zu ihrem Vortrag und darüber hinaus prägten. Buhr fragte 
u. a. danach, welche Gegenstände überhaupt formalisiert und 
einer KI zugeführt werden sollten und wie das Verhältnis von 
menschlicher Vernunft und KI zu bestimmen sei. Und auch San-
dro Herr lieferte in seiner begriffsgenealogischen Naturalisie-
rung von KI eine tour de force durch die abendländische Geis-
tesgeschichte, die um das Verhältnis von Materie, organischer 
Körperlichkeit und künstlichem Denken kreiste – ausgehend von 
Platons Gedanken zu Schrift als erweitertem Gedächtnis, über 
Hobbes, de La Mettrie und Nietzsches Betonung der Körper-
lichkeit als Voraussetzung des Denkens, bis zu Marvin Minskis 
Verknüpfung von KI und Materie. Während die Schrift Herr zu-
folge noch im „Leibraum“ zu verorten sei, sei KI gar geografisch 
nicht mehr lokalisierbar. Sinn werde damit delokalisiert.

Verantwortungslücken und Opazität
Luna Rösinger (Universität Köln) widmete sich aus rechtsphi-
losophischer Sicht dem Autonomiebegriff und der Frage, ob KI 
Adressatin von Rechtsfragen sein kann. Wie Rösinger überzeu-
gend ausführte, handelt es sich beim Recht weder um ein blo-
ßes Mittel der Verhaltenssteuerung noch um eine heteronome 
Zwangsordnung. Vielmehr sei es entscheidend, dass Rechtssub-
jekte Regeln anerkennen, weil sie das Recht selbst mitkonstitu-
ieren. KI habe jedoch kein Bewusstsein ihrer selbst und sei da-
her auch nicht zur Selbstgesetzgebung fähig und kein Mitkonsti-
tuent des Rechts. Künstliche Intelligenz oder E‑Personen können 
demnach keine Rechtspersonen sein. Machte man sie zu solchen, 
so wäre dies ein Ausdruck eines verfehlten Rechtsverständnis-
ses und dem Bedürfnis nach der Zuschreibbarkeit von Verant-
wortung geschuldet. Anstatt aber KI‑Systemen ungerechtfertigt 
Verantwortung zuzuschreiben, plädierte Rösinger dafür, Ver-
antwortungslücken zu akzeptieren, sofern risikobehaftete Tech-

nologien im Anschluss an Deliberationsprozesse zugelassen  
werden.

Erfrischend unprätentiös war der online zugeschaltete Bei-
trag von Nele Wulf (Hochschule Furtwangen), der sich aus so-
ziologischer Perspektive mit digitalen Erinnerungskulturen be-
fasste. Wulf zeigte auf, wie sich derzeit ein ganzer Markt rund 
um das personal-biographische Erinnern etabliert. Teilweise 
wird hierbei versucht, dem Mythos der Totalerinnerung näher-
zukommen, teilweise werden Ewigkeitsfantasien adressiert. So 
sollen Avatare als digitale Clone über das organische Leben hi-
naus die eigene Existenz sichern oder als Surrogat für verstor-
bene Mitmenschen dienen, um weiterhin mit diesen kommuni-
zieren zu können.

Andere Beiträge – u. a. diejenigen von Henning Mayer (TU 
München), Simon Egbert (TU Berlin), Maike Janssen (Bauhaus-
Universität Weimar), Eckhard Geitz (Universität Freiburg) und 
Klaus Angerer (Universität Tübingen/TU Darmstadt) – befass-
ten sich mit soziologischen Sichtweisen auf den Gebrauch von 
KI‑Software bzw. Algorithmen in verschiedenen Anwendungs-
gebieten, u. a. im Gesundheitswesen und in Coaching-Apps für 
Führungskräfte. Darüber hinaus wurden in den genannten Bei-
trägen und den daran anschließenden Diskussionen immer wie-
der konzeptuelle und methodologische Fragen nach den Mög-
lichkeiten und Grenzen einer empirisch unterfütterten Sozial-
forschung zu Praktiken der Entwicklung und Nutzung von 
KI‑Software aufgeworfen. Diskutiert wurde hierbei u. a. über die 
Frage, inwiefern KI aufgrund der Opazität vieler Machine-Le-
arning-Systeme im Vergleich zu anderen soziotechnischen Sys-
temen eine anders geartete Black Box darstelle.

Welche Gegenstände können überhaupt formalisiert und  
einer Künstlichen Intelligenz zugeführt werden?

Information

Konferenzprogramm: https://www.leopoldina.org/
veranstaltungen/veranstaltung/event/2829/
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Ob Klimawandel, Energiewende oder aktuell die Covid‑19-Pan‑
demie – Computermodellierungen spielen eine zentrale Rolle 
in der Information und Unterstützung politischer Entscheidun‑
gen. Auch in der Technikfolgenabschätzung wird sowohl ein kri‑
tischer Umgang mit Computermodellen als auch deren aktive 
Anwendung für die Politikberatung zunehmend Thema (siehe 
z. B. TATuP 26  (3) zu agentenbasierter Modellierung und Si‑
mulation).

Während Computermodelle wichtiges Orientierungswissen 
für Politik und Gesellschaft liefern, ist ihre Anwendung in der 
Politikberatung mit spezifischen Herausforderungen hinsichtlich 
ihrer Rolle, Autorität und Wirkmächtigkeit verbunden. Compu‑
termodellierungen bewegen sich in Spannungsfeldern zwischen 
Expert*innenwissen und politischer Aushandlung, zwischen 
wirklichkeitsgetreuen Abbildungen, notwendigen Reduktionen 
und Abstraktionen und Datenverfügbarkeit und -qualität sowie 
zwischen wissenschaftlicher Glaubwürdigkeit und politischer 
Relevanz und Legitimität.

Diesen Spannungsfeldern widmete sich das Projekt CoMoPA 
(Computational Modelling for Policy Advice) am Institut für 
Technikfolgen-Abschätzung (ITA) (2018–2020, gefördert durch 
den Innovationsfond der Österreichischen Akademie der Wis‑
senschaften). Anhand dreier Politikfelder (Energiewende, Frei‑
handelsabkommen, Nano-Risiko-Governance) wurden Compu‑
termodellierungen und Simulationen als gleichermaßen episte-
mische und politische Instrumente und Praktiken untersucht.

Als allgemeine Trends zeigen sich sowohl eine stetige Verbrei‑
tung von Computermodellen in Wissenschaft und Politik – ein‑
hergehend mit einer zunehmenden Ausdifferenzierung von Mo‑
dellen und Modellierungsgemeinschaften – als auch die Tendenz, 
einzelne Modelle in komplexe Modellierungs-Frameworks ein‑
zubetten. Die im Projekt durchgeführten bibliometrischen Ana‑
lysen sowie quantitative und qualitative Textanalysen wissen‑
schaftlicher Literatur illustrieren, wie Modelle Wissensgemein‑
schaften strukturieren und eng mit spezifischen Institutionen, 
Autor*innen, Zitationsnetzwerken, Themen und spezifischen so‑
zio-politischen Diskursen (z. B. Klimawandel, Energiesicherheit, 
Wohlstandssteigerung, Gesundheits- und Umweltschutz sowie 
Beschäftigungssicherheit) verwoben sind.

Sechs Fallstudien lieferten wichtige Erkenntnisse darüber, wie 
Modelle die Zusammenarbeit unterschiedlicher Akteure aus Wis‑
senschaft, Politik und Gesellschaft strukturieren und wie sie Re‑
levanz, Glaubwürdigkeit und Legitimität erlangen. Bei der Ent‑
wicklung von Low-Carbon-Strategien in Portugal und Großbri‑
tannien diente das gleiche Modell der Koordination verschiedener 
Akteure, wobei in Portugal sowohl Wissenschaft als auch gesell‑
schaftliche Stakeholder stärker eingebunden waren als in Groß‑
britannien, wo die Modellierung großteils ministeriumsintern 
stattfand. In Bezug auf Freihandelsabkommen der EU wirkte 
eine institutionelle Verschiebung der Modellierung weg von ex‑
ternen Beratungsinstitutionen hin zu in-house Modellierung in‑
nerhalb der Europäischen Kommission auf die politische Rele‑
vanz, aber auch auf die wahrgenommene Unabhängigkeit und 
Glaubwürdigkeit zurück. Weiters zeigte sich exemplarisch, wie 
sich bestimmte wissenschaftliche und auch sozio-politische Vor‑
stellungen (etwa bestimmte Perspektiven auf Risiko in der Ri‑
sikobewertung von Nanomaterialien) durch Modelle technisch 
verfestigen. Damit tragen Modelle wiederum zur Öffnung oder 
Schließung von politischen Entscheidungsoptionen bei.

Vor dem Hintergrund der zunehmenden Bedeutung von Com‑
putermodellierungen gestalten sich somit altbekannte Fragen der 
Unabhängigkeit, Transparenz, Legitimität und Glaubwürdigkeit 
am Wissenschafts-Politik-Nexus neu aus und verlangen nach 
einem reflektierten Umgang mit Modellen in politischen Ent‑
scheidungsprozessen und der gesellschaftlichen Meinungsbildung.

Weitere Informationen
Projekt CoMoPA: https://www.oeaw.ac.at/ita/projekte/2020/

computermodellierungen-fuer-die-politikberatung
TATuP – Zeitschrift für Technikfolgenabschätzung in Theorie und Praxis 26 (3), 

S. 10–57: https://www.tatup.de/index.php/tatup/issue/view/4.

In dieser kostenpflichtigen Rubrik informieren NTA-Mitglieder 
über ihre Aktivitäten und unterstützen TATuP.  
www.tatup.de/index.php/tatup/JournalSections
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TATuP UND COVID-19
Die Covid‑19-Pandemie bringt auch für die TATuP-Redaktionsprozesse viele Unwägbarkeiten. 
Ein großes „Dankeschön“ an alle beteiligten AutorInnen, GutachterInnen, Thema-Herausgeber, 
den Grafiker sowie den Verlag für das pünktliche Zustandekommen dieses Heftes.

OPEN ACCESS
Beim Informations- und Vernetzungsworkshop „Sustainable Open Access“ wurden unter 
Beteiligung der TATuP-Redaktion innovative Open-Access-Strategien diskutiert. Ergebnisse 
des Workshops bzw. Netzwerkinformationen unter
https://www.zbw-mediatalk.eu/de und https://open-access.network/startseite

TATuP DANKT HERZLICH ALLEN GUTACHTERINNEN UND GUTACHTERN
für Begutachtungen der zur Publikation im Jahr 2020 vorgesehenen Manuskripte!

F. Armknecht, R. Avila, G. Banse, A. Blanco, U. Böhm, M. Brandstötter, P. Burger, P. Delvenne, 
B. Dieber, L. Dienel, E. Ehrensperger, A. Fekete, T. Gostomzyk, C. Grandclément, M. Groß, 
C. Grothoff, A. Grunwald, M. Haus, E. Heiskanen, T. Hupperich, L. Illge, K. Janowski, E. Judson, 
C. Kaiser, M. Karner, M. Knodt, E. Kochskämper, J. Lanfer, H. Lauth, R. Martinsen, T. Meisen, 
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„Klimaneutrale 
und intelligente 
Städte in Europa“

Städte sind ein mögliches Handlungsfeld zur 
Erreichung des globalen Ziels Klimaneutra
lität, jedoch stehen vor den Umsetzungen noch  
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